73. Stellungnahme der Bürgerinitiative Mellach, vertreten durch Herrn Ing.Hannes Tripp:

zum Fachbereich Immissionsschutz-Lärm:

I.

Wir stellen den Antrag, die Behauptung der geographischen Nähe der Liegenschaften am Birkengrund und Keutzweg zur B 67 und zur ÖBB-Strecke (wie unter Pkt. 5.2.1.4 UVG angeführt) aus den vorhandenen Unterlagen zu streichen, da sie nicht den Tatsachen entspricht. Somit ist auch die Argumentation hinsichtlich eines daraus resultierenden erhöhten Grundpegels hinfällig. 

Wir stellen weiters den Antrag, den Grundpegel in diesem Bereich zu erheben. 

II.

Wir stellen den Antrag, die Richtfunkstation Mellachberg hinsichtlich Schallreflexionen und auch ihrer topographischen Lage zu berücksichtigen. 

Anm.: Diesem Antrag wurde in der mündlichen Verhandlung von Herrn DI.Reichl zugestimmt. 

III.

Wir ersuchen, den Nachweis der Erfüllung der unter Pkt. I und II vorgebrachten Anträge der BI Mellach zur Kenntnis zu bringen. 

(Ing.Hannes Tripp)

74.)  Einwendung des Umweltanwaltes zum Thema Lärm:

Das Lärmgutachten ist aufgrund der drei nachfolgend angeführten Punkte unvollständig, weshalb beantragt wird, das Gutachten vervollständigen zu lassen:

· In den Murauen sind pro Mastfuß 8 bis 10 und für die vorgefertigten Mastteile 45 bis 50 Hubschrauberflüge erforderlich, wie im Gesamtgutachten auf Seite 97 erklärt wird. Damit sind hunderte von Hubschrauberflügen allein in diesem Bereich erforderlich. 

· Die Zufahrtswege werden laut Gesamtgutachten und Detailgutachten Verkehr erst zu einem späteren Zeitpunkt festgelegt. Für die Beurteilung ist eine detaillierte Angabe dazu erforderlich.

· Die Abfuhr des Holzes wurde ebenfalls nicht definiert. 

Im Gesamtgutachten wird der Auflagenvorschlag Humanmedizin wie folgt vorgeschlagen:

„2.2.
Besonders lärmintensive Bauarbeiten im Nahbereich von bewohnten Gebäuden, die in einem Abstand von 50 m bis 100 m Lärmspitzenpegel von mehr als 70 dB bedingen, sind auf die Zeit zwischen 07.00 Uhr und 18.00 Uhr zu begrenzen.“

Da die normale Betriebszeit mit 06.00 Uhr bis 20.00 Uhr festgelegt wurde, ist vor Beginn der Arbeiten festzulegen, welche Arbeitsschritte dies sind. Eine Auflistung der Arbeitsschritte, wie sie das humanmedizinische Gutachten auf Seite 4-9 vorgibt, fehlt in der Auflage. Der Bezug, der im Auflagenvorschlag des humanmedizinischen Gutachtens gegeben ist, fehlt im Gesamtgutachten ebenfalls. 

Außerdem erklären die Sachverständigen nicht, ob die Werte für den Abstand von 50 m oder von 100 m heranzuziehen sind. Es ist auch nicht auszuschließen, dass in Bereichen zwischen 50 und 100 m zu mitteln ist. Eine Konkretisierung dieser Auflage ist dringend erforderlich, da im Abstand von 70 m nur zwei Bauphasen von der Einschränkung der obzitierten Auflage ausgenommen sind, in einem Abstand von 100 m sind dies alle bis auf eine.

Der Umweltanwalt beantragt eine Konkretisierung dieser Auflage, die auch eine Konkretisierung der Auflage Nr. 2.3 nach sich zieht. 

Der Umweltanwalt 

75. Stellungnahme der Vertreter der Antragstellerinnen zum Fachbereich „Immissionsschutz (Luft, Lärm), Humanmedizin“:
I. Luft:

In der Stellungnahme von Frau Dr.Kür zum Themenbereich „Partikelionisation“ wird die Behauptung aufgestellt, dass im Einflussbereich einer Hochspannungsleitung in der Umgebungsluft vorhandene Feinstaubpartikel aufgeladen bzw. ionisiert werden. 

Die darin anklingende Besorgnis einer Gesundheitsgefährdung wurde vom Gutachter Prof.Neuberger bereits am 18.10.2004 im Rahmen des Fachbereiches „EMF/Humanmedizin“ zerstreut. 

Aus luftreinhaltetechnischer Sicht wird diesbezüglich noch folgendes ergänzt:

In den letzten Wochen wurden durch das von der Verbund-APG beauftragte Laboratorium für Umweltanalytik Messungen zum Themenkomplex Partikelionisation im Einflussbereich von Hochspannungsleitungen durchgeführt. Die Messungen erfolgten an der „Burgenlandleitung“ (mit der projektierten Steiermarkleitung vergleichbar) sowie an der „Dürnrohrleitung“, welche mit vier Systemen ausgestattet ist und daher im Vergleich zur Steiermarkleitung wesentlich stärkere Effekte aufweisen sollte. Es wurde der Ladungszustand des atmosphärischen Aerosols sowohl luv- als auch lee-seitig der Leitungen im Größenbereich von 20 nm bis 1000 nm gemessen. Es konnten keine messbaren Unterschiede festgestellt werden. Die These von Fews und Henshaw über die Partikelaufladung durch eine Hochspannungsleitung lässt sich durch diese Messergebnisse nicht bestätigen. 

Der diesbezügliche Messbericht wird von den Antragstellern zum gegebenen Zeitpunkt nachgereicht werden.

II. Lärm:

Zur Frage von Vzbgm. Ing. Meister aus Pischelsdorf, ob die Betriebsspannung von 400 kV erreicht wurde, ist festzuhalten, dass auf Grund der von der APG für die Burgenlandleitung in 15 Minuten-Zeitschritten in Form von Exellisten übermittelten Betriebsdaten eine Betriebsspannung von rund 400 kV regelmäßig eingehalten wurde mit sehr geringen Änderungen. 

Zur Frage von Herrn Salmhofer aus Oberrettenbach, ob die in der Burgenlandleitung übertragene Leistung der maximalen möglichen Leistung entspricht, ist festzuhalten, dass Koronageräusche praktisch ausschließlich von der Betriebsspannung abhängig sind und nicht vom Produkt aus Spannung und Stromstärke. Die planmäßige Betriebsspannung wurde erreicht, vergleiche obenstehende Fragebeantwortung.

Zur Frage der Alterung und der damit unter Umständen verbundenen Veränderung der Koronageräusche ist festzustellen, dass die Messungen an der Burgenlandleitung einen Betriebszustand festgehalten haben mit einer Alterung von 3 Jahren. 

Zu Frau Mag. Tautscher, St. Margarethen/Raab:

Die Frage, wann Schall zu Lärm wird, ist so zu beantworten, dass bestimmte Schallereignisse, sobald sie hörbar sind, grundsätzlich als Lärm empfunden werden können. Mit den prognostizierten Schallimmissionspegeln bis 22 dB vor den Fenstern der nächstgelegenen Wohnhäuser im Freien ist eine Hörbarkeit in den Wohn- und Schlafräumen praktisch auch bei weit geöffnetem Fenster auszuschließen und somit ein Lärmempfinden nicht gegeben. In unseren Ausbreitungsrechnungen wurden für die nächstgelegenen Wohnhäuser keinerlei Zusatzdämpfungen durch Wald oder andere Abschirmungen berücksichtigt, sodass die ausgewiesenen Pegel auch in dieser Hinsicht einen Maximalwert darstellen.

(Dr. Onz)

75. Stellungnahme der Verbund APG, vertreten durch Herrn Dr. Tomberger:
Zur Frage von Vzbgm. Ing. Meister aus Pischelsdorf, ob die Betriebsspannung von 400 kV erreicht wurde, ist festzuhalten, dass auf Grund der von der APG für die Burgenlandleitung in 15 Minuten-Zeitschriften in Form von Exellisten übermittelten Betriebsdaten eine Betriebsspannung von rund 400 kV regelmäßig eingehalten wurde mit sehr geringen Änderungen.
Zur Frage von Herrn Salmhofer aus Oberrettenbach, ob die in der Burgenlandleitung übertragene Leistung der maximalen möglichen Leistung entspricht, ist festzuhalten, dass Koronageräusche praktisch ausschließlich von der Betriebsspannung abhängig sind und nicht vom Produkt aus Spannung und Stromstärke. Die planmäßige Betriebsspannung wurde erreicht, vergleiche obenstehende Fragebeantwortung.
Zur Frage der Alterung und der damit unter Umständen verbundenen Veränderung der Koronageräusche ist festzustellen, dass die Messungen an der Burgenlandleitung einen Betriebszustand festgehalten haben mit einer Alterung von 3 Jahren.
Zu Frau Mag. Tautscher, St. Margarethen/Raab:
Die Frage, wann Schall zu Lärm wird, ist so zu beantworten, dass bestimmte Schallereignisse, sobald sie hörbar sind, grundsätzlich als Lärm empfunden werden können. Mit den prognostizierten Schallimmissionspegeln bis 22 dB vor den Fenstern der nächstgelegenen Wohnhäuser im Freien ist eine Hörbarkeit in den Wohn- und Schlafräumen praktisch auch bei weit geöffnetem Fenster auszuschließen und somit ein Lärmempfinden nicht gegeben. In unseren Ausbreitungsrechnungen wurden für die nächstgelegenen Wohnhäuser keinerlei Zusatzdämpfungen durch Wald oder andere Abschirmungen berücksichtigt, sodass die ausgewiesenen Pegel auch in dieser Hinsicht einen Maximalwert darstellen.
(Dr. Tomberger)
75. Stellungnahme der Vertreter der Antragstellerinnen zum Fachbereich „Immissionsschutz (Luft, Lärm), Humanmedizin":
Zur Frage von Vzbgm. Ing. Meister aus Pischelsdorf, ob die Betriebsspannung von 400 kV erreicht wurde, ist festzuhalten, dass auf Grund der von der APG für die Burgenlandleitung in 15 Minuten-Zeitschritten in Form von Exellisten übermittelten Betriebsdaten eine Betriebsspannung von rund 400 kV regelmäßig eingehalten wurde mit sehr geringen Änderungen.
Zur Frage von Herrn Salmhofer aus Oberrettenbach, ob die in der Burgenlandleitung übertragene Leistung der maximalen möglichen Leistung entspricht, ist festzuhalten, dass Koronageräusche praktisch ausschließlich von der Betriebsspannung abhängig sind und nicht vom Produkt aus Spannung und Stromstärke. Die planmäßige Betriebsspannung wurde erreicht, vergleiche obenstehende Fragebeantwortung.
Zur Frage der Alterung und der damit unter Umständen verbundenen Veränderung der Koronageräusche ist festzustellen, dass die Messungen an der Burgenlandleitung einen Betriebszustand festgehalten haben mit einer Alterung von 3 Jahren.
Zu Frau Mag. Tautscher, St. Margarethen/Raab:
Die Frage, wann Schall zu Lärm wird, ist so zu beantworten, dass bestimmte Schallereignisse, sobald sie hörbar sind, grundsätzlich als Lärm empfunden werden können. Mit den prognostizierten Schallimmissionspegeln bis 22 dB vor den Fenstern der nächstgelegenen Wohnhäuser im Freien ist eine Hörbarkeit in den Wohn- und Schlafräumen praktisch auch bei weit geöffnetem Fenster auszuschließen und somit ein Lärmempfinden nicht gegeben. In unseren Ausbreitungsrephhungen wurden für die nächstgelegenen Wohnhäuser keinerlei Zusatzdämpfungen durch Wald oder andere Abschirmungen berücksichtigt, sodass die ausgewiesenen Pegel auch in dieser Hinsicht einen Maximalwert darstellen.

(Dr. Onz)
76. Einwendung von Bgm. Ernst Huber für die MG Sinabelkirchen:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Ernst Huber)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

77. Stellungnahme der Bürgerinitiative Pischelsdorf, Gersdorf, Oberrettenbach, vertreten von Herrn Peter Salmhofer:

Festgestellt wird, dass Verschmutzungen der Leiterseile Schallemissionen erhöhen. Die Bürgerinitiative stellt daher den Antrag, die Leiterseile in periodischen Abständen von maximal 10 Jahren zur Vorsorge von Verschmutzungen zu reinigen, um mögliche Erhöhungen der Schallemissionen zu verhindern. 

Weiters wird festgehalten, dass an der Burgenlandleitung Messungen an der 380 kV-Leitung durchgeführt wurden, wobei diese Leitung nicht mit Volllast belastet war (maximal 20%), daher auch die Messungen nicht den Tatsachen der auf der Steiermarkleitung zu erwartenden Belastungen entsprechen. Dies trifft ganz besonders auch auf elektromagnetische Feldmessungen zu. 

Zu Pkt. 4.1.1.2., Seite 23, des Gesamtgutachtens wird festgehalten, dass die Behörde zum Problem Implantatträger aussagt: „ Es gibt diesbezüglich keine Probleme“.

Wir behalten uns weitere Einwendungen vor.

(Peter Salmhofer)

78. Einwendung von Frau Heidelinde Kober, 8212 Pischelsdorf, Schachen 13:
Ich gebe zu Protokoll, dass die Verhandlungsleitung meiner Meinung nach nicht objektiv ist, da er zu Einwendungen seitens der Leitungsgegner seine Meinung kundtut und teilweise eine Meinung abgibt. Die Verhandlungsleitung sollte eigentlich neutral und objektiv sein.

Zum Thema Humanmedizin:

Ich stelle die Frage, ob Studien über elektromagnetische Strahlungen und deren Auswirkungen auf das menschliche Gewebe in Bezugnahme auf den Wassergehalt in den Zellen (sprich Kinder haben einen höheren Wassergehalt in den Zellen, als Erwachsene) für die UVP berücksichtigt worden sind oder nicht. Es gibt eine Studie, die in Graz erstellt worden ist, wonach z.B. Frauen auch auf Grund des höheren Wassergehalts in den Zellen als Männer einer höheren elektromagnetischen Beeinflussung unterliegen als Männer. Wurde diese Studie berücksichtigt? 

Ich behalte mir vor, morgen noch Unterlagen dazu vorzulegen.

(Heidelinde Kober)

79.  Einwendung von der Gemeindeinitiative einschließlich der Gemeinde Empersdorf, vertreten durch den AL Josef Arnus:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Josef Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

80. Stellungnahme der Gemeinde St.Johann i.d.Haide, vertreten von Herrn Bgm.Ing.Günter Müller:

Die Gemeinde, die Bürgerinitiative St.Johann i.d.H., die Landwirte und die Jäger haben den Wunsch geäußert, die Maststandorte 284 bis 288 näher an die A2 zu verlegen. Durch diese Maßnahme geht weniger Waldfläche verloren. Im Gesamtgutachten auf Seite 124 wird dies aber verneint und abgelehnt. Die Gemeinde St.Johann i.d.H. ersucht daher i.S. einer Kompromissfindung dem Wunsch der Waldbesitzer und der Jäger zu entsprechen. 

Auch Dr.Nitsche von der Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft Steiermark hat dies befürwortet. 

(Bgm.Ing.Günter Müller)

81. Einwendung von Bürgerinitiative St. Margarethen/Raab:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 5) wird mündlich vorgetragen.

(Hierzer Elfriede)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

82. Einwendung von Herrn Bgm. Schiefer, Gemeinde Nitscha:

Fragestellung:

Wie kann es sein, dass in diversen Lärmgutachten der Stmk.Landesregierung (Abteilung DI.Aigner bzw. davor DI.Jauk) im Zuge der Überprüfung der grenzwertigen Lärmbelastung durch die A2 dem Wald vor der Raststation Arnwiesen bei Gleisdorf (Richtung Norden) lärmtechnisch große Bedeutung zugemessen wird und diese Waldfläche im Gutachten (Forst) keine Berücksichtigung findet?

Kann es sein, dass wenn 1 dB Lärm durch diesen Wald eingespart wird, dann wird der Grenzwert von 50 dB überschritten und es wäre das Limit für die Errichtung einer Lärmschutzwand entlang der A2 erreicht? 

(Bgm.Schiefer)

83. Stellungnahme der BI Krumegg, vertreten von Herrn Ing.Heinz-Christian Brünner:

Im Gutachten von DI.Fasching, datiert mit 29.6.2004, sind die Einsprüche der BI Krumegg nicht behandelt worden. Das stellt einen Widerspruch zu § 12 Abs.4 Z.2 UVP-G 2000 dar. Entgegen der Aussage des Verhandlungsleiters Dr.Wiespeiner liegt in der Gemeinde Krumegg und auch in der Gemeinde St.Ulrich am Waasen die ergänzende Stellungnahme zu den Einwänden von DI.Fasching nicht zur Einsicht auf. Wir gehen aber davon aus, dass uns auch die vollständigen Teilgutachten zur Verfügung stehen müssen, was hier nicht der Fall ist. 

Ich stelle daher den Antrag, die Behörde solle das Gutachten ergänzen lassen und der BI Krumegg zur Stellungnahme vor Entscheidungsfindung übermitteln. 

Zum Fachbereich Wildbiologie und Jagd:

Der SV wird gefragt, wie die Sichtbarmachung der Leiterseile zur Verminderung des Vogelschlagsrisikos ausschaut. 

Ich stelle den Antrag, die Auflagenvorschläge der Teilgutachter sind von den anderen Fachgutachtern zu prüfen und die Ergebnisse der BI Krumegg zur Stellungnahme zu übermitteln. 

Im Zusammenhang mit dem Vogelschlagrisiko stelle ich weiters den Antrag, das gegenständliche Projekt gem. § 17 Abs.5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können. 

Als Begründung für den vorstehenden Antrag wird auf die schriftliche Stellungnahme der BI Krumegg, eingebracht am ersten Tag der mündlichen Verhandlung, verwiesen.

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

84. Einwendung der Gemeindeinitiative und Gemeinde Empersdorf:
Zur gutachterlichen Aussage des DI Wögerer in Bezug auf eine Kabeltrasse im Wald „diese Trasse würde durch die Wärmeentwicklung zum Dampfen kommen“ (sinngemäß wiedergegeben), wird auf die Stellungnahme Prof. Woschitz vom 18. Oktober 2004, Seite 1, 7. Absatz, und nächste Seite hingewiesen. Dort heißt es, dass bei einem Normalbetrieb einer dementsprechend dimensionierten Kabelanlage eine Leitertemperatur von 55°, das einer Mandeltemperatur von 40° C entspricht, auftreten. 

Da nach unserer Information auch der DI Wögerer bei der UVP-Genehmigung der Gasleitung Loop II als Gutachter für den Forstbereich tätig war, ist dies verwunderlich. Diese UVP ist für den Konsenswerber positiv ausgegangen, einschließlich der Teilbereichsgutachten Forst, obwohl nach der technischen Beschreibung bei einer Gasleitung eine Mandeltemperatur zwischen 50° und 60° auftritt. 

Zu Bedenken ist auch, dass die Oberfläche einer Gasleitung mit einem Durchmesser von ca. 1 m wesentlich größer ist, als der Durchmesser eines Kabels mit 2500 mm2 Leiterquerschnitt, das einen Außendurchmesser von 137,1 mm aufweist. 

Die Gemeindeinitiative stellt den Antrag, im forstlichen und allen anderen Gutachten diese Passagen nicht zur Kenntnis zu nehmen, welche auf falschen technischen Daten in Bezug auf die Kabelsysteme passieren. 

Neueste technische Daten sind in der Studie der TU Graz und der in diesem mündlichen Verfahren abgegebenen Stellungnahme des Prof. Woschitz enthalten und liegen der Behörde vor. Desgleichen wird auf die Einwendung des Ing. Rossmann hingewiesen. Ebenfalls wären diese Daten von den führenden Kabelfirmen abzufragen.

(Arnus Josef)

85. Einwendung von Herrn Alois Wagner, Prüfing 44, 8323 Krumegg:
Ergänzend wird vorgetragen für den Bereich Biotope und Ökosysteme:

Das Teilgutachten hiezu kann wirklich nur als Teilgutachten ausgelegt sein, ich frage mich dabei, wo ist nur der weitere Teil, den gibt es aber leider nicht. Schon vom Datum, datiert mit 29. Juni 2004, also einen Tag nach dem offiziellen Schlusstermin für unsere Einwände, ist das Teilgutachten verfasst bzw. weitergegeben worden. Da jedoch die Masse der Einwendungen am Schlusstag, nämlich den 28. Juni 2004, gemeinsam dem Verhandlungsleiter geschlossen übergeben wurde, konnten unsere Einwände natürlich nicht mehr verwendet bzw. in das Teilgutachten einfließen. Nur anscheinend stört es niemanden, weder Herrn Dr. Wiespeiner noch die Verfasser des Gesamtgutachtens, dass hier nur ein  unvollständiges Teilgutachten miteinbezogen wurde. Ich ersuche daher, folgende Punkte meiner Einwände, welche im Juni 2004 bereits eingebracht wurden, nochmals zu beurteilen.

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 11 und 3 Seiten A3) wird mündlich vorgetragen.

(Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

86. Stellungnahme von Herrn Eduard LEOPOLD, 8081 Kocheregg 18,

durch Vollmacht vertreten von Herrn Ing.Heinz-Christian Brünner:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung von 4 Seiten + 3 Beilagen inkl.Vollmacht wird mündlich vorgetragen und der Behörde übergeben.

Weiters beantrage ich, dass das in der Beilage übergebene Gutachten des SV DI.Dr.Gerhard Windischbauer zur Ergänzung des ASV für Veterinärmedizin zur Beantwortung meiner Stellungnahme herangezogen wird. Über das daraus sich ergebende neue Ergebnis möge ich schriftlich zur weiteren Stellungnahme vor Entscheidungsfindung informiert werden. 

(Ing.Heinz-Christian Brünner)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

87. Einwendung von Herrn Umweltanwalt Dr. Alois Oswald:
Zuvor erfolgte eine Erinnerung an die gestrigen Ausführungen, wonach auch die heutige Wortmeldung, insbesondere aus fachlicher Sicht, auf die dem Verhandlungsleiter gestern übergebene Gutachten beruhen.

Ebenso wird darauf hingewiesen, dass der Sachverständige für das Forstwesen, OFR Dipl.-Ing. Wögerer, gleich wie der naturkundliche Amtssachverständige OLWR Dipl.-Ing. Fasching, an der Trassenfindung beteiligt waren. Diese Teilnahme veranlasst die erkennende Behörde zu prüfen, wie weit nicht eine Befangenheit der beiden Sachverständigen gegeben ist.

Zu den Ausführungen des naturkundlichen ASV Dipl.-Ing. Fasching im konkreten:

Mängel im Gutachten:

Der naturkundliche ASV hat den Fachbereich Pflanzen, Tiere, Lebensräume, nur hinsichtlich jenes Projektgebietes begutachtet, das als Schutzgebiet nach dem Naturschutzgesetz ausgewiesen ist. Den anderen Teil des Projektgebietes, nämlich den, der außerhalb des Schutzgebietes liegt, hat er aus seinem Fachbereich heraus, überhaupt nicht beurteilt. Dieser Teil des Projektgebietes wäre selbst dann naturkundlich zu beurteilen gewesen, wenn das UVP-Verfahren nicht stattgefunden hätte. Denn auch in diesem Fall wäre nach dem geltenden Stmk. Naturschutzgesetz ein Anzeigeverfahren abzuführen, in dem ebenso jener Teil des Projektgebietes, der außerhalb des Schutzgebietes liegt, fachlich zu untersuchen gewesen wäre. Insofern ist daher das Gutachten unvollständig. Weiters hat der naturkundliche ASV weder die Vorlage einer ökologischen Begleitplanung durch den Konsenswerber, noch eine Ausgleichs-/Kompensationsrechnung und auch Pläne bzw. Angaben zu den Zufahrtswegen verlangt. 

Sein Gutachten ist somit unvollständig und wäre die fachliche Beurteilung für die Umweltmedien Pflanzen, Tiere, Lebensräume auch außerhalb des Schutzgebietes einschließlich der Ausgleichs-, Kompensationsrechnung für erhebliche Eingriffe nachzuholen. Der Vollständigkeit wird dazu bemerkt, dass Ausgleichsmaßnahmen nicht mehrfach geltend gemacht werden dürfen.

Mangelndes Fachwissen:

Der naturkundliche ASV Fasching hatte im Rahmen des gegenständlichen UVP-Verfahrens den behördlichen Auftrag zum Fachbereich Pflanzen, Tiere und Lebensräume ein Gutachten abzugeben.

Über diesen Auftrag bewegt er sich bei der Befundaufnahme bezüglich des Landschaftsbildes weit hinaus. Genau in diesem Punkt widerspricht er aber auch dem ASV Dipl.-Ing. Kolb, der über behördlichen Auftrag die Landschaft zu beurteilen hatte.

Der auf diese Weise zustande gekommene Widerspruch entspringt aus einem nicht auftragsgemäßen Vorgehen des naturkundl. ASV, der aufgrund seiner Ausbildung (Studium an der Uni für Bodenkultur Wien, Bereich Landwirtschaft) und seiner Tätigkeit in der Fachstelle Naturschutz – die Landschaft nicht zu beurteilen gehabt hätte.

Untermauert kann dies mittels aufliegendem AV vom 19.02.2001, GZ: LBD 1a 54.002-1238/96-5, der FA 1a werden, wonach zur (gestalterischen) Begutachtung von technischen Anlagen (damals Mobilfunkanlagen) die FA 1a (damals, heute FA 17B) zuständig ist.

Ähnlich verhält es sich mit dem Bereich der Ornithologie. Es ist amtsbekannt, dass weder DI Fasching noch jemand anderer in der Fachstelle Naturschutz aufgrund seiner Ausbildung fachlich fundierte, um fassende gutachterliche Aussagen aus der Sicht der Ornithologie treffen zu können. In anderen behördlichen Verfahren haben DI Fasching und seine Mitarbeiter auf Beiziehung nichtamtlicher SV aus diesen Fachbereichen hingewiesen.

Den Bereich Ornithologie konnte DI Fasching daher nicht fachlich fundiert abdecken. Sein Gutachten bedarf in diesen Punkten daher der Korrektur sowie Ergänzung.

Befangenheit:

Der naturkundl. ASV hat wie auch andere in das gegenständliche Verfahren eingebundene ASV (z.B. DI Wögerer) bei der Trassenfindung der 380-kV-Leitung mitgewirkt. Hiebei handelt es sich um einen Umstand, der die Unbefangenheit der SV jedenfalls in Frage stellt. Es widerspricht nämlich den logischen Denkgesetzen, dass ein SV an der Trassenfindung mitwirkt, um bereits in dieser projektsvorbereitenden Phase auf sensible Bereiche Bedacht zu nehmen, um dann im Verfahren selbst die von ihm „mit“-vorgeschlagene Trasse negativ beurteilt.

Ich beantrage daher, das Teilgutachten DI Fasching sowie seinen Beitrag zum UV-Gutachten wegen Befangenheit und fehlender Fachkunde im Bereich Ornithologie gänzlich unberücksichtigt zu lassen bzw. die Bereiche Pflanzen, Tiere, Lebensräume, neu zu begutachten.

Inhaltlich:

In meiner Stellungnahme habe ich darauf hingewiesen, dass von meinen Fachbeiständen stichprobenartig die Aussagen der UVE überprüft wurde. Dabei wurde ein Gelbbauchunkenbiotop festgestellt, das in der UVE nicht zu finden ist. Dies lässt eindeutig Rückschlüsse auf eine lückenhafte Erhebung in der UVE zu. 

Auch wurde zu nachfolgenden Punkten, die bereits zur UVE gerügt wurden, vom Fachgutachter keine Aussage getätigt:

· Fehlende Verortbarkeit der Ausgleichsmaßnahmen

· Fehlende landschaftspflegerische Begleitplanung zur Beurteilung und als Vorlage für die ökologische Bauaufsicht

Wie bereits oben erwähnt, werden im vorliegenden Gutachten ausschließlich auf die im Untersuchungsgebiet bestehenden Schutzgebiete eingegangen. Außerhalb dieser gibt es allerdings streng zu schützende Lebensräume und Arten, z.B. nach der FFH-Richtlinie/ Anhang I, II, III und IV. Da diese nicht berücksichtigt werden, wird von mir beantragt, ein umfassendes ökologisches Gutachten, welches die gesamten ökologischen Zusammenhänge und deren Beeinflussung durch die Leitung berücksichtigt, auch in nicht geschützten Landschaftsteilen einholen zu lassen.

Im Landschaftsschutzgebiet Nr. 31 soll laut Zusammenfassung die Aufschließung der Maststandorte ausschließlich mittels Helikopter erfolgen. Da in diesem Bereich mit großer Wahrscheinlichkeit auch eine Pfahlramme zum Einsatz kommt, kann von mir nicht nachvollzogen werden, wie dies durchgeführt werden soll. Da keine Informationen darüber vorliegen, erscheint eine ordnungsgemäße Beurteilung diesbezüglich nicht möglich.

Einige der angeführten Schutzziele des oben genannten Landschaftsschutzgebietes sind – wie im Gutachten der Universität für Bodenkultur, das am gestrigen Tag dem Verhandlungsleiter übergeben wurde, erwähnt – mit dem Vorhaben kaum vereinbar. Aus dieser Sicht ist eine Verträglichkeit in Frage zu stellen. 

Die im Gebiet des Natura 2000-Gebietes Lafnitztal-Neudauer Teiche vorkommenden Vogelarten des Anhanges 1 der Vogelschutzrichtlinie werden in Hinblick auf die Beeinflussung durch eine Überspannung und dem daraus resultierenden Vogelschlag nicht berücksichtigt. 

Die gutachterliche Beurteilung geht nicht über die Grenze des Schutzgebietes hinaus. Da die Tierwelt selbst über die vom Menschen vorgegebenen Grenzen der Schutzräume nicht informiert ist, wäre eine fachliche Beurteilung auch darüber hinaus erforderlich. Meiner Ansicht nach ist der gesamte Talraum der Lafnitz als Lebensraum und somit auch als Beurteilungsraum anzusehen.

Die Bündelung der Leitung mit dem Autobahnzubringer stellt in diesem Zusammenhang eine Bündelung von Belastungen vor allem für die Vogelwelt dar, was als gravierende Verschlechterung der Istsituation anzusehen ist. Eine derartige Beeinträchtigung widerspricht dem Verschlechterungsverbot in Natura 2000-Gebieten. Vor allem durch die hohe Sterblichkeit von gefährdeten Zug- und Jungvögeln wird eine gravierende Auswirkung auf den Populationsbestand zu erwarten sein.

Ich beantrage deshalb einerseits das bestehende Gutachten im Sinne der Sachkenntnis des ASV nachbessern zu lassen und für den darüber hinausgehenden Bereich ein zusätzliches Gutachten einzuholen.

Themenbereich Wildbiologie/Jagd:

Die vom Sachverständigen vorgelegten Unterlagen erscheinen auf den ersten Blick vollständig und logisch nachvollziehbar. Es hat sich allerdings herausgestellt, dass sich dieses Gutachten ausschließlich mit dem jagdbaren Wild beschäftigt. Aussagen zu nicht jagdbarem Wild fehlen vollständig. Diese Aussagen werden allerdings auch in keinem anderen Gutachten getätigt. Aus diesem Grund wird beantragt, die dafür erforderlichen gutachterlichen Aussagen einholen zu lassen.

Die Auflage 1 des Gutachters lautet wie folgt:

„1.)
Die Leitungsseile sind in den gefährdeten Bereichen sichtbar zu machen.“

Der Zusatz im UV-GA, dass dies z. B. mittels Markern mit Schwarz/Weiß-Blinkeffekten erfolgen kann, stammt laut Verhandlung nicht vom ASV.

Diese Auflage ist derart unbestimmt, dass sie nicht vollstreckbar ist. Es ist dringend erforderlich festzulegen, wo sich diese gefährdeten Bereiche befinden und auf welche Art und Weise diese sichtbar zu machen sind. Es wird deshalb beantragt, diesen Auflagenvorschlag konkretisieren zu lassen.

Der Umweltanwalt

88. Stellungnahme der Gemeindeinititative und Gemeinde Empersdorf, vertreten durch Josef Arnus:

In Ergänzung zur abgegebenen Stellungnahme von DI Siegfried Stranimaier werden folgende Fragen gestellt:

Frage 1: Erhaltungswürdigkeit und Sensibilität sind ein Parameter zur Beurteilung der Umweltverträglichkeit. 

Nach welchen Kriterien werden die Häufigkeiten analysiert und interpretiert bzw. gibt es obere und untere Grenzwerte?

Frage 2: Warum hat eine Verkabelung größere negative Auswirkungen auf den Wald?

Frage 3: Im Gutachten wird festgestellt, dass sich die im Trassenverlauf befindlichen Waldflächen mittlere bis hohe Einstufungen bezüglich Wohlfahrts- und Schutzwirkung beinhalten. Warum ist dann eine Umweltverträglichkeit gegeben?

Frage 4: Laut Gutachten ist die Verbisssituation in der Ost- und Südsteiermark als sehr ungünstig zu bezeichnen. Dazu wird festgestellt, dass sich dieser Zustand auf der Trasse verstärken wird.

Frage 5: Warum ist eine Umweltverträglichkeit gegeben, wenn eine deutliche Schmälerung der Waldfunktionen eintritt?

Frage 6: Warum wird die Einkommenssituation der Waldbesitzer durch die Entstehung der Trasse verbessert?

Frage 7: Warum kann man in diesem Gutachten Ausgleichsmaßnahmen vorschreiben, wenn in der Umweltverträglichkeit insgesamt als Gesamtgutachten eine Vorschreibung verpflichtender Ersatzmaßnahmen nicht beinhaltet ist? Kann man ohne Rechtstitel Privatpersonen oder Körperschaften dazu verpflichten? 

(Siegfried Stranimaier)

89. Einwendung von Alois und Maria Tieber, 8081 Heiligenkreuz a.W.:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.

(Alois Tieber)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

90. Stellungnahme der Gemeinde Gersdorf a.d. Feistritz und der Gemeindeinitiative, vertreten durch Ing.Erich Prem:

Im Gutachten des SV DI.Wögerer wurde auf die Zufahrtsproblematik im Bereich der ca. 50 km langen Waldtrasse nicht eingegangen. Nach unserem Dafürhalten sind durch die Schaffung von erforderlichen Querzufahrten zur Leitungstrasse zusätzliche Schlägerungen und Beeinträchtigungen des Waldbestandes zu erwarten, da aufgrund der Topologie und der geologischen Verhältnisse des oststeirischen Hügellandes Zufahrtsmöglichkeiten für Schwerlastverkehr entlang des Dienstbarkeitsstreifens nur zum Teil möglich sind. 

Dies ist unserer Ansicht nach ein wesentlicher Mangel und wir stellen daher den Antrag, die erforderlichen Querzufahrten im Waldbereich im Gesamtprojekt entsprechend einfließen zu lassen.

(Ing.Erich Prem)

91. Einwendung der Jagdgesellschaft Hofstätten a.d.R., vertreten durch den Obmann Alois Resch:

Der vorliegende ÖKO-Schutzstreifen im Ausmaß von 5.500 m2 wird durch die Leitung durchgehend tangiert. Als Entschädigungsvariante wird eine finanzielle Entschädigung oder ein Ersatz-Öko-Schutzstreifen gefordert. 

(Alois Resch)

92. Einwendung der Bürgerinitiative Sinabelkirchen-Nitscha, vertreten durch den Obmann Richard Hubmann:

Erste Frage an DI Wögerer:

Haben Sie im Vorfeld des Vorprüfungsverfahrens an Trassierungsüberlegungen und an einem konkreten Umtrassierungsprojekt in den Gemeinden Pischelsdorf und Oberrettenbach teilgenommen? Die Frage wird mit ja beantwortet. 

Zweite Frage an DI Fasching:

Haben Sie an Besprechungen im Zuge der Vorarbeiten vom Vorprüfungsverfahren und am Vorprüfungsverfahren selbst teilgenommen? Die Frage wird mit ja beantwortet.

Dritte Frage an DI Fasching:

Haben Sie sich in Ihrem Gutachten ausschließlich auf die ausgewiesenen Schutzgebiete beschränkt? Antwort: ja.

Vierte Frage an DI Fasching:

Betrachten Sie die UVE-Biotope und Ökosysteme als integralen Bestandteil Ihrer gutachterlichen Arbeit? Die Frage wird mit ja beantwortet.

Fünfte Frage an DI Fasching:

Betrachten Sie es nicht als gutachterliche Aufgabe, die entsprechende UVE bzw. die Stellungnahme der Bürgerparteien in Ihr Gutachten einzubeziehen? Antwort: Es ist mir keine Zeit verblieben mich mit den Stellungnahmen zur UVE zu beschäftigen.

(Obmann Richard Hubmann)

93. Stellungnahme der Gemeindeinitiative einschl. der Gemeinde Empersdorf, vertreten durch Herrn Eisner Josef zum Teilbereich Biotope und Ökosysteme:

Frage an den Verhandlungsleiter:

Es wurde kein separates ornithologisches Fachgutachten abgegeben und diesbezüglich Herr Dr.Ranner vorgestellt. Ist dies so zu verstehen, dass Herr Dr.Ranner ein ornithologisches Fachgutachten abgeben wird?

Dies wurde verneint.

Frage „Wie ist die gutachterliche Bewertung von Herrn DI.Fasching zum Schutzgut Vögel im Rahmen seines Gutachtens zu bewerten?“......

Zweite Frage an Herrn DI.Fasching:

„Stimmt es, dass Sie bei der Vorstellung der Rahmenbedingung für die UVE von einer Vegetationsaufnahme 200 m links und rechts der Leitungsachse gesprochen haben?“

Herr DI.Fasching bejaht dies.

Vom Projektwerber wurde im Rahmen der UVE zur Feststellung des Einflusses auf die Großvogelfauna eine Horstkartierung durchgeführt. Im Rahmen dieser Kartierung wurden kein einziger Horst einer schutzbedürftigen Vogelart, ausgenommen eines Schwarzstorches, im Trassenbereich festgestellt. Eine stichprobenartige Überprüfung dieser Angaben durch ortskundige Ornithologen ergab für den unmittelbaren Trassenbereich 5 Horste und für einen Bereich bis zu 1 km von der Trasse entfernt 11 Horste. 

Frage an Herrn DI.Fasching, ob derartige Abweichungen im Befund die fachliche Qualität der UVE nicht in Frage stellen?

Letzte Frage an Herrn DI.Fasching, in welchem Umfang Flächen für die lebensraumverbessernden Maßnahmen von ihm gefordert sind, war seine Antwort: „90 ha.“

(Josef Eisner)

94. Stellungnahme der BI Mellach, vertreten durch Herrn Hannes Tripp, zum Teilbereich Umweltmedizin allg.:

Unter Pkt. 4.1.1.1. wird um UVG auf körperliche Reaktionen durch das Leitungsprojekt eingegangen und angeregt, den Informations- und Aufklärungsstand der Bevölkerung hinsichtlich der tatsächlichen Auswirkungen anzuheben um psychosomatische Erkrankungen zu verhindern. 

Wir stellen den Antrag, den Konsenswerber zu dieser Aufklärungsarbeit zu verpflichten und eine Baugenehmigung so lange zu versagen, bis die Bevölkerung aufgeklärt genug ist, um psychosomatische Erkrankungen ausschließen zu können. Dies soll im Anschluss durch repräsentative Befragungen von neutraler Stelle belegt und bewiesen werden.

(Hannes Tripp)

95. Stellungnahme des Vertreters der Antragsteller zu den Fachbereichen „Forstwirtschaft, Biotope und Ökosysteme, sowie Wildbiologie und Jagdwirtschaft“:

1. Forstwirtschaft:

a) Zu den Ausgleichsmaßnahmen:

Zu den in der UVE dargestellten Ausgleichsmaßnahmen wird angemerkt, dass diese in den Unterlagen sowohl in qualitativer als auch in quantitativer Hinsicht ausführlich beschrieben wurden. Die exakte parzellenscharfe Verortung der Ausgleichsflächen erfolgt im Rahmen des Rekultivierungs- und Wiederbewaldungsplanes. Auch ohne diese Verortung ist das Projekt hinsichtlich der forstlichen Ausgleichsmaßnahmen somit ausreichend determiniert, da sowohl die Art der Maßnahmen, der Nahebereich zur Eingriffsfläche und die Gesamtfläche, die für diese Ausgleichsmaßnahmen zu erwirken ist, feststehen. Die konkrete Verortung wird nach Abschluss der hiefür erforderlichen privatrechtlichen Vereinbarungen erfolgen.

b) Zur behaupteten Rutschungsgefahr:
In der UVE wurden rutschgefährdete Standorte ausführlich untersucht und dokumentiert und Maßnahmen festgelegt, um Hangrutschungen durch die Errichtung von Masten und den Aufhieb von Waldbeständen hintanzuhalten. Diesbezüglich verweisen wir auf das Fachgutachten aus dem Gebiet der Hydrologie und die bezughabenden Ausführungen im UV-Gutachten. 

c) Zu behaupteten Widersprüchen hinsichtlich der Längen von Überspannungen und Schneisen:
In den Einreichunterlagen sowie im UV-Teilgutachten von DI Wögerer wurde klar dargelegt, dass die Eingriffslänge in Waldbereichen insgesamt rund 52 km beträgt, wovon 10,75 km überspannt werden und auf 41,2 km ein Trassenaufhieb stattfindet. Der behauptete Widerspruch besteht also nicht. 

d) Zur behaupteten Verunkrautung der Trassenflächen:
Die vom Einwender Salmhofer befürchtete Verunkrautung und „Verdornung“ der Waldschneisen  wird nicht stattfinden, da bei projektgemäßer Umsetzung der Wiederbewaldung, zu welcher die Antragsteller auf Grund der entsprechenden Projektgestaltung auch verpflichtet sind, eine regelmäßige Anwuchspflege, die auch die Beseitigung von Unkräutern und Dornsträuchern beinhaltet, gesichert ist. 

e) Zur behaupteten Leitungsgefährdung durch den stürzenden Baum bzw. zur behaupteten Ausdehnung der Eingriffe über den Servitutsstreifen hinaus:

Zum erhobenen Vorwurf, wonach der Servitutsstreifen auf Grund hoher Baumhöhen abschnittsweise deutlich breiter ausfallen würde als in den Unterlagen angegeben, wird folgendes festgestellt: Die in den Unterlagen angegebene Eingriffsbreite wurde auf Basis von Ortsbegehungen und Aufnahmen der Baumhöhen in den angrenzenden Beständen so festgelegt, dass keine über den Servitutsstreifen hinausreichende Eingriffe in benachbarten Beständen erforderlich sind. Die Maximalbreite des Eingriffes beträgt rund 100 m. 

f) Zur behaupteten Verbissgefahr auf der Leitungstrasse und in den angrenzenden Beständen:

Durch die vorgesehene Rekultivierung wird einerseits für eine Vergrößerung des Nahrungsangebotes für Wildtiere durch sogenannte Verbissgehölze (vor allem verschiedene Sträucher) gesorgt, wodurch eine Zunahme eines Verbisses von Forstpflanzen nicht eintreten wird. Andererseits wird durch Einzel- und Flächenschutzmaßnahmen ein Aufkommen von Forstpflanzen gesichert. 

2. Biotope und Ökosysteme:

a) Zum behaupteten Nichtauffinden von Horsten im Zuge der Ausarbeitung des UVE-Fachbeitrages:

Zum behaupteten Übersehen von Horsten bzw. dem Vorhandensein zusätzlicher Horste im Untersuchungsstreifen wird festgestellt, dass zum Zeitpunkt der Erhebungen im Winter 2002/2003 eben nur die in der UVE beschriebenen Horste angetroffen wurden. Zwar wurde die Behauptung des Vorhandenseins weiterer Horste in der heutigen Verhandlung lediglich vorgebracht, nicht aber bescheinigt oder bewiesen. Selbst bei Zutreffen der Behauptung würden sich dadurch die gezogenen Schlussfolgerungen bezüglich Umweltverträglichkeit nicht ändern, da durch das Vorhaben selbst bei Vorhandensein weiterer Horste eine Gefährdung eines Vorkommens oder die erhebliche Beeinträchtigung eines Bestandes einer sensiblen Vogelart auszuschließen ist. 

b) Zur Behauptung der fehlenden Vegetationsaufnahme im UVE-Fachbeitrag:

Es ist zutreffend, dass im Untersuchungsstreifen keine flächendeckende Vegetationsaufnahme vorgenommen wurde, da sie fachlich auch nicht erforderlich ist, um die notwendige Grundlage zu den möglichen Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut zu liefern. Wohl aber wurde in diesem Untersuchungsstreifen die erforderliche Lebensraumkartierung durchgeführt, um die zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Lebensräume zu beschreiben. Vegetationskartierungen wurden gemäß dem Stand der Wissenschaft und Technik auf allen vom Vorhaben baulich dauernd beanspruchten Flächen durchgeführt. 

Der durch die Behauptung des Fehlens einer flächendeckenden Vegetationsaufnahme unterstellte schwere Mangel des behördlichen Fachgutachtens – und damit zwangsläufig in weiterer Folge des UV-Gutachtens - trifft somit nicht zu, da der dort verwendete Begriff „Vegetationsaufnahme“ die Lebensraumaufnahme der UVE anspricht. Es herrscht somit vollständige Übereinstimmung zwischen dem Fachgutachter der Antragsteller und dem Fachgutachter der Behörde.

c) Zum behaupteten Fehlen von Angaben zu Verortung und Flächengrößen von Ausgleichsmaßnahmen:

Die Zuordnung der Ausgleichsmaßnahmen zu den Abschnitten des Untersuchungsgebiets und eine Aufstellung der Flächengrößen sind in Anhang 5 des UVE-Fachbeitrages „Biotope und  Ökosysteme“ angegeben. Die Ausgleichsmaßnahmen sind damit ausreichend spezifiziert und das Projekt auch in diesem Punkt entsprechend schlüssig. Die konkrete Verortung der Ausgleichsflächen wird auf der Grundlage noch abzuschließender Vereinbarungen erfolgen. 

d) Zur Behauptung der unzureichenden Anzahl von Begehungen (weniger als 10) bei Vogelkartierungen:

Es wird erläutert, dass, wie in der UVE beschrieben, das gesamte Untersuchungsgebiet in Form einer Rasterkartierung bearbeitet wurde, eine Revierkartierung wurde auf ausgewählten Untersuchungsflächen durchgeführt. Für diese Revierkartierung sind im Rahmen der UVE, wie im entsprechenden Fachbeitrag ausgeführt, weniger als 10 Begehungen durchaus ausreichend, da das Ziel der Erhebungen nicht die Ermittlung von bestandesbiologischen Kenngrößen wie Abundanz, Dominanz und Brutdichten etwa zum Vergleich mit anderen Vogelbeständen ist, sondern die Beschreibung des Vorkommens sensibler Vogelarten oder Artengemeinschaften. 

3. Zur Forderung der Gemeinde St. Johann/Haide nach Modifikation der Trasse:

Seitens der Gemeinde St. Johann/Haide wurde eine Trassenänderung gefordert, die auf ein Näherrücken an die Autobahn A2 hinauslaufen würde. Ein solches „Anschmiegen“ an die A2 ist aufgrund des im Rampenbogen des A2-Zubringers situierten Mobilfunkmastes nur bedingt möglich und weist zudem den Nachteil auf, dass diese Änderung über geschlossene Hochwaldbestände führen würde und es würde zwischen der modifizierten Trasse und der Autobahn eine in die Länge gezogene Waldrestfläche von ca. 8.000 m2 verbleiben. Für diese Restfläche ergäbe sich eine Gefährdung der Bestandsfestigkeit durch das beidseitige Öffnen und eine sehr geringe Breite. Die projektgemäße Trasse nutzt hingegen auf größtmöglicher Länge bestehende Schläge (Wildwurfbrüche bzw. wieder aufgeforstete Flächen), die durch die Leitungsanlage somit vorerst nicht in ihrem Wuchs beeinträchtigt werden. Somit ergibt sich ein stabiler Trauf zum Bestand. Überdies müsste, wollte man der Forderung der Gemeinde entsprechen, der projektierte WP 71 durch einen ca. 10 m höheren Tragmast ersetzt werden, was insbesondere in der unmittelbaren Nähe zur Autobahn das Erscheinungsbild der Freileitungsanlage massiv verstärken würde. 

Aus den genannten Gründen konnte den Forderungen der Gemeinde St. Johann/Haide nicht entsprochen werden.

(Onz)



(Kollar)


(Kühnert)

96. Stellungnahme des Hauses der Stille, vertreten durch Herrn Mag.Hans Waltersdorfer:

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.
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An das

Amt der Stmk. Landesregierung

FA 13 A – Umwelt und Anlagenrecht

Landhausgasse 7

8010 Graz

z.Hdn. Hrn. ORR Dr. Wiespeiner

96. Stellungnahme des Vertreters des Hauses der Stille zum Umweltgutachten

im laufenden UVP-Verfahren

zur 380kV-Steiermarkleitung

Ergänzend zu unserer schriftlichen Einwendung vom 19.6.2004 im laufenden UVP-Verfahren reklamieren wir nochmals die absolute Unverträglichkeit der projektierten 380kV-Freileitung mit den Zielsetzungen unseres Hauses. 

Zwar ist es eine Tatsache, dass das „Haus der Stille“ mit 5000 – 6000 Nächtigungen im Jahr auch einen bedeutenden Tourismusfaktor für die Gemeinde St. Ulrich am Waasen darstellt, doch wäre es eine oberflächliche Darstellung, unser Haus nur als eine Tourismuseinrichtung zu sehen. Die Zuerkennung einer tiefer gehenden Bedeutung wird im entsprechenden Teilgutachten (Nr. 27, DI Rainer Opl, S. 15) und ebenso im Gesamtgutachten (S. 219) dankenswerterweise auch ausgesprochen: „Das Haus der Stille als Einrichtung, die im besonderen Ausmaß auf eine ungestörte umgebende Kulturlandschaft angewiesen ist erfordert besonderen Schutz.“

Eher Wertschätzung für unser Selbstverständnis und unser Anliegen zum Wohl unserer Gäste erwarten wir im Bereich der Humanmedizin, so diese ihren Überlegungen ein ganzheitliches Menschenbild zugrunde legt. Denn auch unser Wirken im Haus der Stille fußt auf einem Menschenbild, das den Menschen als Einheit von Körper, Geist und Seele versteht:

„Uns trägt die Vision von ganzheitlichem Menschsein in einer gerechteren und heileren Welt, die Vision, immer mehr in die Liebe zu Gott, zu den Menschen und zu sich selbst hineinzuwachsen: die Sehnsucht nach einem „Leben in Fülle“ (Joh 10,10)…

Wir bemühen uns um einen einfachen Lebensstil als Hilfe zur Vertiefung der Lebensqualität… 

Als Gemeinschaft sehen wir unseren Auftrag darin, selber ein „Leben aus der Mitte“ zu gestalten und auch andere daran teilhaben zu lassen.

Vom Haus der Stille als spirituellem Zentrum sollen Impulse ausgehen, die zu menschlicher und religiöser Vertiefung führen. 

Menschen können hier einen Ort der Begegnung und Beheimatung finden. Gastfreundschaft ist für uns ein hoher Wert.

Wir laden ein, in unserer Weggemeinschaft im Haus der Stille für ein Jahr zur Lebens- und Glaubensorientierung mitzuleben. 

Wir wollen Gästen als Ort der Stille ein „Auftanken für Leib und Seele“ für kürzere oder längere Zeit ermöglichen.

Wir bieten ein vielfältiges Bildungsprogramm an, besonders zu den Schwerpunkten Meditation, Bibel und Franziskanische Spiritualität.

Durch Geistliche Begleitung, Seelsorge, Lebens- und Sozialberatung mit qualifizierten Gesprächspartnerinnen und -partnern wollen wir Schritte zu einem ganzheitlichen Menschsein fördern und Unterstützung in Krisensituationen bieten.

Durch waches soziales und politisches Handeln wollen wir unseren Beitrag zu einer gerechteren und heileren Welt einbringen, entsprechend dem, was not-wendig („Not wendend“) ist… (aus unserem Leitbild)

Unser Einsatz für den Erhalt unserer hochwertigen Landschaft und damit gegen die Verwirk-lichung des projektierten 380kV-Projekts gründet nicht zuletzt in diesen Vorgaben, zu denen wir uns mit diesem Leitbild verpflichtet haben. 

Eine Reduktion der Betroffenheit durch das Leitungsprojekt auf die Sichtbarkeit vom Gebäude aus, wie sie im Teilgutachten zu Siedlungsraum und Ortsbild (Nr. 27, DI Eichberger, S. 62) getroffen wird, greift zu kurz und ist damit für uns und unsere Gäste inakzeptabel: „Das Haus der Stille liegt, wie auch in der Stellungnahme angegeben, mehr als 1000m von der Leitung entfernt. Infolge der topografischen Gegebenheiten und der Naturraumausstattung (zusammenhängende Waldflächen, Waldremisen, Flurgehölze) ist eine direkte, deutliche Erlebbarkeit der Leitung vom Gebäude aus nicht zu erwarten.“

Die dramatische Beschneidung der Möglichkeiten zu ungetrübten Naturerfahrungen durch mehrfache Kreuzungen der umgebenden Spazierwege durch die Trasse wurde in unserer vorausgegangenen Stellungnahme dargestellt. 

Wir sind überzeugt – und die Rückmeldungen unserer Gäste bestärken uns darin (einige wurden der letzten Einwendung ebenfalls beigefügt) –, dass aber eben diese Erfahrungen einen nicht unwesentlichen Anteil daran haben, dass Gäste den Aufenthalt in unserem Haus (der durchaus auch mehrere Monate dauern kann) als insgesamt heilsam und wohltuend erleben. Nicht wenige kommen mit vielfältigen Belastungen und Lebenswunden zu uns. Die Erfahrung von „heiler“ Natur vermag Lebens- und Heilungskräfte zu wecken und ganzheitliche Gesundungsprozesse zu fördern. 

Ebenso aber wird die gegenteilige Erfahrung von verwundeter und zerstörter Natur genau diese Kräfte nicht fördern, was einen schwerwiegenden Eingriff in die Funktion unseres Hauses bedeuten würde.

Unakzeptabel sind für uns in diesem Zusammenhang allerdings die Aussagen des humanmedizinischen Gutachtens (Nr. 2, Dr. Guschlbauer/Dr. Neuberger, 6-3) zu den Toxikopie-Mechanismen, wonach dieser natürliche Schutzmechanismus durch „Information“ wegerklärt werden soll. Viel sinnvoller wäre es doch, den Auslöser dieser Ängste – die Leitung – zu beseitigen bzw. gar nicht erst zu errichten. 

Wir setzen dabei voraus, dass Alternativen zur Leitung denkbar und machbar sind – wie auch mehr in den Einwänden als in den Gutachten überzeugend dargestellt wurde – , während die Gutachter die Unumgänglichkeit der Leitung postulieren. 

Was hier für unsere Gäste gesagt ist, gilt in mindestens gleichem Maß natürlich auch für uns und alle, die in den von der Trasse betroffenen Gebieten dauerhaft leben, zumal in unserer Gemeinde die nächstgelegenen Wohnhäuser auf der ganzen Trasse zu finden sind.

Im Übrigen hinterfragen wir zutiefst die rein wirtschaftliche Begründung des Projektes 380kV-Freileitung und unterstützen die von der Umweltbeauftragten der Diözese, Mag. Hemma Opis-Pieber, ausgesprochene Forderung nach einer ethischen Grundlegung für die Entscheidung im laufenden Verfahren.

Aus all diesen Darstellungen leiten wir unsere Forderung ab, dass dem Projekt in der eingereichten Form die Menschen- und Umweltverträglichkeit nicht zuzusprechen ist.

Des Weiteren unterstützen wir die vielfältigen und sehr fundierten Einwendungen der örtlichen und anderer Bürgerinitiativen sowie anderer Einwender und schließen uns aufgrund der am 1. Verhandlungstag klar und deutlich vorgetragenen Defizite dem Antrag auf Vertagung der Verhandlung an.

Weitere Ausführungen zu unseren Einwendungen behalten wir uns vor.

Heiligenkreuz am Waasen, 19.10.2004

Für die Leitung des Hauses der Stille:

Mag. Hans Waltersdorfer
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An das

Amt der Stmk. Landesregierung

FA 13 A – Umwelt und Anlagenrecht

Landhausgasse 7

8010 Graz

z.Hdn. Hrn. ORR Dr. Wiespeiner

96. Stellungnahme des Vertreters des Hauses der Stille zum Umweltgutachten

im laufenden UVP-Verfahren

zur 380kV-Steiermarkleitung

Ergänzend zu unserer schriftlichen Einwendung vom 19.6.2004 im laufenden UVP-Verfahren reklamieren wir nochmals die absolute Unverträglichkeit der projektierten 380kV-Freileitung mit den Zielsetzungen unseres Hauses. 

Zwar ist es eine Tatsache, dass das „Haus der Stille“ mit 5000 – 6000 Nächtigungen im Jahr auch einen bedeutenden Tourismusfaktor für die Gemeinde St. Ulrich am Waasen darstellt, doch wäre es eine oberflächliche Darstellung, unser Haus nur als eine Tourismuseinrichtung zu sehen. Die Zuerkennung einer tiefer gehenden Bedeutung wird im entsprechenden Teilgutachten (Nr. 27, DI Rainer Opl, S. 15) und ebenso im Gesamtgutachten (S. 219) dankenswerterweise auch ausgesprochen: „Das Haus der Stille als Einrichtung, die im besonderen Ausmaß auf eine ungestörte umgebende Kulturlandschaft angewiesen ist erfordert besonderen Schutz.“

Eher Wertschätzung für unser Selbstverständnis und unser Anliegen zum Wohl unserer Gäste erwarten wir im Bereich der Humanmedizin, so diese ihren Überlegungen ein ganzheitliches Menschenbild zugrunde legt. Denn auch unser Wirken im Haus der Stille fußt auf einem Menschenbild, das den Menschen als Einheit von Körper, Geist und Seele versteht:

„Uns trägt die Vision von ganzheitlichem Menschsein in einer gerechteren und heileren Welt, die Vision, immer mehr in die Liebe zu Gott, zu den Menschen und zu sich selbst hineinzuwachsen: die Sehnsucht nach einem „Leben in Fülle“ (Joh 10,10)…

Wir bemühen uns um einen einfachen Lebensstil als Hilfe zur Vertiefung der Lebensqualität… 

Als Gemeinschaft sehen wir unseren Auftrag darin, selber ein „Leben aus der Mitte“ zu gestalten und auch andere daran teilhaben zu lassen.

Vom Haus der Stille als spirituellem Zentrum sollen Impulse ausgehen, die zu menschlicher und religiöser Vertiefung führen. 

Menschen können hier einen Ort der Begegnung und Beheimatung finden. Gastfreundschaft ist für uns ein hoher Wert.

Wir laden ein, in unserer Weggemeinschaft im Haus der Stille für ein Jahr zur Lebens- und Glaubensorientierung mitzuleben. 

Wir wollen Gästen als Ort der Stille ein „Auftanken für Leib und Seele“ für kürzere oder längere Zeit ermöglichen.

Wir bieten ein vielfältiges Bildungsprogramm an, besonders zu den Schwerpunkten Meditation, Bibel und Franziskanische Spiritualität.

Durch Geistliche Begleitung, Seelsorge, Lebens- und Sozialberatung mit qualifizierten Gesprächspartnerinnen und -partnern wollen wir Schritte zu einem ganzheitlichen Menschsein fördern und Unterstützung in Krisensituationen bieten.

Durch waches soziales und politisches Handeln wollen wir unseren Beitrag zu einer gerechteren und heileren Welt einbringen, entsprechend dem, was not-wendig („Not wendend“) ist… (aus unserem Leitbild)

Unser Einsatz für den Erhalt unserer hochwertigen Landschaft und damit gegen die Verwirk-lichung des projektierten 380kV-Projekts gründet nicht zuletzt in diesen Vorgaben, zu denen wir uns mit diesem Leitbild verpflichtet haben. 

Eine Reduktion der Betroffenheit durch das Leitungsprojekt auf die Sichtbarkeit vom Gebäude aus, wie sie im Teilgutachten zu Siedlungsraum und Ortsbild (Nr. 27, DI Eichberger, S. 62) getroffen wird, greift zu kurz und ist damit für uns und unsere Gäste inakzeptabel: „Das Haus der Stille liegt, wie auch in der Stellungnahme angegeben, mehr als 1000m von der Leitung entfernt. Infolge der topografischen Gegebenheiten und der Naturraumausstattung (zusammenhängende Waldflächen, Waldremisen, Flurgehölze) ist eine direkte, deutliche Erlebbarkeit der Leitung vom Gebäude aus nicht zu erwarten.“

Die dramatische Beschneidung der Möglichkeiten zu ungetrübten Naturerfahrungen durch mehrfache Kreuzungen der umgebenden Spazierwege durch die Trasse wurde in unserer vorausgegangenen Stellungnahme dargestellt. 

Wir sind überzeugt – und die Rückmeldungen unserer Gäste bestärken uns darin (einige wurden der letzten Einwendung ebenfalls beigefügt) –, dass aber eben diese Erfahrungen einen nicht unwesentlichen Anteil daran haben, dass Gäste den Aufenthalt in unserem Haus (der durchaus auch mehrere Monate dauern kann) als insgesamt heilsam und wohltuend erleben. Nicht wenige kommen mit vielfältigen Belastungen und Lebenswunden zu uns. Die Erfahrung von „heiler“ Natur vermag Lebens- und Heilungskräfte zu wecken und ganzheitliche Gesundungsprozesse zu fördern. 

Ebenso aber wird die gegenteilige Erfahrung von verwundeter und zerstörter Natur genau diese Kräfte nicht fördern, was einen schwerwiegenden Eingriff in die Funktion unseres Hauses bedeuten würde.

Unakzeptabel sind für uns in diesem Zusammenhang allerdings die Aussagen des humanmedizinischen Gutachtens (Nr. 2, Dr. Guschlbauer/Dr. Neuberger, 6-3) zu den Toxikopie-Mechanismen, wonach dieser natürliche Schutzmechanismus durch „Information“ wegerklärt werden soll. Viel sinnvoller wäre es doch, den Auslöser dieser Ängste – die Leitung – zu beseitigen bzw. gar nicht erst zu errichten. 

Wir setzen dabei voraus, dass Alternativen zur Leitung denkbar und machbar sind – wie auch mehr in den Einwänden als in den Gutachten überzeugend dargestellt wurde – , während die Gutachter die Unumgänglichkeit der Leitung postulieren. 

Was hier für unsere Gäste gesagt ist, gilt in mindestens gleichem Maß natürlich auch für uns und alle, die in den von der Trasse betroffenen Gebieten dauerhaft leben, zumal in unserer Gemeinde die nächstgelegenen Wohnhäuser auf der ganzen Trasse zu finden sind.

Im Übrigen hinterfragen wir zutiefst die rein wirtschaftliche Begründung des Projektes 380kV-Freileitung und unterstützen die von der Umweltbeauftragten der Diözese, Mag. Hemma Opis-Pieber, ausgesprochene Forderung nach einer ethischen Grundlegung für die Entscheidung im laufenden Verfahren.

Aus all diesen Darstellungen leiten wir unsere Forderung ab, dass dem Projekt in der eingereichten Form die Menschen- und Umweltverträglichkeit nicht zuzusprechen ist.

Des Weiteren unterstützen wir die vielfältigen und sehr fundierten Einwendungen der örtlichen und anderer Bürgerinitiativen sowie anderer Einwender und schließen uns aufgrund der am 1. Verhandlungstag klar und deutlich vorgetragenen Defizite dem Antrag auf Vertagung der Verhandlung an.

Weitere Ausführungen zu unseren Einwendungen behalten wir uns vor.

Heiligenkreuz am Waasen, 19.10.2004

Für die Leitung des Hauses der Stille:

Mag. Hans Waltersdorfer

98.  Einwendung von der Gemeindeinitiative Empersdorf und der Gemeinde Empersdorf, vertreten durch Herrn AL Josef Arnus:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 7) wird mündlich vorgetragen.

(Arnus)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

99. Einwendung von der Bürgerinitiative St. Margarethen/Raab für den Bereich Humanmedizin:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 8) wurde mündlich vorgetragen.

(Frau Mag. Erhart-Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

100. Stellungnahme von Helmut und Sonja Gurt, vertreten durch Frau Eva Wagner, Vollmacht vorgelegt am 18.10.2004:

Hinweis: Die Vollmacht wurde gestern bei der Eintragung in die Rednerliste vorgelegt.

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (3 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Eva Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

101. Einwendung der Bürgerinitiative Mellach, vertreten durch Ing. Tripp, für den Bereich Landwirtschaft/Veterinärmedizin:
Wir beantragen die Hinzuziehung eines Reitsachverständigen bei der Gutachtenserstellung hinsichtlich der Auswirkungen elektromagnetischer Felder und Koronageräusche auf Pferde. Dieser Vorschlag wurde auch vom veterinärmedizinischen Sachverständigen, Doz. Dr. Deutsch, in seinem Teilgutachten dargelegt und im Zuge der mündlichen Verhandlung bekräftigt. Des weiteren stellen wir fest, dass etwaige neue Erkenntnisse, die dem der Behörde vorliegenden Gutachten von DI Dr. Gerhard Windischbauer zu entnehmen sind, auch für unsere Einwendung Geltung hat. 

(Ing. Tripp)

102. Einwendung von der BI St.Margarethen/Raab, vertreten von Herrn DI.Augustin Erhart, 8321 St.Margarethen/Raab Nr.137:

Wir rufen unsere bisherigen Stellungnahmen zur Lage unseres Reitplatzes, Dostal, in Erinnerung.

Wir stellen den Antrag, die Betrachtung des Zusatzrisikos in dieses Landwirtschaftsgutachten einzubauen, im besonderen auch bezogen auf die Pferde (wegen des Reitplatzes in St.Margarethen).

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (1 Seite) wird mündlich vorgetragen.

(DI.Augustin Erhart)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

103. Stellungnahme der BI St.Margarethen a.d. Raab, vertreten von Frau Mag.Erhart-Auner:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (2 Seiten) wird mündlich vorgetragen.

(Mag.Erhart-Auner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt.

(Mag.Schmalzbauer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

104. Stellungnahme von Karin und Patrizia Lerner und Erich Raninger:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

(Karin Lerner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

105. Stellungnahme der Gemeinde Oberrettenbach, vertreten von Herrn DI.Josef Sommerhofer:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (11 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(DI.Josef Sommerhofer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

106. Einwendung von Herrn Otmar Reicher, 8295 St. Johann in der Haide 49:
Ich beantrage zum oben genannten Projekt eine volkswirtschaftliche Gesamtrechnung durchzuführen und das Ergebnis in der Beurteilung der Umweltverträglichkeit zu berücksichtigen.

Zu bewerten sind u.a.:

· Die dauerhafte Beeinträchtigung der Landschaft/dauerhafter Schaden für die an die Thermenregion angrenzende Region


· Die dauerhafte Entwertung von Grund und Boden/Minderung des Einheitswertes, weniger Grundsteuer, weniger Steuereinnahmen, weniger Leistungen der Öffentlichen Hand, Verarmung der Region ...

(Otmar Reicher)

107. Stellungnahme der Bürgerinitiative Pischelsdorf-Gersdorf-Oberrettenbach, vertreten von Herrn DI.Josef Sommerhofer:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung (1 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(DI.Josef Sommerhofer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

108. Einwendung von Frau Daniela Gigerl, Kaltenbrunn 78, 8200 Gleisdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

(Daniela Gigerl)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

109. Stellungnahme der Gemeindeinitiative einschließlich Gemeinde Empersdorf, vertreten durch Karin Lerner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Gutachten Dr. Markus Hadler, 1-fach, 11 Seiten und Gutachten ZT-Büro Integral-Hoffmann, 3-fach, 15 Seiten gebunden) wird mündlich vorgetragen.

(Karin Lerner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

110. Stellungnahme der Jagdgesellschaft Oberretenbach und Hegering 18, vertreten von Herrn DI.Josef Sommerhofer:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 5 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(DI.Josef Sommerhofer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

111.  Einwendung von Alois und Stefanie Baumhackl, 8081 Empersdorf 8:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen.

(Baumhackl)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

112. Einwendung der Gemeindeinitiative einschließlich Gemeinde Empersdorf:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (von Integral-Hoffmann, Seiten 76 gebunden) wird mündlich vorgetragen.

(Karin Lerner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Holzer)

113.  Einwendung von Herrn Alois Wagner, Prüfing 44, 8323 Krumegg:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 1) wird mündlich vorgetragen.

(Alois Wagner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.
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	Gemeinde Mellach

8072 Mellach, Bez. Graz-Umgebung, Telefon 03135/82444, Fax 03135/824444

gde@mellach.steiermark.at
UID  Nr.: ATU 50173707


GZ:0350/2004-3


Bezug: FA13A-43.10-1429/04-1750


Betreff:  380kV Freileitung - Genehmigungsverfahren nach dem 
UVP-G 2000 –Stellungnahme zur mündlichen Verhandlung

 Herrn

ÔRR Dr. Michael Wiespeiner

8010 Graz – Landhausgasse 7

_______________________
Auswirkungen der 380 KV Steiermarkleitung auf das Landschaftsbild der Gemeinde Mellach

Ausgangslage

Die Gemeinde Mellach hat einerseits Anteil an der Oststeirischen Hügellandschaft – andererseits durch Steilhänge getrennt Anteil an den Murauen. 

Die Landschaft lässt sich demnach in 3 Teile gliedern: 

· Mellach – Murauen
(17 %)

· Mellach – Murberg
(46 %)

· Mellach – Jakobstal
(37 %)

Die Murauen  sind Teil des zusammenhängenden Talbodens der Mur, gekennzeichnet durch hochwertige Auwaldreste und Laubmischwälder, durchzogen von Rad- und Spazierwegen sowie Aussichtspunkten und Beobachtungsmöglichkeiten für eine seltene Vogelwelt.

Der Murberg ein weithin sichtbarer Höhenrücken (100-140 m) über dem Talboden, stark bewaldet und besiedelt, ebenfalls ausgestattet mit einem Wander– und Radwegenetz sowie Aussichtspunkten.

Der Landschaftsteil Jakobsbachtal weist ebenfalls große Höhenunterschiede auf, ist stark bewaldet (Laubmischwälder) und mit kleineren Siedlungskörpern und Einzelobjekten bebaut, sowie ebenso von einem markierten Rad- und Wanderwegenetz durchzogen.

In der UVE wird die Sensibilität der betroffenen Landschaftsteile von Mellach mit „hoch“ angegeben. Wir beurteilen die Sensibilität ebenfalls mit „hoch“ bis „sehr hoch“.

Das Projekt

Die geplante Freileitung weist innerhalb des Gemeindegebietes eine Trassenlänge von 3,4 km auf, wobei 11 Masten zum Teil mit einer Höhe von 60-70 m (!) erforderlich sind, da ein Großteil der Trasse aus Waldüberspannungen besteht. Im Zuge der Visualisierung war sehr deutlich erkennbar, in welcher Höhe die einzelnen Masten und damit auch die Kabel den Wald überragen und damit weithin sichtbar werden.

Entgegen den ursprünglichen Aussagen während der Projektphase ist nunmehr laut Einreichprojekt eine viel größere Sichtbarkeit der Leitungselemente durch die Überspannungen anstelle der Führungen durch Waldschneisen gegeben. 

Als Bürgermeister der Gemeinde muss ich auf Grund der nunmehr als falsch geltenden Informationen, die ich an den Gemeinderat und die Bevölkerung weiter gegeben habe, mit schweren Vorwürfen und eventuell sogar mit Klagen rechnen.

In der UVE wird gesamthaft die Wirkungsintensität des Projekts auf das Landschaftsbild nur mit „mittel“ angegeben – das mag in Relation zu anderen Gemeinden stimmen, wir beurteilen die Auswirkungen als „sehr hoch“ und damit als „nicht umweltverträglich“.

Wir schließen uns dem Gutachten von DI Kolb /Stmk. Landesregierung an, der die Landschaft in unserer Gemeinde als „naturnahe Kulturlandschaft“ mit hoher Sensibilität einstuft, ebenso der Stellungnahme von Univ.-Prof. Dr. Wöbse/

TU Hannover (Beilage)

Schließlich würde die Leitung auch durch das Landschaftsschutzgebiet führen.

Für das Landschaftsbild in unserer Gemeinde ist eine 380KV- Leitung nur in Form einer Verkabelung vertretbar, wobei auf Grund der geografischen  und geologischen Gegebenheiten mit großen Schwierigkeiten zu rechnen ist.

Ebenso stellen die dafür erforderlichen Kahlschläge eine starke Störung und Gefährdung (Rutschungen) des Landschaftsbildes dar.

Für eine Verkabelung sollten daher auch andere Trassenlagen ins Auge gefasst werden.

Der Bau der 380 KV - Steiermarkleitung ist irreversibel und führt zu einer dauerhaften Störung. Die Freileitung wird von der Gemeinde infolge ihrer sehr hohen negativen Auswirkungen abgelehnt. Schöne Landschaft ist ein immer knapper werdendes Gut. Der Verlust historischer Kulturlandschaften ist immer mit der Reduzierung kultureller, ästhetischer und ökologischer Werte und einer verringerten Lebensqualität verbunden. Der Bedarf für diese Leitung wird ebenfalls in Frage gestellt.

Mellach, am 19.10.2004




.................................................









( Bürgermeister)

Beilagen: diverse Fotos





                  

115. Stellungnahme der Gemeinde St.Margarethen a.d. Raab, vertreten von Herrn Franz Wagnes:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 7 Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(Franz Wagnes)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag.Holzer)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

116. Stellungnahme von Frau Maria Pöllitsch, 8323 St.Marein, Krumegg 51:

Zum Gutachten des DI.Wögerer:

DI.Wögerer greift in seinem Gutachten die Feststellungen des Geologen in der UVE auf. Dieser Geologe weist auf einige aus seiner Sicht sehr sensible Bereiche hin, bei denen von einer Trassenschlägerung aufgrund der Hanginstabliliät abgeraten oder ausdrücklich davor gewarnt wird. 

Auf meinem Grundstück im Bereich Dornegg zwischen WP 25 und 26 wurde deshalb die Trasse verlegt, wodurch laut Ausführung des Geologen „die Rutschgefährdung zumindest gemildert werden konnte“ aber diese nicht gebannt ist. 

Im Gutachten des DI.Wögerer entsteht für mich der Eindruck, dass er sich für geologische Probleme nicht zuständig fühlt und dass der Rutschungsgefahr mit forsttechnischen Maßnahmen und Auflagen nicht wirksamst beizukommen ist. 

Ich beantrage für diese geologisch sensiblen Bereiche ein geologisches Gutachten mit Angaben, wann erfahrungsgemäß schädigende Auswirkungen einer Rutschung auf angrenzende landwirtschaftliche Flächen (z.B. Wasseransammlungen durch Verschiebung der Drainagen usw.) sicht- und spürbar werden. 

(Maria Pöllitsch)

117. Einwendung von Ing. Heinz Christian Brünner auch für Gattin Anita und Sohn Michael:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 31) wird mündlich vorgetragen.

(Ing. Brünner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Sonnenblumenhof
Anita, Michael und Ing. Heinz-Christian Brünner 
A-8323 Krumegg 103

+43(3133) 38 1 83 oder +43(676) 3 144 000

117. schriftlich vorgelegte Einwendung

An das

Amt der Steiermärkischen Landesregierung

FA 13 A, Umweltrecht und Energiewesen

z.H. Herrn ORR Dr. Michael Wiespeiner

Landhausgasse 7

8010 Graz

Datum:
17.10.2004


GZ: FA13A-43.10-1429/04- 1750
Sehr geehrter Herr Dr. Wiespeiner!

Wir erheben gemäß den Bestimmungen des UVP-G 2000 im laufenden UVP-Verfahren aufbauend auf den bisher erfolgten Stellungnahmen und Einwänden, und daher als Partei gemäß § 19 UVP-G 2000, folgende weitere

EINWÄNDE:

Grundsätzliches:

1. Wir weisen ausdrücklich nochmals daraufhin, dass uns eine ordnungsgemäße Vorbereitung, gemessen am enormen Umfang des gegenständlichen Projektes und vor allem in Anbetracht des enormen Umfanges des UVG und der Teilgutachten, nicht möglich war. Gemäß § 13 Abs. 2 UVP-G 2000 ist das UVG mindestens vier Wochen zur öffentlichen Einsicht bei der Behörde und in den Standortgemeinden aufzulegen. Am 14.09.2004 wurde die Auflage des UVG kundgemacht, und wurde die Auflagefrist von 23.09.2004 bis 22.10.2004 festgesetzt, also nur die Mindestauflagefrist. Schon dies erschwert aufgrund des Umfanges der Materie eine ausreichende Vorbereitung.

Gemäß § 16 Abs. 1 UVP-G 2000 hat die Behörde eine mündliche Verhandlung abzuhalten. Die mündliche Verhandlung in der Steiermark wurde in demselben Edikt von 18.10.2004 bis 20.10.2004 anberaumt.

Damit findet die mündliche Verhandlung in der Steiermark vor Ablauf der öffentlichen Auflagefrist statt.

§ 41 Abs. 2 AVG legt fest, das die Verhandlung so anzuberaumen ist, dass die Teilnehmer rechtzeitig und vorbereitet erscheinen können. Die vom UVP-G vorgesehene und von der Behörde festgesetzte Auflagefrist ist auch als Vorbereitungszeit der (betroffenen) Öffentlichkeit zu werten. Durch die Anberaumung der mündlichen Verhandlung wurde diese Vorbereitungszeit verkürzt.

Wie verweisen nochmals auf unseren schriftlichen Antrag vom 12. Oktober 2004, und bekräftigen ihn.

Um aber unsere Parteienstellung zu wahren, bringen wir in der mündlichen Verhandlung jene Einwände vor, die wir bis zur gegenständlichen Verhandlung ausarbeiten konnten, und behalten wir uns das Recht vor, jene Einwände, die wir bis zum Ende der Auflagefrist bearbeiten hätten können, zu einem späteren Zeitpunkt fristgerecht einzubringen.

2. Wir halten fest, das unserer Ansicht nach die Auflagefrist von 4 Wochen zwar den Buchstaben des UVP-G 2000 entsprechen, aber als Bearbeitungszeit für die umfangreiche Materie für uns Nichtfachleute extrem kurz bemessen ist, und wir Betroffenen diesen Umstand für als Verstoß gegen § 41 Abs. 2 AVG ansehen..

3. Wir verweisen zusätzlich auf die Einwände der Gemeindeinitiative, vertreten durch die Gemeinde Empersdorf, sowie auf die Einwände unserer Heimatgemeinde Krumegg mit den Stellungnahmen und Einwänden des Arch. DDI Dr. Helmut Hoffmann, welche unter anderem im Auftrag unserer Gemeinde Krumegg erstellt wurden.

Darüber hinaus bringen wir vor:

Interessenskonflikt beim Land Steiermark:

Die Verbund APG, die STEWEAG-STEG und die BEWAG planen die Errichtung einer Hochspannungsleitung zwischen Zwaring-Pöls in der Steiermark und Rothenturm in Burgenland.

Das Land Steiermark ist zu 75% - 1 Aktie Eigentümer der Energie Steiermark Holding AG, kurz ESTAG; diese wiederum ist zu 65,43% Eigentümer der STEWEAG STEG. Somit muss das Land Steiermark als Mehrheitseigentümer einer der drei Projektwerber massives Interesse an der geplanten Umsetzung des gegenständlichen Projektes haben.

Im Rahmen des UVP-Verfahrens gemäß § 12 UVP-G 2000 ist die zuständige Behörde die jeweils örtliche zuständige Landesregierung. Für das Projekt „Steiermarkleitung“ sind die UVP-Behörden die burgenländische und steiermärkische Landesregierung.

Ziel einer solchen UVP ist, mögliche Auswirkungen eines Vorhabens auf die Umwelt im Vorhinein zu prüfen und eine Bewertung durchzuführen, wie sich ein geplantes Projekt auf die Umweltmedien Menschen, Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume, Boden, Wasser, Luft und Klima, Landschaft und Sach- und Kulturgüter auswirken würde. In dieser Funktion müssen die weisungsgebundenen Organe der Landesverwaltung eine objektive Bearbeitung und Bewertung des gegenständlichen Projektes garantieren, und gegebenenfalls zum Schutze der betroffenen Menschen und Sachbereiche eventuell negative Aussagen zum Projekt treffen.

In diesem Zusammenhang weisen wir daher vehement auf den Interessenskonflikt des Landes Steiermark und auf den unserer Ansicht nach gegebenen Unvereinbarkeitstatbestand hin, da das Land Steiermark einerseits als Mehrheitseigentümer eines der drei Projektwerber die geplante 380 kV-Leitung befürworten muss, gleichzeitig aber als UVP-Behörde das   UVP-G unparteilich anwenden muss. 

Der Sachverhalt ist ein gewichtiger Grund die Unbefangenheit der weisungsgebundenen Behördenorgane in Zweifel zu ziehen (§ 7 AVG).

Steiermärkische Landesregierung ignoriert Beschluss des Steiermärkischen Landtages

In der 3. Sitzung der 14. Gesetzgebungsperiode des Steiermärkischen Landtages vom 19. Dezember 2000 wurde folgender Beschluss gefasst:

Die Steiermärkische Landesregierung wird aufgefordert,

1. an die Bundesregierung heranzutreten und diese aufzufordern, kein

Projekt zu genehmigen, bei dem das UVP-Gesetz 1994 umgangen

worden ist,

2. den Beschluss des Landtages aus der letzten Gesetzgebungsperiode

endlich umzusetzen und bei der EVA eine Studie in Auftrag zu

geben, die Alternativen zur 380 KV Leitung untersucht,

3. an die Verbund AG heranzutreten und diese aufzufordern, alle

Unterlagen offenzulegen, die zur Beurteilung der 380 KV Leitung

nötig sind (wie Lastflusssituation, Stromlieferverträge und

Vorverträge, Rentabilitätsberechnungen, etc.).

Bis heute wurde seitens der Steiermärkischen Landesregierung keine Alternativenstudie für die langfristige Sicherstellung einer ökologisch verträglichen Stromversorgung in Auftrag gegeben. Es handelt sich hier unserer Ansicht um einen weiteren Beweis dafür, dass die Landesregierung nicht unbefangen ist. 

Fehlen der Antwort auf Einwendungen von uns

Zu Punkt 2.), „Das gegenständliche Projekt gefährdet unser Eigentum.“:

Dieser Punkt wurde in keinem Gutachten, umfassend behandelt. Daher sehen wir in unserem Parteienrecht verletzt.  Darin verweisen wir auf die drohende Grundentwertung entlang der 380 kV-Freileitung.

Eine Abgeltung erfolgt nur für den Bereich 30 m beiderseits der Leitungsmitte. Viele Bürger fürchten zu Recht, dass auch die Gründstücke außerhalb des 30m-Bereiches einer massiven Entwertung unterliegen werden, für die keine Entschädigungen vorgesehen sind.

Unsere Einwände, und die von vielen anderen, betreffend diese Grundentwertung, welche außerhalb der Entschädigungszone liegt, sind in keinster Weise von den Sachverständigen bearbeitet und beantwortet worden.

Auch die befürchteten Einnahmenverluste und Abwanderungen in der Gemeinde Krumegg sind darin mit aufzunehmen und zu bewerten.

Wir stellen daher den Antrag, die UVP-Behörde solle zur Bewertung der Steiermarkleitung als auch der Alternativen, eine volkswirtschaftliche Studie in Auftrag geben, die unter Einbeziehung der gesamten Grundentwertung (inklusive jener Grundstücke, die außerhalb der Entschädigungszone liegen und durch das gegenständliche Projekt eine Entwertung erfahren) in den Standortgemeinden (bzw. bei Sichtkontakt auch der Nachbargemeinden) die verschiedenen Alternativen (Investitionen, Betrieb, etc.) vollständig beurteilt. 

Einwände zum UVG:

Grundsätzliches:

Das UVG wurde aus 26 Teilgutachten von drei Koordinatoren zusammengestellt, wobei sehr auffällig ist, das die Inhalte einiger Teilgutachten sehr stark gekürzt, bzw. nur für das Projekt positive Formulierungen übernommen wurden. Das zeigt sich insbesondere am Teilgutachten „Landschaftsschutz Steiermark“ von DI Kolb, in welchem der Amtsachverständige eindeutig auf Seite 23 des Gutachtens vom 15.07.2004 zum Schluss kommt, dass „…das geplante Vorhaben der 380 kV Steiermarkleitung in der vorliegenden Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als insgesamt nicht umweltverträglich gewertet werden muss.“

Das UVG spricht nur mehr davon „ …das aufgrund der Leitungsführung durch ein Landschaftsschutzgebiet und der Verunstaltung des Landschaftsbildes in 8 Teilräumen, in denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Landschaft zu erwarten sind, durch das in der vorliegenden Form eingereichte Vorhaben der 380 kV - Steiermarkleitung hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen werden muss.“

Wir sind der Ansicht, dass es sich dabei um eine unzulässige und rechtswidrige Vorgehensweise handelt, insbesondere deswegen, weil das Gesamtgutachten UVG die Teilgutachten nicht abschwächen darf. Die Teilgutachten sind in ihren wesentlichen Inhalten und in ihrem Schluss im UVG wiederzugeben.

Wenn die drei Koordinatoren der Ansicht sind, dass einer der Sachverständigen nicht sachgerecht gearbeitet hat, dann müssten sie der Behörde die Bestellung eines neuen Sachverständigen vorschlagen, da sie ja keine Fachleute auf dem speziellen Sachgebiet sind. Jedenfalls sind sie aber verpflichtet, die wesentlichen Inhalten und den Schluss des Teilgutachtens wiederzugeben, und sie müssten ausreichend begründen, warum sie der Ansicht sind, dass das Gutachten nicht gesetzeskonform ist.

Weiters ist es unzulässig, das die Koordinatoren sagen, in 25 von 26 Gutachten wird keine Umweltunverträglichkeit explizit festgehalten, in einem wird sie festgehalten, also wird für das gesamte Projekt aufgrund der Mehrzahl der positiven Gutachten das gesamte Projekt positiv bewertet.

Eine Abwägung der Ergebnisse der Teilgutachten oder die Abwägung des gegenständlichen Fachbereiches mit einem Anderen durch die Sachverständigen und Gutachter ist nicht Aufgabe des SV und daher unzulässig! Auch die Abwägung der Umwelteinflüsse und der  wirtschaftlichen Interessen durch die SV und Gutachter ist unzulässig. Das ist die Aufgabe der Behörde!  Die Sachverständigen müssen sich auf der Faktenebene bewegen, und nicht auf der Ebene der Interessensabwägung. Z.B. im Teilgutachten Nr. 22, Landschaftsschutz Burgenland.

Aus dem Gleichheitsgrundsatz und aus dem VwGH-G (§ 42 Abs. 2 Ziffer 3 lit.b) ergeben sich die Rechtsgrundsätze, das ein Sachverhalt 

1. sachlich richtig und

2. vollständig 

zu erheben ist.

Verantwortlich dafür ist der Verhandlungsleiter. Ein Instrument zur Ermittlung des Sachverhaltes ist das Sachverständigengutachten. Dazu wurden von der UVP Behörde Sachverständige beauftragt. Diese haben die Aufgabe mitzuhelfen, dass die beiden oben genannten Rechtsgrundsätze, welche im Übrigen die Basis für einen gesetzmäßigen Bescheid bilden, erreicht werden.

Dazu ist den Sachverständigen auch ausreichend Zeit zu gewähren. Wenn nun der Sachverständige für „Örtliche Raumplanung Steiermark“ auf Seite 4 2. Absatz seines Gutachtens schreibt, dass „… damit ein später Einstieg in ein bereits laufendes Verfahren erfolgte, und für die gezielte Bearbeitung des umfangreichen Materials nur eine vergleichsweise kurze Zeitspanne zur Verfügung stand“, so sind wir der Ansicht, dass die beiden oben genannten Rechtsgrundsätze mit großer Wahrscheinlichkeit nicht eingehalten werden konnten. 

Ganz generell sind wir der Ansicht, das das UVG zum äußeren Zeichen der Zustimmung aller Teilsachverständigen auch von allen diesen zu unterfertigen ist, und nicht nur durch die drei Koordinatoren. Nur dann ist gewährleistet, das so wie im „Rundschreiben zur Durchführung des Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes (UVP-G 2000) des BMLF (GZ 11 4751/4–I/1U/2001vom 30. Mai 2001) – Seite 38 - gefordert, der sichtbare Nachweis für die Betroffenen dafür erbracht ist, „… dass ein integratives Gesamtgutachten erstellt wurde, das von allen beteiligten Gutachtern inhaltlich mitgetragen wird.“

Der vielfach durchgeführte Vergleich der Freileitung mit der technischen Alternative „Erdkabel“ ist insoferne wissenschaftlich nicht ordnungsgemäß gemacht worden, da das Erdkabel auf der gleichen Trasse, wie die Freileitung verglichen wurde. Technisch, wirtschaftlich und aus Sicht der Umwelt müsste bzw. könnte aber das Erdkabel auf einer gänzlich anderen Trasse, z.B. entlang der TAG Loop II und III verlegt werden. Daher sind unserer Ansicht nach alle Aussagen im Zusammenhang mit der Erdkabelvariante nicht aussagekräftig und nicht nachvollziehbar, und ist dadurch dem Erfordernis, in der Umweltverträglichkeitserklärung Alternativen auszuweisen und zu beschreiben (§ 6 UVP-G 2000) nicht entsprochen. 

Im gegenständlichen Projekt besteht grundsätzlich die Möglichkeit eines Eingriffes in die privaten Rechte, daher sind im UVP-Verfahren die umweltrelevanten Vor- und Nachteile der Standort- oder Trassenvarianten zu prüfen. Es konnte keine Trassenvariante „Erdkabel“ geprüft werden, da dafür keine realistische Trasse von den Projektwerbern ins Auge gefasst wurde, bzw. findet sich in der UVE keine ernstzunehmende Auseinandersetzung mit der Trassenvariante „Erdkabel“. Bei der Trassenvariante Erdkabel ginge es im Übrigen nicht nur um eine Verkabelung auf der gesamten Länge der Leitung, sondern auch um Teilverkabelungen in für die Umwelt besonders sensiblen Streckenabschnitten.

Festzuhalten ist, dass wegen der mangelhaften Darstellung von Alternativen nicht nur dem § 6 sondern auch § 1 Abs. 1 Ziffer 4 UVP-G 2000 nicht entsprochen wurde.

Zu Punkt 4.1.1.1. des UVG, optische Störungen:

Die Koordinatoren sprechen von „geringen optischen Störungen…“ dort wo die Trasse im Wald verläuft. Dieser Einschätzung wird für den betroffenen Kesselgraben im Gemeindegebiet von Krumegg auf das entschiedenste widersprochen. Mann kann in diesem konkreten Fall nicht von geringen optischen Störungen sprechen, wenn auf der Gemeindestraße auf einer Länge von hunderten Metern genau in diesen Graben geblickt wird, und dieser dann mit den in diesem Bereich ca. 45 bis 60 m hohen Masten belastet ist.

Auch der nächsten Aussage, dass ein Erdkabel als größere Bedrohung angesehen werden könnte, da empfindliche Personen den Abstand dazu nicht selber regulieren können, muss entschieden widersprochen werden. Erstens ist in Wien bei der Verlegung eines 400 kV Erdkabels im Gehweg bzw. im Kfz Parkstreifen die Behörde nicht dieser Ansicht. Und zweitens ist es Aufgabe der Sachverständigen Fakten aufzuzeigen und nicht Mutmaßungen anzustellen!

Zu Punkt 4.1.1.2. Elektromagnetische Felder:

Gemäß § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 ist „...die Immissionsbelastung zu schützender Güter möglichst gering zu halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind, die

a) das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn/Nachbarinnen gefährden, …“

Wenn nun die Gesundheitsgefährdung nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Leben und Gesundheit nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 4.1.4. Verkehr:

Wurden die im UVG genannten Zahlen vom Sachverständigen nachgerechnet und überprüft, oder 1:1 aus der UVE, Fachbereich D, Seite 49 übernommen?

Zu Punkt 4.2.2. Wildtiere:

Im 2. Absatz auf Seite 42 wird davon gesprochen, dass „für die im Untersuchungsgebiet vorkommenden jagdbaren Vögel das Vogelschlagrisiko durch Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen wesentlich gemildert wird.“ Es wird aber im UVG und dem Teilgutachten nie genau gesagt, wie diese Sichtbarmachung aussieht. Eine Sichtbarmachung der Leiterseile steht aber sicher in krassem Widerspruch zu den Interessen des Natur- und Landschaftsschutzes und des Ortsbildes. Da die Sichtbarmachung nicht definiert ist, konnten die anderen Fachbereiche auch nicht auf diese Wechselwirkungen eingehen. 

Zu Punkt 4.3. Auswirkungen des Vorhabens auf Pflanzen:

Auf Seite 43 2. Absatz sprechen die Koordinatoren davon, dass „ … eine direkte Auswirkung der Freileitung (am Beispiel der Hochspannungsleitung im Burgenland) aber nicht nachzuweisen ist. Aus diesem Grund ist nicht anzunehmen, dass die Steiermarkleitung in Zukunft Einflüsse durch elektromagnetische Felder auf die Artenzusammensetzung von überspanntem Grünland haben wird.“

Die Bestanddauer der Burgenlandleitung ist viel zu kurz, um eine derartige Aussage treffen zu können! Außerdem ist es, wie schon einmal erwähnt, Aufgabe der Sachverständigen Fakten zu bearbeiten, und nicht Annahmen ohne fundierte Basis zu treffen!

Zu Punkt 4.4.2. Steiermark:

Im 4. Absatz auf Seite 46 ist folgendes zu lesen: 

„… Nachteilige Auswirkungen durch Vogelschlag vor allem bei Großvogelarten und solchen die als Zugvögel größere Räume beanspruchen bzw. brauchen sind zu befürchten und zu erwarten. … Das Vorhaben ist daher nur bedingt verträglich da erst durch Maßnahmen während der Bau- und Betriebszeit die Eingriffe in die Vogelwelt verringert werden können. Eine Resterheblichkeit bleibt aber bestehen, die jedoch durch Ausgleichsmaßnahmen, wie sie ebenfalls im Projekt vorgesehen sind, zumindest flächenmäßig kompensiert werden kann. Durch diesen Ausgleich in Form von Biotopgestaltungen können die Lebensbedingungen der Vogelwelt im Gesamtraum im Laufe der Jahre soweit verbessert werden, dass eine Verträglichkeit eintritt.“

Hier tritt die Umweltverträglichkeit des gegenständlichen Projektes erst „ …im Laufe der Jahre ein ….“, daraus resultiert, dass die Steiermarkleitung wenigstens einige Jahre lang in Bezug auf das Schutzgut Großvögel unverträglich ist! Eine derartige Situation ist unzulässig! 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 4.5. Auswirkungen des Vorhabens auf den Boden:

Auf Seite 47 ist die Rede davon, dass „… bei einer Reparatur bzw. Ersatz von Seilen keine Auswirkung auf Boden und landwirtschaftliche Nutzung zu erwarten sind.“ Es werden sicher wieder Baufahrzeuge und schwere Maschinen für die Reparatur notwendig sein, somit ergibt sich eine Auswirkung auf Boden und landwirtschaftliche Nutzung wie in der Bauphase. Das UVG ist hier unglaubwürdig!

Schwefelhexafluorid (SF6) ist laut UVG Seite 48 für Boden und Landwirtschaft kein Schadstoff. Wie schaut das für den Menschen aus? Darüber findet sich keine Aussage im UVG.

Zu Punkt 4.9.2. Auswirkungen des Vorhabens auf die Landschaft, Steiermark:

Im Teilgutachten „Landschaftsschutz Steiermark“ von DI Kolb, kommt der Amtsachverständige eindeutig auf Seite 23 des Gutachtens vom 15.07.2004 zum Schluss, dass „…das geplante Vorhaben der 380 kV Steiermarkleitung in der vorliegenden Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft als insgesamt nicht umweltverträglich gewertet werden muss.“

Das UVG spricht nur mehr davon „ …das aufgrund der Leitungsführung durch ein Landschaftsschutzgebiet und der Verunstaltung des Landschaftsbildes in 8 Teilräumen, in denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Landschaft zu erwarten sind, durch das in der vorliegenden Form eingereichte Vorhaben der 380 kV - Steiermarkleitung hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft von erheblichen nachteiligen Auswirkungen ausgegangen werden muss.“

Wir sind der Ansicht, dass es sich dabei um eine unzulässige und rechtswidrige Vorgehensweise handelt, insbesondere deswegen, weil das Gesamtgutachten UVG die Teilgutachten nicht abschwächen darf. Die Teilgutachten sind in ihren wesentlichen Inhalten und in ihrem Schluss im UVG wiederzugeben.

Weitere Ausführungen dazu siehe im Punkt Grundsätzliches!

Zu Punkt 5.2.1.1. Themenbereich Mensch, Auswirkungen durch elektromagnetische Felder:

Seite 86, 3. Absatz: „Zur Darstellung des elektrischen und magnetischen Feldes durften in den Projektunterlagen nicht nur die Berechnungen der Konsenswerberin herangezogen werden. Diese Berechnungen und die daraus erstellten Diagramme waren von einer unabhängigen Gutachterstelle (Technische Universität Wien, Institut für Grundlagen und Theoretische Elektrotechnik) zu kontrollieren und zu bestätigen. Diese Werte sind aus der Sicht des Amtsachverständigen für Elektrotechnik nachvollziehbar und wurden durch Vergleichsmessungen an bestehenden Leitungen bestätigt. Es wird prinzipiell daher von deren Richtigkeit ausgegangen.“

Im Teilgutachten des ASV Krenn sind diese Aussagen nicht zu finden. Auch hier haben die Koordinatoren nicht das Teilgutachten wiedergegeben! Auch hier erheben wir den Vorwurf der unzulässigen und gesetzwidrigen Erstellung des UVG durch die Koordinatoren.

Weiters hat der Amtsachverständige unserer Meinung nach die Aussagen der UVE nachvollziehbar zu prüfen. Das Teilgutachten enthält aber über weite Teile lediglich eine Projektsbeschreibung, was auf Seite 1 ja auch klar niedergeschrieben ist.

Es wird immer von einer 380 kV Leitung gesprochen. Unserer Information nach, gibt es aber seit dem 1996 diese Spannung nicht mehr, sondern vielmehr sind es heute 400 kV. Wir vermuten daher, dass der elektrotechnische Amtsachverständige mit Wissensstand 1996 sein Gutachten erstellt hat. Das stellt einen krassen Widerspruch zu § 12 Abs. 4 Ziffer 1 UVP-Gesetz 2000, der besagt, das das Vorhaben nach dem Stand der Technik zu überprüfen ist.

Auf der Seite 90 im 3. Absatz wird davon gesprochen, das es wissenschaftlich anerkannt ist, dass elektromagnetische Felder (einschließlich 50 Hz-Felder) möglicherweise krebsfördernd sind, wobei für Kinderleukämie eine begrenzte Evidenz besteht. Das bedeutet, dass die Forderung des Gesetzgebers in §17 Abs. 2 UVP-G 2000 unter Ziffer 1 lit. a nicht erfüllt wird. Daher ist dem gegenständlichen Projekt die Umweltunverträglichkeit zu attestieren, und damit der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen. Auf Seite 92 wird von den Gutachtern wörtlich von „Wissenslücken“ und „Restrisiken“ gesprochen, sodass die Forderung nach Abweisung aufgrund § 17 Abs. 2 Ziffer 1 lit. a gerechtfertigt erscheint.

Auf der Seite 90 sprechen die Koordinatoren einmal davon, dass „ … die Ionisation von Staubteilchen in der Luft in unmittelbarer Nähe von Hochspannungsleitungen ebenso wie die Bildung von freien Radikalen möglich ist.“ Ein anderes Mal handelt es sich „bei den elektromagnetischen Feldern der 380 kV-Leitung um nicht ionisierende Strahlung.“ Das stellt einen Widerspruch dar!

Auf Seite 95 4. Absatz werden von den Koordinatoren unreflektiert und ungeprüft Aussagen der UVE übernommen. Es ist allgemein bekannt, dass die Datenleitungen nicht nur zum innerbetrieblichen Datentransfer benützt werden, sondern als Überland-Datenleitungen teuer vermietet werden! 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu Punkt 5.2.2. Themenbereich Mensch, Landwirtschaft:

Die Wertminderung, die zweifellos auch in Bereichen eintritt, die nicht vom Projektwerber entschädigt werden wird, wurde in keinem der Teilgutachten auch nur in einem Wort erwähnt. Somit wurden hunderte Einwände nicht vollständig beantwortet. Wir stellen daher den Antrag, die Behörde möge eine volkswirtschaftliche Überprüfung der Nullvariante, der Freileitung, einer gänzlichen Erdverkabelung und einer Teilverkabelung unter Berücksichtigung aller volkswirtschaftlichen Faktoren vor der Entscheidungsfindung beauftragen.

Da auch hier eine Gefährdung des Schutzgutes nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Eigentum oder sonstigen dinglichen Rechten der Nachbarn/Nachbarinnen nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Auf Seite 109 wird von einer Durchführung von vegetationskundlichen Erhebungen gesprochen. Von wem wurden diese durchgeführt?

Auf Seite 111 heißt es „Untersuchungen haben gezeigt, dass in einem Variantenvergleich die Beschichtung mit RAL 6003 den Schwermetallaustrag auf ein unerhebliches Ausmaß reduziert.“ Von wem wurden diese Untersuchungen durchgeführt?

Zu den Ausführungen auf Seite 116 2. Absatz wird entgegnet, dass ein max. 4-5 m hoher Baum, nicht einem Baum mit 30 m und mehr gleichgesetzt werden kann. Insoferne ist die Aussage des UVG unrichtig. Der ursprüngliche Zustand des Waldes kann mit den Aufforstungen und dem systembedingten Schlägern von Bäumen, die zu nahe an die Leiterseile wachsen nicht wiederhergestellt werden!!

Im dritten Absatz fehlt für die Behauptung „dass derartige Beeinträchtigungen allenfalls punktuell unmittelbar unter der Leitungstrasse durch optische und akustische Störungen auftreten können, und als gering anzusehen sind“ der wissenschaftlich fundierte Nachweis.

Im 5. Absatz wird von umfangreichen Dauerrodungen für eine Erdkabelvariante gesprochen. Dem ist entgegen zu halten, das das Erdkabel entlang der OMV und Adria-Wien Gaspipelines TAG Loop II und Loop III verlegt werden kann, und sich daher die Auswirkungen nicht in der dargestellten Größe bewegen.

Zu Punkt 5.2.4. Themenbereich Mensch, Verkehr:

Im zweiten Absatz sagt das UVG „Die in vielen Fällen erforderlichen Gestattungen und Vereinbarungen über Straßen- und Wegbenützungen bzw. die Errichtung neuer Zufahrten können sinnvoller Weise erst nach einer behördlichen Genehmigung der Stützenstandorte durchgeführt werden.“ Hier wurde die gutachterliche Unbefangenheit neuerlich missachtet. Es ist nicht Aufgabe der Gutachter einen Mangel der UVE zu rechtfertigen. Vielmehr haben die Gutachter die Aufgabe, auch diese Beeinflussung der Umwelt in die Stellungnahmen einzuarbeiten. Dies wurde jedoch sowohl vom Projektwerber als auch von den Gutachtern unterlassen, da im Einzelfall, abhängig davon ob eine Zufahrt oder doch Hubschrauberflüge erforderlich sein werden, die Ausgangsdaten für die Bearbeitung der verschiedenen Fachbereiche sich verändern. Auf diese Unsicherheit in der Bauphase ist in keinem Gutachten eingegangen worden!

Auch die notwendigen LKW Fahrten für die Holzbringung sind der Bauphase zuzurechnen, auch wenn sie zeitversetzt stattfinden. Daher ist das Gutachten in diesem Fachbereich unvollständig!

Zu Punkt 5.3. Themenbereich Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume:

Zum Themenbereich Tiere, Pflanzen und deren Lebensräume fehlen die Aussagen zur Steiermark gänzlich! Daher ist das Gutachten auch in diesem Fachbereich unvollständig!

Zu Punkt 5.9.3. Örtliche Raumplanung:

Seite 162, 3. Punkt: 

„Die Demontage bestehender Leitungen kann daher insbesondere in vorbelasteten Räumen neu hinzukommende Belastungen kompensieren. Das UVP-Teilgutachten „Örtliche Raumplanung“ beschreibt als Grundlage für die Beurteilung der Ausgleichsmaßnahmen das jeweilige Entlastungspotential.“ In der UVE, im UVG und den entsprechenden Teilgutachten wird mehrfach auf die positive Wirkung der Entlastungsmaßnahme „Demontage“ hingewiesen, um hohe Beeinträchtigungen zu kompensieren. Diese Kompensationswirkung kann aber maximal in jenen Teilräumen erfolgen, in denen die Leitung demontiert wird. Die Argumentation, das es dadurch generell zu einer Verbesserung der Wirkung der Steiermarkleitung kommt, ist unzulässig! Vor allem die sehr starke Wirkung der Freileitung im Bereich Krumegg – Querung der Landesstrasse – kann durch die Demontage der 110 kV Leitungen nicht kompensiert werden. Dieser Eindruck wird aber mehrfach durch die vorliegenden Gutachten erweckt.

Auf Seite 165 wird im 5. Punkt, sowie in weiteren Stellungnahmen und Gutachten, von Visualisierung gesprochen. Stand der Technik ist, dass im Bereich der Errichtung von Großbauvorhaben (hier im speziellen Straßenbau) die Visualisierung mittels professioneller Fotomontagen erfolgt. Das Steigenlassen von Wetterballonen ist eine gänzlich unbrauchbare Methode die Auswirkungen eines derartigen Projektes darzustellen. Die Breite der Leitungstrasse und die Wirkung der Linieninfrastruktur in ihrer Länge kann damit keinesfalls visualisiert werden. Auch die Nachvollziehbarkeit für die Beteiligten ist damit nicht gewährleistet. Die Gutachter haben daher in diesem Fall nicht nach dem Stand der Technik gearbeitet.

Wir stellen daher den Antrag, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen, vor allem in den sensiblen Bereichen, die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

Zu Punkt 6.9. Auflagenvorschläge Luftfahrt:

Inwieweit wurden die Auflagenvorschläge Luftfahrt (orangerote Kugel mit 60 cm Durchmesser) durch die Sachverständigen der betroffenen Fachbereiche (z.B. Naturschutz, Landschaftsbild, Großvögel) in ihre Gutachten eingearbeitet?

Zu Punkt 6.12. Auflagenvorschläge Biotope und Ökosysteme:

Es fällt schwer zu glauben, das ein derartiger Unterschied in den Auflagen für das Burgenland und die Steiermark besteht. Warum gibt es seitens des Gutachters DI Fasching nur so wenige Auflagen für den weitaus größeren Leitungsteil?

Zu Punkt 6.13.2.  Auflagenvorschläge Wasserbau:
Was haben die Auflagenvorschläge 13.2.2. bis 13.2.8. mit dem Fachbereich Wasserbau zu tun?

Zu Punkt 6.16.  Auflagenvorschläge Landschaftsschutz:
Wo sind die Auflagenvorschläge Landschaftsschutz für die Steiermark? Warum wurde im UVG die Auflagenvorschläge „…umweltverträglich ist eine Verkabelung…“ nicht aufgenommen?

Siehe dazu auch die Ausführungen unter Grundsätzliches!

Zu Punkt 7.1. Unterbleiben des Vorhabens:

5. Absatz: „So wäre z.B. während des Hochwassers im Jahr 2002 das Funktionieren der Elektrizitätsversorgung in weiten Teilen Österreichs ohne Lieferungen aus dem Ausland ernsthaft gefährdet gewesen.“

Welcher Sachverständige hat diese Aussage getätigt? Wurde diese Aussage der Verbund APG vom Sachverständigen überprüft? Wo ist der entsprechende Nachweis?

Sollte diese Aussage vom Sachverständigen nicht überprüft worden sein, so steht sie unzulässigerweise im UVG!

Zu Punkt 7.2. Trassenvarianten:

Seite 205, 4. Absatz:

Welcher Sachverständige hat warum wie gewichtet, um zur Aussage zu kommen: „Sämtliche Änderungen in der Trassenführung wurden mit obigen Bewertungskriterien verglichen. Dieser Vergleich ergab, dass sich diese Abweichungen bezüglich einzelner Bewertungskriterien von der „Joanneumtrasse“ zwar oft unterscheiden, dies sich jedoch nur auf schwach gewichtete Bewertungskriterien auswirkt. Auf die Gesamtbewertung haben diese geringfügigen Änderungen des Trassenverlaufs keine Auswirkungen. Zusammenfassend wurde daher festgestellt, dass die eingereichte Trassenvariante dieselbe Eignung für den Bau einer Freileitung aufweist wie die „Joanneumtrasse“. Für uns ist das nicht nachvollziehbar!

Auf Seite 207 heißt es:

„Um der Zielsetzung einer vorausschauenden Planung zu entsprechen, ist daher Vorsorge zu treffen, dass diese eingeschlagene Entwicklungsmöglichkeit auch umgesetzt werden kann. Aus diesem Grund erscheint es empfehlenswert, für die besonders konfliktreichen Abschnitte alternative Trassierungslösungen (Verlauf, Maststandorte) zu überprüfen (z.B. in Krumegg durch Abrücken vom Ortsgebiet bzw. der exponierten Kuppe, in St. Marein Verlagerung des Maststandortes in den Waldbereich nach Süden).“ In der ergänzenden Stellungnahme wurde festgestellt, das keine alternative Trassierungslösung wirklich eine Verbesserung bringt. Das darf unter keinen Umständen dazuführen, dass die Bevölkerung von Krumegg einen derartig negativen Eingriff in die Umwelt ohne weitere Suche nach Alternativen hinnehmen muss, insbesondere dann nicht, wenn die sehr erhebliche Wirkung der Freileitung in diesem Bereich durch eine Verkabelung stark minimiert werden kann. 

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000  im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 7.3. Technische Alternativen:

Auf Seite 209 findet sich folgende Aussage: „Aus medizinischer Sicht ist festzustellen, dass bei erdverlegten Kabelleitungen zwar das elektrische Feld durch das Erdreich vollständig abgeschirmt wird, nicht jedoch das Magnetfeld. In der Literatur (JAHN, 1983) wird gefordert, dass Magnetfelder durch Erdkabel (welche für den Passanten und Herzschrittmacherträger unsichtbar sind) mit Warnhinweisen gekennzeichnet sein müssen, wenn sie mehr als 15 µT betragen. Hochspannungsleitungen haben gegenüber Erdkabeln den Vorteil, sichtbar zu sein, so dass ein Träger eines Implantates mit hoher Störempfindlichkeit bei 50 Hz, der vom behandelnden Arzt entsprechend geschult sein sollte, die Gefahr erkennen und somit meiden kann.“

Wie kann dann die wienstrom ein 400 kV Hochspannungskabel im Raum Wien neben der Strasse im Bereich eines Gehweges bzw. Parkstreifens für Kfz verlegen? Werden dort auch alle paar Meter Hinweisschilder angebracht, oder ist es nicht so, dass die Verlegung eines 400 kV Kabels unter der Erde entweder  keine gesundheitlichen Risken in sich birgt, oder es bereits technische Möglichkeiten der Abschirmung gibt?

Im 3. Absatz wird von einer Gesamtrodungsfläche für das Erdkabel von 225 bis 270 ha bei einer Breite von 30 m für die gesamte Leitung ausgegangen. Das sind definitiv unrichtige Zahlen! Erstens würde eine Verkabelung/Teilverkabelung sicher nicht auf der gleichen Trasse möglich sein und realisiert werden. Es empfiehlt sich entlang der TAG Loop II und III zu gehen. Zweitens selbst wenn die gleiche Trasse verwendet werden würde, schaut die Rechnung mit den richtigen Daten so aus:

Gemäß UVG Punkt 4.1.3.2., Seite 33 sieht das  eingereichte Vorhaben der Steiermarkleitung von der rund 81 km langen Leitungstrasse in unserem Bundesland 44,9 km auf Waldflächen vor. Das wäre ein Anteil von 55,4 %. 

30 m Breite x 44.900 m Länge = 134,7000 ha Gesamtrodungsfläche. 

In diesem Zusammenhang verstehen wir weder den Sachverständigen noch die drei Koordinatoren, da wir Normalbürger schon erwarten können, dass sachkundige Personen eine derartige Rechnung mit den richtigen Basisdaten machen!  

Zu Punkt 8.2.1. Örtliche Raumplanung:

3. Absatz: Die Abgeltung im 30 m Schutzbereich der Leitung kann in keinem Fall als Ausgleichsmaßnahme gewertet werden, da der Einfluss des gegenständlichen Projektes nicht nur auf diese 30 m Schutzzone stark negativ wirkt. Für die anderen Flächen gibt es daher eine starke Beeinträchtigung und sehr wahrscheinlich einen hohen wirtschaftlichen Schaden, aber keine wirtschaftliche Abgeltung. Weiters kann eine finanzielle Abgeltung in keinster Weise ein Ausgleich für über 120 Jahre dauernde massive Eingriffe in die Landschaft und unsere Umwelt sein!!

Die Demontage von 110 kV Freileitungen kann nur in jenen Bereichen wirken, wo sie auch demontiert werden. Eine Kumulierung auf andere Teilräume oder gar die gesamte Strecke ist unzulässig, und beschönigt die negativen Auswirkungen in den anderen Teilbereichen.

Im Bereich der Gemeinde Krumegg wird durch das UVG und die entsprechenden Teilgutachten eine hohe Gesamtbelastung mit punktuell sehr hohen Belastungsspitzen festgestellt. An Ausgleichsmaßnahmen, wie etwa die Verkabelung, die für weniger bzw. gleich stark belastete Teilräumen vorgeschlagen wird, ist für Krumegg aber nicht gedacht. Das können wir im Namen der über 800 Unterzeichner der BI Krumegg nicht akzeptieren. 

Wir beantragen daher, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4    UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 8.2.8. Überörtliche Raumplanung:

Seite 220: 

Die konkreten lokalen Konfliktpunkte zwischen dem gegenständlichen Projekt und dem Programm „Hügelland östlich von Graz“ werden durch die Gutachter bestätigt. 

„Aus dem Projekt „Steiermarkleitung“ ergibt sich einerseits ein genereller großräumiger Konflikt, der durch den Trassenverlauf in diesem Landschaftsraum ausgelöst wird und die Qualität und Erlebbarkeit für die Besucher der „Genussregion“ beeinträchtigt, andererseits konkrete lokale Konfliktpunkte durch Überspannungen von Riedellagen, in denen die Maststandorte in sehr sensiblen Räumen in Krumegg und St. Marein besonders deutlich in Erscheinung treten.“ Vor allem im Bereich der Trassenquerung mit der Landesstrasse und beim Wasserhochbehälter der Gemeinde Krumegg beim Anwesen Adlmann verliert die Gemeinde einen ideal geeigneten Ort für Genussfeste, wie z.B. im Mai 2004 das „mOSTwärts-Frühlingsfest“

Weiter heißt es „Diese Bereiche der Kulturlandschaft mit den darin liegenden Ortsgebieten stellen den Kernbereich des bestehenden, aber vor allem weiter zu entwickelnden Angebotes dieser LEADER+ - Aktionsgruppe dar. Der Konflikt der großräumigen Wahrnehmbarkeit wird dadurch gemildert, dass die Trassenführung so weit wie möglich in den Gräben (Kesselgraben, Dornegggraben) „versteckt“ wird, wodurch die Konflikte im Bereich der Querung der Riedellagen jedoch nicht bereinigt werden können. Festgestellt wird dazu, dass es sich hierbei jedenfalls um eine wesentliche Beeinträchtigung der touristischen Entwicklungsmöglichkeiten handelt, … Für diese Teilregion der Oststeiermark ist die vorgesehene Entwicklung im Wesentlichen die einzige Regionalentwicklungsoption und ist als nachhaltige Nutzung der Ressource Landschafts- und Naturraum zu anzusehen. Anderwärtige Entwicklungsmöglichkeiten, wie industriell-gewerbliche Ansiedelungen oder Intensivtourismus sind von den räumlichen Voraussetzungen her nicht möglich. Um der Zielsetzung einer vorausschauenden Planung zu entsprechen ist daher Vorsorge zu treffen, dass diese eingeschlagene Entwicklungsmöglichkeit auch umgesetzt werden kann. …“

Aufgrund dieser Expertise darf das gegenständliche Projekt daher aus unserer Sicht nicht in der geplanten Form in Krumegg verwirklicht werden. 

Es darf unserer Region und im speziellen unserer Gemeinde die einzige zukunftsorientierte Entwicklungsmöglichkeit nicht genommen werden.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen im Gemeindegebiet von Krumegg zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000  im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Zu Punkt 10. Gesamtbewertung:

Dem Vorwurf der Koordinatoren, dass „die meisten Konflikte mit Siedlungsbeständen daher auch indirekt den Gemeinden durch eine verfehlte örtliche Raumplanung in den letzten Jahrzehnten anzulasten sind“ wird auf das schärfste zurückgewiesen. Es ist eine Anmaßung der Koordinatoren eine derartige Globalbeschuldigung ohne Kenntnis der historischen Entwicklung auszusprechen, und liegt eine derartige Wertung auch nicht in deren Aufgabengebiet. Vor allem im Trassenbereich unserer Gemeinde stehen viele Häuser bereits seit vielen Jahrzehnten. Auch ist es für Gemeinden, wie die Gemeinde Krumegg, undenkbar, mit Baulandausweisungen im Bereich von bereits bestehenden Siedlungsräumen restriktiv umzugehen, da sonst eine große Anzahl von vor allem jungen Familien die Gemeinde verlassen würde, was zu starken Problemen im Gemeindeleben sowie bei den Gemeindefinanzen führen würde, außerdem bedürfen alle Akte der örtlichen Raumplanung der Genehmigung durch die Landesregierung.  

Seite 231 oben:

„Bei der Beurteilung 380 kV - Steiermarkleitung sind also gegenläufige Interessen nicht etwa in der Weise abzuwägen, dass einander volkswirtschaftliche und umweltbezogene Auswirkungen des Vorhabens gegenüberstehen. Vielmehr sind erhebliche positive und negative Umweltauswirkungen gegeneinander abzuwägen. Diesbezüglich wird im Umweltverträglichkeitsgutachten ausgeführt, dass vielfältige erheblich positive Auswirkungen regionaler und überregionaler Natur gegenüber erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die ausschließlich auf lokaler Ebene eintreten werden, überwiegen und letztere (mangels Alternativen) daher hinzunehmen sind.“

Erstens gibt es unserer Ansicht nach Alternativen, die aber anscheinend nicht genehm sind, und daher nicht ernsthaft dargestellt bzw. geprüft worden sind. Zweitens widersprechen wir der These, dass nachteilige Auswirkungen auf lokaler Ebene hinzunehmen sind, wenn positive Auswirkungen auf regionaler und überregionaler Ebene dem gegenüberstehen. 

Wir glauben nicht, dass in der österreichischen Rechtsordnung der Boden geschaffen wurde, dass der Zweck die Mittel heiligt!

Aufgrund der Beschäftigung mit den bereits zahlreich vorhandenen Unterlagen und unserer Einwände widersprechen wir der Schlussfolgerung des UVG und bekräftigen unsere Ansicht, dass das gegenständliche Projekt für uns nicht umweltverträglich ist!

Einwände zu den Teilgutachten:

Teilgutachten Nr. 2: Humanmedizin

Auf Seite 2-4 wird vom Sachverständigen mit Verweis auf die UVE behauptet, dass die Straßenmeisterei Markt Allhau zwischenzeitlich abgesiedelt wurde. Das ist unrichtig! Die Straßenmeisterei Markt Allhau wird weiter als Straßenmeisterei, und damit als Arbeitsstätte genutzt. Lediglich wurde das Wohnrecht eines Straßenarbeiters aufgegeben, und wird dieses Gebäude dem Verbund zur Nutzung übergeben.

Zu Seite 2-4 „Magnetfelder im Freien“: Was ist bei asymmetrischer Belastung? 

Gerade das Bild 9 von Wohngebäude Adler Alois & Antonia Krumegg – Seite 6-14 – fehlt im Gutachten.

Die Bildung von Oberwellen des gegenständlichen Projektes im Bereich der Winkelpunkte auf der Seite der spitzen Winkel, und die Betrachtung der daraus resultierenden Konsequenzen vor allem für die Wohnobjekte in diesen spitzen Winkeln wurde vom Sachverständigen gar nicht überprüft!! Im Gemeindegebiet von Krumegg befinden sich 3 derartige Winkelpunkte!

Es wird daher beantragt, die Behörde solle den Auftrag für den Humanmedizinischen Fachbereich derart konkretisieren, dass die Frage der Oberwellen im Lichte der Humanmedizin wissenschaftlich geklärt wird.

Zur zusammenfassenden Beurteilung:

Wenn eine Gesundheitsgefährdung der Allgemeinbevölkerung nur „ …mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden kann …“, so ist die in  § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 geforderte Nichtgefährdung von Leben und Gesundheit nicht gänzlich gewährleistet. Daher ist auf aufgrund des Vorsorgeprinzips auf Basis § 17 Abs. 2 Ziffer 2 lit. a) UVP-G 2000 der Antrag gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen im Gemeindegebiet von Krumegg zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Zu den Stellungnahmen zu den Einwendungen:

Eine Überprüfung der Stellungnahmen des Sachverständigen in Bezug auf die von uns eingebrachten Einwände, kann nicht erfolgen, da wir mit der Referenz Nummer nichts anfangen können, und eine Zuordnung zu unseren Stellungnahmen nicht erfolgen kann. Insoferne erachten wir das Gutachten im Sinne des § 12 Abs. 4 Ziffer 2 UVP-G 2000 für unvollständig!

Seite 5: Wie soll die „Reduktion der mittleren Aufenthaltszeiten“ in Wohnhäusern „nachträglich mit einem vertretbar geringen Aufwand“ durchgeführt werden?

Teilgutachten Nr. 4: Elektrotechnik

Unserer Ansicht nach ist es Aufgabe des Sachverständigen die Angaben in der UVE zu überprüfen, und nicht die technische Beschreibung des Projektes zu wiederholen.

Auf Seite 142 sagt der Sachverständige immer wieder „laut Auskunft der Vertreter der APG“. Gibt es diese Auskünfte schriftlich? Wenn nein, ist unserer Ansicht nach das eine nicht ausreichende Erhebung des Sachverhaltes!

Zu Isolatorbruch, Seite 142: Was bedeutet ein Isolatorbruch für die Menschen und Tiere, wenn sie sich in der Nähe der Bruchstelle aufhalten?

Der Sachverständige darf sich bei der Beurteilung eines Sachverhaltes nicht auf die UVE berufen, sondern hat diese mit seinem Sachverstand zu überprüfen. Insoferne ist das Gutachten nicht ausreichend, und daher gesetzeswidrig.

Es wird immer von der 380 kV Leitung gesprochen. Unserer Information nach, gibt es aber seit dem 1996 diese Spannung nicht mehr, sondern vielmehr sind es heute 400 kV. Wir vermuten daher, dass der elektrotechnische Amtsachverständige mit Wissensstand 1996 sein Gutachten erstellt hat, denn andernfalls hätte er auf diesen Umstand hinweisen müssen. Das stellt einen krassen Widerspruch zu § 12 Abs. 4 Ziffer 1 UVP-Gesetz 2000, der besagt, dass das Vorhaben nach dem Stand der Technik zu überprüfen ist.

Ab Seite 157 erfolgt eine „Zuordnung der Einwendungen“ zu einzelnen Themen.

Wer hat die Einwendungen zu den Themen zugeordnet? Was bedeuten die Zahlenkombinationen? Wer hat die Einwendungen den Sachverständigen zugeteilt?

Das gegenständliche Gutachten ist nicht datiert.

Teilgutachten Nr. 9, Forstwesen:

Dieses Gutachten ist unvollständig. Auf Seite 42 schreibt der Gutachter bei Punkt 2.7. Ergänzende Beurteilungen nach dem Forstgesetz: „Werden beim endgültigen Gutachten nachgereicht.“

Faktum ist, dass die Betroffenen das endgültige Gutachten zur Vorbereitung auf die mündliche Verhandlung nicht bekommen haben.

Der Gutachter kommt zu keinem Schluss, ob das gegenständliche Projekt umweltverträglich ist oder nicht.

Teilgutachten Nr. 13, Energiewirtschaft:

Quellennachweis: auffällig ist, dass keine Quellen mit kritischen Argumenten angeführt sind. 

Zu Seite 3: Da das gegenständliche Projekt 20 Jahre alt ist, kann es nicht mit jungen Technologien, wie z.B. der Windenergie  gerechtfertigt werden.

Zu Seite 14,  Punkt 1.4 Nachhaltige Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern

Die im Jahr 2003 durchgeführte Studie der e-conrtol bezieht sich „insbesondere“ auf die Windenergie. Dabei werden die vielfältigen anderen erneuerbaren Energieformen z.B. Photovoltaik, Biomasse, Kraft-Wärme-Kopplung usw. eindeutig vernachlässigt. Damit wurde die nachhaltige Elektrizitätserzeugung aus erneuerbaren Energieträgern gutachterlich nicht umfassend behandelt, speziell für die in der Südoststeiermark prädestinierten Energieträger Sonne und Biomasse. 

Zu Seite 22:
Muss überhaupt ein innerösterreichischer Ausgleich zwischen Ertragsüberschuss im Norden und Verbrauch im Süden erfolgen? Die Verbund Tochter ATP plant ein Kraftwerk in Mellach oder Slowenien. Warum kann die Stromanbindung des Wirtschaftsraumes Graz nicht auch aus dem Süden kommen?

Zur „Anfälligkeit des österreichischen Übertragungsnetzes für Auswirkungen von Störungen in ausländischen Regelzonen“: Für die Leitungsprobleme und organisatorischen Probleme der ausländischen Netzbetreiber in unseren Nachbarländern, können wir in Österreich keine infrastrukturelle Vorsorge auf Kosten der südoststeirischen Bevölkerung treffen. Außerdem muss davon ausgegangen werden, dass ausländische Netze in unseren Nachbarländern nicht zuletzt wegen ihrer EU-Mitgliedschaft österreichischen Standards entsprechen.

Zur Notwendigkeit der Leitung für den Wirtschaftraum Graz: Wenn die Leitung tatsächlich nur für den Strombedarf in der Steiermark notwendig ist, dann darf sich der Stromexport in den Süden nicht wesentlich erhöhen. Daher wird beantragt, die Behörde solle im Falle eines positiven UVP Bescheides, die Kontrollbehörde beauftragen, diesen Umstand, das die Leitung für den steirischen Strombedarf gebaut wurde, nach einer eventuellen Realisierung der Hochspannungsleitung (unabhängig davon ob Freileitung oder Erdkabel) zu kontrollieren, und der BI Krumegg darüber Bericht zu erstatten. 

Zur Seite 36, Kosten des Erdkabels: Es finden sich keine Angaben über Berechnungsparameter. Daher sind diese nicht nachvollziehbar.

Wir fordern daher die detaillierte Offenlegung der durchgeführten Kostenschätzung bzw. der durchgeführten Kostenvergleich zwischen der Freileitung, dem Erdkabel und der GIL.

Teilgutachten Nr. 15, Wildbiologie und Jagd:

Zu Seite 2: Der Gutachter bestätigt „An den Leitungsseilen besteht ein hoch einzustufendes Vogelschlagsrisiko“, weiters „für die im Untersuchungsgebiet vorkommenden jagdbaren Vögel wird das Vogelschlagsrisiko durch Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen wesentlich gemildert“ Als Ergebnis seines Gutachtens wird für den gegenständlichen Fachbereich das eingereichte Projekt mit der Auflage der Sichtbarmachung der Leitung in den gefährdeten Bereichen als umweltverträglich eingestuft. Es werden erstens allerdings keine Angaben darüber gemacht, wie und wo die Leiterseile sichtbar gemacht werden sollen. Zweitens müsste eine derartige Sichtbarmachung der Leiterseile, so wie die Sichtbarmachung aus dem Teilgutachten Luftfahrt, von den anderen Fachgutachtern in die Bewertungen aufgenommen werden. Das ist nicht erfolgt. In diesem Zusammenhang sind daher die entsprechenden Gutachten, sowie das gegenständliche Gutachten unvollständig.

In Deutschland sterben jährlich mehrere tausend Vögel durch Stromschlag und Leitungsanflug. Für einige Vogelgruppen werden Verlustzahlen aufgeführt, in Rast- und Durchzugsgebieten verunglückten bis zu 700 Vögel pro Jahr und Leitungskilometer“

Unserer Ansicht nach ist damit eine sehr hohe Unverträglichkeit des gegenständlichen Projektes im Zusammenhang mit dem Fachbereich Wildbiologie und Jagd gegeben.

Warum wird nicht auf die für das Forstwesen interessantere Variante der Erdverkabelung eingegangen?

Die Beurteilung eines 44,9 km langen Trassenteiles, welcher durch Waldbestand geführt wird, in nur 4 Seiten erscheint uns äußerst fragwürdig.

Bei der Beantwortung der Einwände auf Seite 2 fällt auf, dass eine als nicht lesbar gekennzeichnete Einwendung inhaltlich beantwortet wurde.

Teilgutachten Nr. 19, Wasserbau Steiermark

Auf Seite 11 wir dausgeführt, das die Einwände von DI Pistecky zusammengefasst und nach Fachbereichen aufgegliedert wurden. Da in den meisten Gutachten generell die Dokumenten-Namen und Referenz-Nummern angegeben sind, ist eine Zuordnung zu den Namen der Einwender nicht möglich. Daher ist es nahezu unmöglich zu überprüfen, ob und wie der Einwand bearbeitet wurde.

Von wem wurden die Einwände, da es sich um PDF-Files handelt, gescannt?

Wann standen die Einwände den Sachverständigen zur Verfügung?

Was passierte mit Einwänden die falsch zugeordnet waren? Z.B. Seite 15 unten, wo der Sachverständige ausführt, dass eine Vielzahl von Einwänden falsch zugeordnet wurde.

Teilgutachten Nr. 22, Landschaftsschutz Burgenland

Wie kommt der Sachverständige für Landschaftsschutz zur Aussage, dass das gegenständliche Projekt zur Sicherheit der bundesweiten Stromversorgung beiträgt? Das ist nicht sein Aufgabengebiet.

Der Sachverständige wiegt im Punkt „Zusammenfassung der Auswirkungen“ die Auswirkungen auf den Landschaftsschutz mit den Auswirkungen aus anderen Fachbereichen auf und bewertet in diesem Zusammenhang das gegenständliche Projekt. Eine Abwägung der Ergebnisse der Teilgutachten oder die Abwägung des gegenständlichen Fachbereiches mit einem Anderen durch die Sachverständigen und Gutachter ist nicht Aufgabe des SV und daher unzulässig! Auch die Abwägung der Umwelteinflüsse und der  wirtschaftlichen Interessen durch die SV und Gutachter ist unzulässig. Das ist die Aufgabe der Behörde!  Die Sachverständigen müssen sich auf der Faktenebene bewegen, und nicht auf der Ebene der Interessensabwägung.

Teilgutachten Nr. 23, Landschaftsschutz Steiermark

Zu Seite 17, Kleinempersdorf (Kesselgraben und Krumegg) bis Mittergoggitsch:

Da es sich in diesem Gebiet um kleinräumige, überschaubare Landschaftsstrukturen handelt, würde diese Monsterleitung als Fremdkörper besonders hervorstechen. Die Beeinträchtigung durch die Leitung wäre erheblich. Die Leitung würde hier hochwertige und wenig beeinträchtigte Landschaften, Naturräume und naturnahe Räume unwiederbringlich zerstören. In diesem Bereich konstatiert der Gutachter eine Beeinträchtigung der Landschaft und eine Verunstaltung des Landschaftsbildes. In der Zusammenschau der Gutachten Landschaftsschutz, überörtliche und örtliche Raumplanung ist aus unserer Sicht das gegenständliche Projekt im Gemeindegebiet von Krumegg absolut umweltunverträglich.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da wie aus den Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

In eventu wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

Siehe dazu Stellungnahme von Prof. Dr. Hans Hermann Wöbse vom Oktober 2004 und siehe auch Gutachten von Prof. Wöbse vom Juni 2004, eingebracht mit den Einwendungen der BI Krumegg vom 17.10.2004 und 27.06.2004 

Teilgutachten Nr. 26, Überörtliche Raumplanung Steiermark

Im gegenständlichen Gutachten wird die Wirkungsintensität für den Bereich Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus für Krumegg mit sehr hoch eingestuft. Die Eingriffserheblichkeit ebenfalls mit sehr hoch. Damit ist ein unmittelbarer Widerspruch des gegenständlichen Projektes mit dem Regionalentwicklungskonzept gutachterlich bestätigt. 

„Aus der Sensibilität dieser Landschaftsräume und den Zielsetzungen der Regionalentwicklung muss hier von einer erheblichen Beeinträchtigung durch das geplante Vorhaben gesprochen werden.“ Wie im Teilgutachten 27 abgehandelt, gibt es keine Maßnahmen im Sinne des § 17 Abs. 4 UVP-G 2000, die die erheblichen Belastungen der Umwelt verringern können, um zu einem hohen Schutzniveau für das Schutzgut zu gelangen.

Zu Seite 10: Das Entwicklungsleitbild Hügelland östlich von Graz und LAG östlich von Graz wurde entwickelt, um diese Region als stadtnaher Erholungs- und Lebensraum zu profilieren. Das gegenständliche Projekt steht in krassem Widerspruch zu den Zielen der betroffenen Gemeinde. Die Gemeinde Krumegg ist bereits als Naherholungsgebiet etabliert. Nächtigungszahlen sagen nicht viel aus. Denn auf dem Schöckl übernachtet auch kaum jemand, und trotzdem ist er als Naherholungs- und Tourismusgebiet anerkannt. 

Das Hügelland östlich von Graz gilt als Genuss-Region mit zahlreichen Biobauern und Selbstvermarktern. Es ist bekannt für seine Erlebnisfeste. Diese Region ist bei Radfahrern, Joggern und Schwammerlsuchern genauso beliebt, wie bei Spaziergängern, die gerne in unseren Gaststätten einkehren und sehr häufig aus Graz und der Umgebung von Graz kommen.

Diese Region lebt nicht nur mit der Natur (Landschaft) sondern auch von ihr. Früher war es hauptsächlich die Landwirtschaft, da man aber in dieser „Kleinlandschaft“ nicht oder nur sehr schlecht davon leben kann, haben sich die Bewohner der Region von den regionalen Entwicklungsprogrammen sehr viel erhofft und auch schon profitiert. Wir haben sonst keine Ressourcen, was in den Gutachten ja auch bestätigt wurde.

Es wird daher beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Teilgutachten Nr. 27, örtliche Raumplanung Steiermark

Auf Seite 4 spricht der Sachverständige vom Lückenschluss des Österreichischen Hochspannungsnetzes. Hier übernimmt der Gutachter unreflektiert eine Aussage der Projektwerber. Dieser Aussage ist auf das entschiedenste zu widersprechen. Es fehlen neben den 90 km Steiermarkleitung auch noch ca. 400 km in Kärnten und Salzburg. 

Auf welcher Basis kann der Sachverständige für Raumplanung und Raumordnung die Nachvollziehbarkeit der Nullvariante und Technologievarianten beurteilen, und als …“nachvollziehbar dargelegt“ bewerten? (Seite 5, 2. Absatz)

Mit 6 Zeilen werden die Auswirkungen der Alternativen auf die Raumordnung als „nachvollziehbar“ festgestellt, das ist stark vereinfachend, erscheint nicht kompetent und ist in für uns Laien in keiner Weise überprüfbar. 

Zu Seite 4: Den Sachverständigen ist ausreichend Zeit zu gewähren, um ihre Gutachten zu erstellen. Wenn nun der Sachverständige für im 2.Absatz seines Gutachtens schreibt, dass „… damit ein später Einstieg in ein bereits laufendes Verfahren erfolgte, und für die gezielte Bearbeitung des umfangreichen Materials nur eine vergleichsweise kurze Zeit spanne zur Verfügung stand“, so sind wir der Ansicht das die Rechtsgrundsätze zur Sachverhaltsermittlung (siehe weiter oben) mit großer Wahrscheinlichkeit nicht eingehalten werden konnten. 

Zu Seite 8: „Demontage bestehender 110 kV-Freileitung ist Bestandteil des Vorhabens, zugleich eine wesentliche Ausgleichsmaßnahme“ Die Demontage kann räumlich nur dort als Ausgleichsmaßnahme bewertet werden, wo sie stattfindet. Für den Bau der Freileitung in Krumegg kann die Demontage im Raum Gleisdorf nicht als Ausgleichsmaßnahme argumentiert und bewertet werden!

Dieses Argument geht daher unzulässigerweise als Ausgleichsmaßnahme in die Gesamtbeurteilung mit ein (siehe Zusammenfassung).

Für Krumegg konstatiert der Sachverständige eine hohe Sensibilität.

Die Wirkungsintensität wurde vom Sachverständigen gegenüber der UVE von mittel auf punktuell hoch hinausgestuft.

Die Eingriffserheblichkeit wurde vom Sachverständigen mit hoch bis sehr hoch bewertet.

Die „Gesamtbelastung ist auch bei Reduktion der punktuell sehr hohen Eingriffserheblichkeit durch Mast 83 hoch“.

Die Visualisierung mit Wetterballons hat ergeben, dass die vorgeschlagenen Ausgleichsmaßnahmen lt. UVG keine Besserung bringen und „werden daher nicht weiterverfolgt“.

Das heißt, dass in Krumegg die Gesamtbelastung hoch, punktuell sehr hoch ist und daher in diesem Gebiet die Leitung nicht umweltverträglich ist!!

Trotz dieser hohen Gesamtbelastung wurden aber keine konkreten Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen.

Zum Thema Visualisierung mittels Wetterballons: Das Steigenlassen von Wetterballonen ist eine gänzlich unbrauchbare Methode die Auswirkungen eines derartigen Projektes darzustellen. Die Breite der Leitungstrasse und die Wirkung der Linieninfrastruktur in ihrer Länge kann damit keinesfalls visualisiert werden. Auch die Nachvollziehbarkeit für die Beteiligten ist damit nicht gewährleistet. Die Gutachter haben daher in diesem Fall nicht nach dem Stand der Technik gearbeitet

Warum werden vom Gutachter die Zielkonflikte mit dem örtlichen Entwicklungskonzept erkannt und bestätigt, fließen aber nicht in die Beurteilung ein?

Zu Seite 6: Die methodische Defizite in der UVE werden erkannt und bestätigt, das Gutachten selbst basiert aber trotzdem wieder auf denselben Methoden. Auch dieser Widerspruch ist im Gesamtgutachten nicht mehr wiedergegeben. 

Zu Punkt 4. 2. 11 Teilraum Krumegg (Bezirk Graz-Umgebung)

Was bedeutet: „Der in der UVE dargestellte Planungsstand (Entwicklungskonzept und Flächenwidmungsplan) ist nicht gänzlich nachvollziehbar“?

Zur Wirkungsintensität:
Frage: „Wie wollen Sie einen Mast im Wald „verstecken“, wenn der Mast 60 m hoch ist (Mast 76), daher weit über die Baumkronen hinausragt und der Wald an manchen Stellen nur ca. 120 – 150 m breit ist?.“ Im Falle des Baus des gegenständlichen Projektes mit bis zu 70 m hohen Masten und einer Schlägerung, der an manchen Stellen fast der ganze Wald zum Opfer fiele, bliebe im besten Fall eine Allee stehen. Da wird von den Gutachtern vorgeschlagen ein „bisschen“ zu begrünen. Außerdem, wie soll der Wald die Erlebbarkeit der Leitung relativieren, wenn er nicht mehr da ist? 

Zu Punkt 5, Zusammenfassung:

Obwohl der Gutachter für die zwei Gemeinden Empersdorf und Krumegg die Auswirkung auf Siedlungsraum und Ortsbild mit einer hohen Gesamtbelastung mit punktuell sehr hohen Belastungsspitzen bewertet, für fünf weitere Gemeinden ein hohe Gesamtbelastung feststellt kommt er zu keiner Aussage, ob das gegenständliche Projekt auf das bezogene Schutzgut umweltverträglich ist oder nicht. Das stellt einen schweren Mangel des Gutachtens dar!

Im Sinne des hohen Schutzniveaus gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 sind für Krumegg trotzdem keine Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen, die geeignet sind die überaus erheblichen Belastungen der Umwelt zu verringern.

Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

Es werden daher - basierend auf den bisherigen Ausführungen - die nachstehenden 

ANTRÄGE

gestellt:

1.) Es wird beantragt, das gegenständliche Projekt gemäß § 17 Abs. 5 UVP-G 2000 abzuweisen, da wie aus den Einwänden zur UVE und zum UVG hervorgeht, schwerwiegende Umweltbelastungen zu erwarten sind, die durch Auflagen, Bedingungen, Befristungen, sonstige Vorschreibungen, Ausgleichsmaßnahmen oder Projektmodifikationen nicht verhindert oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden können.

2.) Wir stellen daher den Antrag, die UVP-Behörde solle zur Bewertung der Steiermarkleitung als auch der Alternativen, eine volkswirtschaftliche Studie in Auftrag geben, die unter Einbeziehung der gesamten Grundentwertung (inklusive jener Grundstücke, die außerhalb der Entschädigungszone liegen und durch das gegenständliche Projekt eine Entwertung erfahren) in den Standortgemeinden (bzw. bei Sichtkontakt auch der Nachbargemeinden) die verschiedenen Alternativen (Investitionen, Betrieb, etc.) vollständig beurteilt.

3.) Weiters wird beantragt, die Behörde solle vor der Entscheidungsfindung zur Abschätzung der optischen Auswirkungen, vor allem in den sensiblen Bereichen, die Visualisierung der Leitungstrasse gemäß den Plänen der Projektwerber mittels professioneller Fotomontagen und Computersimulationen beauftragen.

4.) Es wird beantragt, dem Projektwerber gemäß § 17 Abs. 4 UVP-G 2000 im Bereich des Gemeindegebietes von Krumegg eine Verkabelung vorzuschreiben.

5.) Es wird beantragt, die Behörde solle den Auftrag für den Humanmedizinischen Fachbereich derart konkretisieren, dass die Frage der Oberwellen im Lichte der Humanmedizin wissenschaftlich geklärt wird.

6.) Es wird beantragt, die Behörde solle im Falle eines positiven UVP Bescheides, die Kontrollbehörde beauftragen, diesen Umstand, dass die Leitung für den steirischen Strombedarf gebaut wurde, nach einer eventuellen Realisierung einer 380 kV-Leitung (unabhängig davon ob Freileitung oder Erdkabel) zu kontrollieren, und darüber Bericht zu erstatten. 

Wir behalten uns weitere Stellungnahmen und Einwände zu Sachverhalten, die im Zuge der mündlichen Verhandlung auftauchen, ausdrücklich vor.

Mit freundlichen Grüßen 

Anita Brünner



Ing. Heinz-Christian Brünner 


Diese Stellungnahme besteht aus 1 Seiten.

118.  Einwendung von Alfred Kogler, 8321 St. Margarethen/Raab 49:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

Ergänzung:

Herr Kogler begehrt mündlich, seitens der Behörde eine schriftliche Stellungnahme zu Punkt 1. (Seite 1) betreffend die wirtschaftlichen Auswirkungen zu bekommen.

(Alfred Kogler)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

119. Gemeinde St.Ulrich am Waasen, vertreten von Herrn Bgm.Josef Geister:

Die schriftlich vorgelegte Einwendung ( 3Seiten ) wird mündlich vorgetragen.

(Bgm.Josef Geister)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr.Andrea Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

120. Einwendung der Bürgerinitiative Krumegg, vertreten durch Ing. Heinz Christian Brünner:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 2) wird mündlich vorgetragen. Diese schriftliche Einwendung soll in Ergänzung zu der am Montag, den 18.10.2004 von Frau Hemma Opis-Pieber abgegebenen Einwendung angesehen werden.

(Ing. Brünner)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

120.  Fachbeitrag Ethik für die BI Krumegg, ergänzend zu deren Einwand vom 27.06.2004 und dem darin enthaltenen Fachbeitrag zum Thema Ethik

Ich spreche hier im Namen der Diözese Graz - Seckau, um Bedenken gegen die geplante 380 kV-Leitung anzumelden, und zwar grundlegende.

Sie verhandeln heute unzählige kleine und größere Details – aber, so behaupte ich, Sie vernachlässigen das Fundament des Ganzen. Was meine ich damit? Das Fundament jeder Entscheidung, vor allem im Konfliktfall und vor allem bei so weitreichenden Folgen, muss eine Auseinandersetzung darüber sein, wie man  überhaupt zu einer guten und gerechten Entscheidung kommen kann! Nur gerechte Entscheidungen sind auch gute Entscheidungen und können den sozialen Frieden gewährleisten.

Nach welchen Kriterien wird entschieden? Ist es das Kriterium der Macht des Stärkeren? Oder der besseren Beziehungen? Oder des längeren Atems? Oder des meisten Geldes?

Wie kommt man nun zu guten Entscheidungen, wenn verschiedene Interessen aufeinanderprallen?

Genau aus dieser Frage hat sich die Wissenschaft der Ethik herausgebildet, und zwar unabhängig von jeder persönlichen religiösen Einstellung. Die Ethik bietet „ein wissenschaftliches System begründeter Aussagen über das richtige Handeln und Verhalten“  - quasi „unparteiische“, grundlegende Kriterien.

Vielleicht fragen Sie sich trotzdem, was Ethik heute hier zu suchen hat, wo es doch um technische Probleme geht? 

Da kann ich nur antworten:

1.) Es ist bezeichnend und deprimierend, dass bei diesem Projekt ethische Normen nicht beachtet wurden.

2.) Es geht eben nicht nur um Technik, sondern um Menschen, ihre Heimat und ihre Lebensqualität! 

Mensch und Umwelt lassen sich nicht auseinanderdividieren – wie kann etwas „umweltverträglich“ sein, wenn es für die  Menschen nicht verträglich ist?? Und die 380 kV-Leitung tut den Betroffenen ganz offensichtlich nicht gut – sogar schon, bevor sie vielleicht gebaut wird ist sie eine massive seelische und nervliche Belastung....

(Übrigens wurde zuvor gebeten, die „emotionale Komponente“ außer acht zu lassen – wann darf die denn sein? Dann wenn es entschieden und somit zu spät ist, dürfen die Menschen dann weinen?)

Was sagt die Ethik also konkret?

Umweltethik - heute wichtiger denn je! -  bedenkt nicht nur die Gesinnung einer Handlung (warum handle ich so?), sondern vor allem die Folgen.
Wenn ich etwas tue, ohne wahrzunehmen, welche Folgen das hat – vor allem für andere! – dann handle ich verantwortungslos!

Das neue Modewort CSR – Corporate Social Responsibility“ meint genau das: gesellschaftliche Verantwortung!

Übrigens wurden landauf, landab Veranstaltungen  zur Förderung dieser Verantwortung innerhalb der Wirtschaft organisiert und vom Land mitfinanziert....Auch auf EU-Ebene wird zunehmend CSR, Verantwortung, ein wichtiges Kriterium zur Vergabe von Förderungen. 

Ökologische Landentwicklung, unzählige Nachhaltigkeitskonzepte auf Steiermark- und Österreichebene auf der einen Seite, und eine Atomstrom-Autobahn auf der anderen Seite – das passt einfach nicht zusammen!

Wie werden Verbund und Politiker/innen dieser Verantwortung im Falle der 380kV-Leitung gerecht?

In meiner Stellungnahme habe ich festgehalten, dass ein eventueller Bau der 380kV-Leitung  gegen wichtige ethische Kriterien verstößt. Aus Zeitgründen möchte ich nur einen Satz exemplarisch zitieren:

„Eine Handlung ist ethisch gerechtfertigt, wenn

1. ihr Ziel eine wichtige Sache und in sich gut ist,

2. die schädliche Nebenfolge nicht beabsichtigt ist,

3. das gute Ziel nicht anders erreicht werden kann.“

Zu1.) Stromversorgung an und für sich ist wichtig, aber die Art und Weise ebenso! Eine massive „Vergewaltigung“ von Mensch und Natur, wie durch die 380 kV-Leitung, kann niemals in sich gut sein und wäre höchstens beim Fehlen jeglicher Alternativen gerechtfertigt.

Zu 2.) Die schädlichen Nebenfolgen werden zwar nicht beabsichtigt, aber billigend in Kauf genommen, was durch das Fehlen der eigenen Betroffenheit natürlich wesentlich erleichtert wird....

Zu 3.) Stromversorgung kann auch regional oder zumindest kleinräumiger erreicht werden, Erneuerbare Energie ist außerdem zukunftsfähiger und nachhaltiger! Gerade die Steiermark ist ja eine Quelle an innovativen Projekten, aus dem Gebiet der Alternativenergien!

Gestatten Sie mir noch eine persönliche Bemerkung als vierfache Mutter: Jedes Konzept, das Atomenergie unterstützt, ist – und ich scheue vor diesem Wort nicht zurück – eine Sünde! Denn irgendwann wird jeder Behälter mit dem strahlenden Atommüll undicht und gefährdet und verseucht die nach uns Lebenden! Frei nach dem Motto: „Nach uns die Sintflut“!

Ethisches Handeln ist verantwortliches Handeln – meine Damen und Herren Entscheidungsträger – Sie sind gefragt! 

Hemma Opis-Pieber e.h.

Mag. Hemma Opis-Pieber

Umweltbeauftragte der Diözese Graz-Seckau

0676/ 8742-2610

opis@aon.at

121. Einwendung von Herrn Rudolf Kainz, 8323 Krumegg 48, durch Vollmacht vertreten von Herrn Ing. Christian Brünner:
Herr Rudolf Kainz hat die Antragsänderung vom 22.9.2004 zum gegenständlichen Projekt erhalten. Er stellt daher den Antrag die zuständigen ASV betreffend Forst, Geologie, Hydrologie, Wasser, Biotope und Ökosysteme und Raumordnung und Landschaftsbild sollen diese Projektsänderung begutachten und hernach dem Antragsteller die Ergänzung zu ihrem Gutachten vor Entscheidungsfindung zur Stellungnahme übermitteln.

Beilage 1 Vollmacht

(Ing. Brünner)

122.  Einwendung von Michaela Hauschmidt und Gertrude Hauschmidt, vertreten durch Herrn Markus Meister, 8321 St. Margarethen/Raab:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 3) wird mündlich vorgetragen.





Vollmacht liegt bei

(Markus Meister)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

123. Stellungnahme der Gemeinde Werndorf, Polak, Pump, Reimoser und Ärztekammer für Tirol:

Vorbringen bzw. Einwendungen der Parteien Gemeinde Werndorf, Anna Polak, Rudolf Pump, Helfried Reimoser und Ärztekammer für Tirol, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Dieter Neger, anlässlich der mündlichen Verhandlung im Genehmigungsverfahren nach dem UVP-G für die 380 kV-Steiermarkleitung, 18. bis 20.10.2004

I)
Verfahrensrechtliche Einwendungen
Auflage des Umweltverträglichkeitsgutachtens und Anberaumung der mündlichen Verhandlung

Das Umweltverträglichkeitsgutachten (UVG) wurde am 23.09.2004 nach den Bestimmungen des § 13 Abs 2 UVP-G zur öffentlichen Einsichtnahme aufgelegt. Gemäß Kundmachung der Genehmigungsbehörde vom 14.09.2004 endet die Auflagefrist mit Ablauf des 22.10.2004.

Die mündliche Verhandlung gemäß § 16 UVP-G wurde für 18. bis 20.10.2004 anberaumt.

Obwohl im UVP-G 2000 nicht expressis verbis geregelt, ergibt sich aus den Bestimmungen des AVG, der historischen Interpretation des UVP-G alter Fassung sowie dem Sinn der öffentlichen Auflage  und der mündlichen Verhandlung, dass dieselbe erst nach Beendigung der Auflagefrist anzuberaumen ist.

Es liegt somit durch die verfrühte Anberaumung der mündlichen Verhandlung ein wesentlicher Verfahrensfehler vor.

Umweltverträglichkeitsgutachten

Das UVG entspricht nicht den gesetzlichen Bestimmungen. Neben augenscheinlichen Widersprüchen und Inkonsistenzen (siehe diesbezüglich im Detail die angefügte und Teil dieser Einwendungen darstellende Fachstellungnahme des Raumplanungsbüros DI Pumpernig, Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch) wurden abweichende Auffassungen mitwirkender Sachverständiger nicht im Gesamtgutachten („Umweltverträglichkeitsgutachten gemäß § 12 UVP-G 2000“) festgehalten, obwohl § 12 Abs 1 UVP-G dies ausdrücklich vorschreibt.

Weiters steht nicht fest, ob alle am UVG mitwirkenden Sachverständigen (Fachbereichsgutachter) das von drei Sachverständigen unterfertigte Gesamtgutachten mittragen.

Die mündliche Verhandlung erfolgt somit auf Basis unzureichender Entscheidungsgrundlagen. 

Bisherige Einwendungen und Stellungnahmen

Die oben angeführten Parteien hatten bereits in früheren Verfahrensstadien ausführliche Stellungnahmen und Einwendungen eingebracht, welche ausdrücklich vollinhaltlich aufrechterhalten werden.

Mit Schriftsatz vom 14.04.2004 samt Fachstellungnahme Raumplanungsbüro Dipl.-Ing. Pumpernig vom 14.04.2004 erfolgte u.a. durch die Gemeinde Werndorf eine Stellungnahme gem. § 5 Abs 4 UVP-G.

Mit Schriftsatz vom 28.06.2004 samt gutachterlicher Stellungnahme Raumplanungsbüro Dipl.-Ing. Pumpernig vom 28.06.2004 wurden durch alle obengenannten Parteien Einwendungen erhoben. 
Diese Stellungnahmen und Einwendungen betreffen insbesondere  Wohn- und Baugebiete hinsichtlich des Schutzes der dort lebenden Menschen, Industrie- und Gewerbegebiete sowie –betriebe, deren Bestand und Ausweitungsmöglichkeiten, Industrieunfallproblematik/Seveso II etc., Freizeiteinrichtungen und Gewerbebetriebe und den Schutz der sich dort aufhaltenden Menschen, Natur- und Landschaftsschutzgebiete, die Trassenauswahl, die Methodik der UVE und deren Ermittlung der Wirkungsintensitäten durch Interpolation nicht vergleichbarer Schutzgüter etc. .

Mit diesen Parteienvorbringen erfolgte im UVG (§§ 12 Abs 4 Z 2 und 12 Abs 3 UVP-G) nur eine ungenügende fachliche Auseinandersetzung bzw. wurden diese nur ungenügend berücksichtigt. Im Detail wird diesbezüglich auf die nachfolgenden Ausführungen verwiesen.

Aus advokatorischer Vorsicht schließen sich die obengenannten Parteien den weiteren, von anderer Seite vorgebrachten formalen Einwendungen an.

II)
Fachbereichsgutachten und Gesamtgutachten
A) Fachbereichsgutachten M-Raumordnung, Themenbereich II: Siedlungsraum und Ortsbild

1. Ausgleichsmaßnahmen

Der Fachbereichsgutachter setzt für „Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne des Starkstromwegegesetzes (Entschädigungszahlungen) in zahlreichen Fällen eine hohe Ausgleichswirkung an. Diese Feststellungen werden im Gesamtgutachten übernommen und es wird auf ihrer Basis die Umweltverträglichkeit der verfahrensgegenständlichen 380 kV-Leitung festgestellt.

Nach dem Bestimmungen des UVP-G, insbesondere dessen § 17 Abs 4 und  5, hängt die Genehmigungsfähigkeit der verfahrensgegenständlichen Höchstspannungsleitung davon ab, ob durch geeignete Auflagen, Projektmodifikationen und Ausgleichsmaßnahmen etc. die Schutzziele des UVP-G erreichbar sind. 

Ist dies nicht Fall, und können schwerwiegende Umweltbelastungen durch Auflagen, Projektmodifikationen, Ausgleichsmaßnahmen, etc. nicht verhindert, oder auf ein erträgliches Maß vermindert werden, ist der Genehmigungsantrag abzuweisen und das Projekt nicht genehmigungsfähig.

Die vom StarkstromwegeG vorgesehenen „Ausgleichsmaßnahmen“ sind rein monetärer Natur und betreffen Entschädigungszahlungen für die Einräumung von Leitungsrechten oder Leitungsdienstbarkeiten. Im Gegensatz dazu stellt das UVP-G hinsichtlich der hier gemeinten und im gegenständlichen Verfahren ausschließlich relevanten Ausgleichsmaßnahmen auf solche ab, welche geeignet sind, die (ökologischen) Schutzziele des UVP-G erreichen zu helfen. 

Ausgleichsmaßnahmen sind national und EU-rechtlich mehrfach beschrieben, unter anderem in der Richtlinie 92/43 EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere und Pflanzen (Fauna  Flora Habitat- Richtlinie)

Artikel 6 Abs. 4 dieser EU- Richtlinie lautet wie folgt:

„Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung aus zwingenden Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses einschließlich solcher sozialer und wirtschaftlicher Art ein Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine Alternativlösung nicht vorhaben, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen Ausgleichsmaßnahmen, um sicherzustellen, dass die globale Kohärenz von Natura 2000 geschützt ist. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die von ihm ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen. Ist das betreffende Gebiet ein Gebiet, das einen prioritären Lebensraumtyp und/oder eine prioritäre Art einschließt, so können nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit des Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maßgeblichen günstigen Auswirkungen für die Umwelt oder, nach Stellungnahme der Kommission, andere zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses geltend gemacht werden.“

Schon aus dieser Rechtsnorm ergibt sich eindeutig, dass Ausgleichsmaßnahmen, wie Sie auch vom UVP-G intendiert sind, solche mit ökologischen Wirkungen und nicht solche rein monetärer Art sein können. In diesem Zusammenhang ist unter anderem auf das Urteil des EuGH vom 29.01.2004 in der Rechtssache C 209/02, Kommission der Europäischen Gemeinschaften gegen Republik Österreich, hinsichtlich des Lebensraumes des Wachtelkönigs – Besonderes Schutzgebiet  „Wörschacher Moos“ zu verweisen. 

Aus den Randzahlen 4 und 25 ergibt sich eindeutig die Bestätigung des oben gesagten. Weiters ist auf zahlreiche nationale Rechtsnormen zu verweisen. 

Zu verweisen ist hier in erster Linie auf § 48 a des Salzburger NaturschutzG 1993, welcher Ausgleichsmaßnahmen wie folgt definiert:

„ 48 a Abs 3: Die Erteilung einer Bewilligung unter Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen gemäß Abs 1 ist nur zulässig, wenn die beantragten Ausgleichsmaßnahmen alle folgenden Voraussetzungen erfüllen:

1. Die Ausgleichsmaßnahmen werden eine wesentliche Verbesserung des Landschaftsbildes oder des Naturhaushaltes bewirken.

2. Diese Verbesserung überwiegt insgesamt die nachteiligen Auswirkungen jener Maßnahme, die bewilligt werden soll, im betroffenen oder unmittelbar benachbarten Landschaftsraum erheblich. Für die Abgrenzung der Landschaftsräume sind die Grenzen der nach § 9 des Salzburger RaumordnungsG 1992 zu bildenden Regionalverbände maßgeblich. 

3. Die Maßnahme, die bewilligt werden soll, widerspricht nicht wesentlich den grundsätzlichen Zielsetzungen eines Schutzgebietes oder Naturdenkmales oder des Lebensraumschutzes nach § 23. 

4. Die Maßnahme, die bewilligt werden soll, wird keine Auswirkungen auf Gebiete haben, die nach den Richtlinien 92/43 EWG oder 79/409 EWG als Bestandteil des Europäischen ökologischen Netzes „Natura 2000“ gelten.“

Die VwGH- Erkenntnisse 97/10/0021 vom 07.09.1998 und 93/10/0128 vom 23.10.1995 bestätigen die obigen Ausführungen ebenfalls deutlich,

Auch das Burgenländische Naturschutz- und Landschaftspflegegesetz, das Oberösterreichischen Natur- und LandschaftsschutzG 2001, das Vorarlberger Gesetz über Naturschutz und Landschaftsentwicklung, das Tiroler NaturschutzG, das Niederösterreichische NaturschutzG und das Steiermärkische NaturschutzG (hier zum Thema „Verträglichkeitsprüfung“) zeigen eindeutig, dass Ausgleichsmaßnahmen im Sinne der Bestimmungen des UVP- G nicht solche monetärer Natur, sondern solche sind, die dazu beitragen, die (ökologischen) Schutzziele des UVP-G zu erreichen. 

Die im Umweltverträglichkeitsgutachten enthaltenen Beurteilungen des verfahrensgegenständlichen Vorhabens auf Basis der Gesetzesaufträge des UVP-G sind, soweit sie sich auf ein Verständnis der Ausgleichsmaßnahmen im Sinne solcher monetärer Art beziehen und soweit sie für „Ausgleichsmaßnahmen“ im Sinne des StarkstromwegeG Ausgleichswirkungen ansetzten, somit nicht mit den Zielen des UVP-G vereinbar, damit unvollständig und nicht geeignet, die Umweltverträglichkeit des gegenständlichen Vorhabens zu belegen.

2. Trassenfindung, Methodik, Rechtstatbestände und Eingriffe im Teilraum Gemeinde Werndorf

Diesbezüglich wird auf die detaillierten Ausführungen der beiliegenden Fachstellungnahme verwiesen.

3. Bisherige Einwendungen und Stellungnahmen

Auch diesbezüglich wird auf die detaillierten Ausführungen der beiliegenden Fachstellungnahme verwiesen.
B) Fachbereichsgutachten Raumordnung Themenbereich III „Landschaftsbild“

1.
Landschaftsschutzgebiet Nr. 31 Murauen Graz - Werndorf
Die eindeutigen und vom Gesamtgutachten abweichenden Feststellungen des Fachgutachters sind im Gesamtgutachten nicht, wie von § 12 Abs 1 normiert, festgehalten. 

Der Fachgutachter führt unter anderem auf Seite 15 seines Fachgutachtens aus, dass es aus Sicht des Schutzes der bestehenden Landschaft völlig unverständlich ist, warum die Trasse in Längsführung durch das Schutzgebiet geplant wurde, wenn wenige 100 m westlich oder östlich kein Schutzgebiet ausgewiesen ist.
Die Trassenführung durch den geschützten Bereich entspricht laut diesem Fachbereichsgutachten einer bewussten Zerstörung des Landschaftscharakters in diesem Teilbereich, und führt zu einer gravierenden Verunstaltung des Landschaftsbildes etc. Damit wiederspricht das geplante Vorhaben laut Aussage des Fachgutachters den Intentionen des § 2 Abs 1 Stmk  NaturschutzG. Die Trasse ist in diesem Bereich (Landschaftsschutzgebiet Nr. 31) nicht umweltverträglich. Weiters ist es für den Fachgutachter nicht nachvollziehbar, warum die Sensibilität in der UVE trotz Landschaftsschutzgebiet nur mit mittel „errechnet“ wurde.

In seiner gutachterlichen Zusammenfassung kommt der genannte Fachbereichsgutachter, das Landschaftsschutzgebiet Nr. 31 Murauen Graz-Werndorf betreffend, daher zur folgender Schlussfolgerung:

„Die 380 kV- Leitung führt durch einen Teilraum, der als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen ist. In diesem Teilraum hat das Vorhaben jedenfalls erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die geschützte Landschaft und stellt dies eine verunstaltende und den Naturgenuss störende Änderung im Landschaftsschutzgebiet dar. In diesem Abschnitt ist die 380 kV Leitung nicht umweltverträglich.“
Zur Gesamtumweltverträglichkeit des verfahrensgegenständlichen Vorhabens schlussfolgert der Fachgutachter wie folgt: 

„Aufgrund der Leitungsführung durch ein Landschaftsschutzgebiet (trotz vorhandener Alternativen) und der Verunstaltung des Landschaftsbildes in 8 Teilräumen, in denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Landschaft zu erwarten sind, muss das geplante Vorhaben der 380 kV Steiermarkleitung in der vorliegen Form hinsichtlich des Schutzgutes Landschaft insgesamt nicht umweltverträglich gewertet werden.“

Diese eindeutigen gutachterlichen Feststellungen finden sich, wie bereit erwähnt,  im „Gesamtgutachten gemäß § 12 UVP-G 2000“ nicht. Es wäre Aufgabe des Gesamtgutachtens gewesen, im Zuge der Abwägung zumindest eindeutig die Feststellungen des zitierten Fachbereichsgutachtens festzuhalten, zu werten und daraus Folgerungen zu ziehen. Das Gesamtgutachten auch daher unvollständig, aktenwidrig und kann die Umweltverträglichkeit und damit die Genehmigungsfähigkeit des verfahrensgegenständlichen Vorhabens nicht belegen.

2.
Methodik etc.
Diesbezüglich wird auf die beiliegende Fachstellungnahme verwiesen.

3. Bisherige Einwendungen und Stellungnahmen

Fachbezogene Stellungnahmen erfolgten nicht (siehe weiter beiliegende Fachstellungnahme).

C) Fachbereichsgutachten Raumordnung, Regionalentwicklung

Siehe hiezu beiliegende Fachstellungnahme.

D) Fachbereichsgutachten Schalltechnik

Siehe hiezu beiliegende Fachstellungnahme.

E) Fachbereichsgutachten Humanmedizin

1.
Elektromagnetische Felder
Im Bereich des Gemeindegebietes Werndorf sollen Gewerbebereiche mit betriebszugehörigen Wohnungen, ein konsentierter Wohn-Altbestand und ein bestehendes, jederzeit bebaubares Baugebiet, somit dauerbewohnbare Bereiche, überspannt werden. Während für des konsentierten Wohn-Altbestand, Gst Nr. 576/2, KG Werndorf, eine Betrachtung der Auswirkungen elektromagnetischer Felder erfolgt ist, fehlt diese Betrachtung für das Baugebiet und die Gewerbebereiche. Das UVG ist daher diesbezüglich unvollständig (siehe weiter beiliegende Fachstellungnahme). 

2. Lärm und Vibrationen

Weder das Schalltechnische Fachbereichsgutachten, noch das darauf aufbauende Humanmedizinische Gutachten berücksichtigen den obengenannten konsentierten Wohn-Altbestand und dieses Baugebiet.

Auch diesbezüglich ist das UVG somit unvollständig (siehe weiter beiliegende Fachstellungnahme).

3.
Stufenbau des Umweltverträglichkeitsgutachtens
Da die Feststellungen der Fachbereichsgutachten „Elektromagnetische Felder“ und „Schalltechnik“ in das Humanmedizinische Fachbereichsgutachten und dieses sodann in das Gesamtgutachten eingeflossen ist, sind auch die Schlussfolgerungen des Gesamtgutachtens in humanmedizinischer Hinsicht unvollständig und vermögen nicht, hinsichtlich des besonders sensiblen und wertvollen „Schutzgutes Mensch“ die Umweltverträglichkeit der geplanten 380 kV-Steiermarkleitung zu belegen. (Siehe weiter beiliegende Fachstellungnahme).

4. Bisherige Einwendungen und Stellungnahmen

Auf die unter lfde. Nr. 5, 377,408,409 und 410 geführten Einwendungen wurde nicht eingegangen.
F)
Umweltverträglichkeitsgutachten gemäß § 12 UVP-G 2000 („Gesamtgutachten“)

Der Gesamtkomplex „Umweltverträglichkeitsgutachten“, der aus zahlreichen Fachbereichsgutachten und einem Gesamtgutachten („Umweltverträglichkeitsgutachten gemäß § 12 UVP-G“) besteht, ist teilweise inkonsistent und erweckt den Eindruck, dass unter Zeitdruck einzelne, teilweise unvollständige Fachbereichsgutachten in das „Gesamtgutachten“ gepresst wurden. Dieses berücksichtigt Feststellungen der Fachbereichsgutachten zum Teil gar nicht, zum Teil werden eindeutige, auch im Sinne des § 12 Abs 1 UVP-G abweichende,  Feststellungen und Schlussfolgerungen der Fachbereichsgutachten nicht oder ungenügend festgehalten bzw. verarbeitet. Unvollständigkeiten, fehlende Schlüssigkeit und fehlende Nachvollziehbarkeit von Fachbereichsgutachten potenzieren sich im Gesamtgutachten. Die im Gesamtgutachten attestierter Umweltverträglichkeit beruht somit zum Teil  auf falschen Annahmen. 

Auffallend ist, dass jedweder Hinweis fehlt, ob das Gesamtgutachten („Umweltverträglichkeitsgutachten gemäß § 12 UVP-G 2000“) von den Fachbereichsgutachtern, deren Einzelgutachten in diesem  Gesamtgutachten zusammengefasst sind, mitgetragen wird. 

Im Detail wird auf die beiliegende Fachstellungnahme verwiesen, die, wie bereits erwähnt, Teil dieser Einwendungen ist.

III
Anträge

Es werden folgende

A n t r ä g e

gestellt:

1. Ergänzung der Fachbereichsgutachten und des Gesamtgutachtens nach anerkannten Prüfkriterien im Sinne eines systematischen Gutachten-Stufenbaues.

2. Umfassende Behandlung der mit Stellungnahme vom 14.04.2004 samt Stellungnahme aus Sicht der örtlichen Raumplanung vom 14.04.2004 sowie der mit Einwendungen vom 28.06.2004 samt gutachterlicher Stellungnahme aus Sicht der örtlichen Raumplanung vom 28.06.2004 eingebrachten Vorbringen.

3. Treffen einer eindeutigen Aussage zur Umweltverträglichkeit der verfahrensgegenständlichen 380 kV-Leitung im Gemeindegebiet Werndorf unter Einbeziehung unbedingt erforderlicher Maßnahmen und empfohlener Maßnahmen.

4. Ausdrückliche Feststellung, dass das Gesamtgutachten von allen Fachbereichsgutachtern getragen wird.

Graz, 20.10.2004

(Dr. Dieter Neger)

Beilage:

Stellungnahme Raumplanungsbüro DI Pumpernig, Dipl.-Ing. Andreas Ankowitsch



DI Maximilian Pumpernig


Ing. Konsulent für Raumplanung und Raumordnung



8020 Graz, Mariahilferstraße 20



Tel. 0316/833170, Fax: 0316/8331703



e-mail: office@pumpernig.at
An das Amt der Stmk. LR

FA 13A

z.Hd. Dr.Wiespeiner, Schriftsatz im Original

an Rechtsvertretung

Dr. Dieter Neger

Kaiser-Franz-Josef-Kai 70

8010 Graz


Graz, 4. November 2005

GZ: 124GU04

K:\Gutachten allgemein\124GU04 380 kVLeitung\Text\umweltverträglichkeitsgutachten2.doc
Bearb.: An/Pir/Pe

Betrifft:
Umweltverträglichkeitsgutachten betreffend 380 kV-Leitung - Südburgenland - Kainachtal (Steiermarkleitung), Verbund Austrian Power Grid AG und Steweag/Steg GmbH 380 kV-Freileitung Zwaring (Steiermark) - Rotenturm (Burgenland) gem. § 12 UVP-G 2000; Anträge bzw. Fragestellungen/Stellungnahmen/Einwendungen zu Einzelgutachten bzw. Gesamtgutachten. Ausarbeitung von Grundlagen für die mündliche Verhandlung gemäß § 16 sowie zur Einarbeitung in die Entscheidung gemäß § 17 (4) leg. cit. im Auftrag der Gemeinde Werndorf (Parteienstellung nach § 19 (1) UVP-G 2000)
Präambel

Es wird auf die Stellungnahmen aus Sicht der Örtlichen Raumplanung vom 14.04.2004 sowie jener des Rechtsanwaltes Dr. Dieter Neger vom 14.04.2004 (GZ: N/KE N 2003-0054) sowie auf die gutachtliche Stellungnahme aus Sicht der Örtlichen Raumplanung im Auftrag der Gemeinde vom 28.06.2004, verfasst vom Raumplanungsbüro DI Pumpernig, GZ: 124GU04 sowie auf die Einwendungen des Rechtsanwaltes Dr. Dieter Neger, datiert mit 28.06.2004 (GZ siehe oben) verwiesen.

Die in o. angeführten Schriftsätzen geführten Einwendungen bleiben vollinhaltlich aufrecht, da die vorgebrachten Einwendungen großteils nur unzureichend behandelt wurden. Wesentliche fachsachliche Gegebenheiten wurden weder in den Einzelgutachten noch im Gesamtgutachten berücksichtigt. Einige der gestellten Einwendungen wurden im Sinne der geltenden Bestimmungen des § 12 (4) Z. 2 keiner inhaltlichen Bearbeitung zugeführt bzw. es findet sich teilweise überhaupt keine fachliche Auseinandersetzung mit den vorgelegten Stellungnahmen.

Im Nachfolgenden werden die im Zuge der mündlichen Verhandlung gem. § 16 UVP-G 2000 vom 18. und 19. 10. 2004 teilweise mündlich vorgebrachten Stellungnahmen/Einwendungen und Anträge sowie schriftlich am 20.10.2004 im Zuge der mündlichen Verhandlung vorgebrachten Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen sachgebietsbezogen wiedergegeben. 

Nachfolgend geführte konstruktive Beiträge aus Sicht der Örtlichen Raumplanung samt beigefügtem Schriftsatz des Herrn RA Dr. Dieter Neger zu den einzelnen Sachbereichen soll zur Entscheidungsfindung der Frage zur Umweltverträglichkeit des zur Prüfung vorgelegten Projektes nach den Bestimmungen des § 17 (4) leg. cit., insbesondere durch Aufnahme ergänzend festzulegender Auflagen, Bedingungen, Projektmodifikationen und Ausgleichsmaßnahmen (differenziert in unbedingt erforderliche und empfohlene) oder sonstiger Vorschreibungen, führen.

Nachfolgender Schriftsatz gliedert sich in:

1. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zu Gutachten des Fachbereiches Raumordnung, Themenbereich II Siedlungsraum und Ortsbild

2. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zu Gutachten für den Fachbereich Raumordnung, Themenbereich III Landschaftsbild

3. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zu Fachgutachten für den Fachbereich Raumordnung, Regionalentwicklung und Freizeit Erholung Tourismus

4. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zum schalltechnischen Gutachten 

5. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zum Fachbereich Humanmedizin

6. Anträge, Stellungnahmen, Einwendungen zum Umweltverträglichkeitsgutachen

1. ad Gutachten zum Fachbereich M-Raumordnung (Verfasser: Stadtland, DI Alfred Eichberger), Themenbereich II: Siedlungsraum und Ortsbild

1.1 ad Trassenfindung (Herleitung des Trassekorridors – Bezug Joanneum Research):

Es erfolgt von Seiten des Fachgutachters der Hinweis, dass geschlossene Siedlungsgebiete ausschließlich im Grazer Feld durchschnitten werden. Aus Sicht des Gutachters sei die Trassenoptimierung im Grazer Feld (Gemeinden Werndorf und Weitendorf) nicht vollends nachvollziehbar. Es werden keine Möglichkeiten und Auswirkungen einer Bündelung der 380 kV Leitung mit den beiden parallel Nord-Süd verlaufenden 110 kV Leitungen in den Gemeinden Werndorf und Kalsdorf diskutiert. Es fehle, so der Gutachter, ein Argumentarium bezüglich des Kriteriums „Bündelung mit vorhandenen Infrastruktureinrichtungen“ (Bezug Seite 5 / Fachgutachten). Die gutachtliche Aussage deckt sich inhaltlich teilweise mit jenen des Einwendungsstellers (Einwendungen vom 28.06.2004), der Gutachter nimmt jedoch tunlichst keinen Bezug auf das Abweichen der 380 kV-Trasse von der ursprünglichen Linienführung.
1.2 ad Methode-UVE:


Von Seiten des Gutachters wird angemerkt, dass „Unschärfen“ aus Sicht der einzelnen und in die Bewertung eingegangenen Kenngrößen und bei der Verknüpfungsmethode gegeben seien.

a) Es fehlen Schwellenwerte bezüglich des Kriteriums „Anzahl der Wohngebäude“; 

b) des weiteren seien ungleiche und inhomogene Abgrenzungen von Teilräumen gegeben, daraus resultieren möglicherweise Nivellierungen in der Beurteilung. 

c) Aus Sicht des Gutachters wird bemängelt, dass der 30 m Schutzstreifen beidseits der Leitungsachsen im Bereich der Querung von Siedlungspotenzialen der Gemeinde Werndorf/Bebauungsplangebiet „Polak“ relevant) in der Beurteilung nicht berücksichtigt wurde.

d) Von Seiten des Gutachters wird die Gefahr der unzulässigen Durchschnittsbildung erkannt: Verknüpfung von Teilsensibilitäten zu einer Gesamtsensibilität bzw. Teilwirkungsintensititäten zu einer Gesamtwirkungsintensität – durch diese Vorgangsweise ergibt sich die Gefahr unzulässiger Durchschnittsbildungen.

· Für die Ermittlung der Wirkungsintensität fehlen Definition und Begründung einer solchen (Bezug Seite 6 / Fachgutachten). 

· Bezüglich der Breite des Untersuchungsbereiches wird von Seiten des Gutachters festgestellt, dass die gewählten 150 m beidseits der Leitung zur Beurteilung der Auswirkungen auf den Siedlungsraum ausreichten. In den nachfolgenden Sätzen (Seite 7) wird jedoch diese Aussage dahingehend relativiert, als im Bezug auf die Erlebbarkeit der Leitung (Ortsbild) die tatsächliche Wahrnehmung (Erlebbarkeit) der Leitung bzw. einzelner Leitungselemente in Einzelfällen auch in einem Abstand von mehr als 150 m gegeben sei. Dies gilt auch für die zu beurteilenden Auswirkungen auf das Ortsbild und die Wahrnehmung der Trasse. Der in diesem Zusammenhang gewählte 1000 m breite Streifen sei ausreichend breit gewählt, im Einzelfall, so der Gutachter, kann auch ein erweiterter Betrachtungsraum erforderlich sein (vgl. Einwendungen des Fachgutachters DI Kolb zu Themenbereich III „Landschaftsbild“, dieser attestiert in Bezug auf die Auswirkungen des gegebenen Landschaftsbildes „nicht gegebene Umweltverträglichkeit“).

Trotz geäußerter Kritik des Gutachters gegenüber der verwendeten Methode des Fachberichtserstellers (Tischler), wird in den Schlussfolgerungen des Gutachters festgehalten, dass der „verwendete methodische Ansatz trotz einzelner Unschärfen geeignet sei, die Auswirkungen des Vorhabens auf Siedlungsraum und Ortsbild zu beschreiben….“. Die Einwendungssteller teilen diese Ansicht nicht, da allein das Kriterium „Anzahl der Wohngebäude“ keine Angaben darüber führt, ob hier Wohneinheiten oder Wohngebäude gemeint sind - bei Aufrechterhaltung des gegenständlichen Trassenverlaufes ist klar erkennbar, dass verhältnismäßig mehr Wohneinheiten betroffen sind als Wohngebäude beim ursprünglichen Trassenverlauf. Die Aussage des Gutachters ist nicht vollständig und nicht nachvollziehbar. Es wird von Seiten des Einwendungsstellers der Antrag gestellt, dass der ursprüngliche Trassenverlauf nach Verifizierung der in die Bewertung eingegangenen Kenngrößen wieder aufgegriffen wird, da beim ursprünglichen Trassenverlauf nachweislich weder Wohngebiete überspannt, noch derartig viele Wohneinheiten betroffen sind. 

Es werden auch keine gutachtlichen Schlüsse dahingehend gezogen, wie sich die ungleichen und inhomogenen Abgrenzungen von Teilräumen im Gesamtergebnis der Betrachtung auswirken. 

Des weiteren finden die gutachtlichen Schlussfolgerungen des Herrn DI Alfred Eichberger keinen Eingang im Umweltverträglichkeitsgutachten (Gesamtgutachten).

Die teilweise getroffene Kritik des Gutachters findet überdies kaum  Berücksichtigung im Gesamtgutachten.

1.3 ad Schlussfolgerung und Methode (Seite 7 des Fachgutachtens):

1.3.1 ad Überprüfung / Aktualisierung der Grundlagen:


Hier geht der Fachgutachter nicht auf die Problematik ein, dass der Fachberichtsersteller (der UVE) die aktuellen Plangrundlagen nicht verwendet hatte, offensichtlich erfolgt durch den Fachgutachter selbst die Aktualisierung der Grundlagen – dh. es fehlt nach wie vor die vollständige Befundung und Begutachtung des Fachberichtserstellers der UVE (Tischler).

1.3.2. ad Formulierung von Ausgleichsmaßnahmen und Beurteilung deren Wirkung:


Bezüglich des Ausgleiches von Nutzungsbeschränkungen im 30 Schutzbereich beidseits der 380 kV Leitung und der anzusetzenden Bestimmungen gem. Starkstromwegegesetz 1968 i.d.g.F. (Ausgleichszahlungen) und der gleichzeitig damit attestierten und festgestellten Erreichung „hoher Ausgleichswirkungen“ wird auf die rechtlichen Bestimmungen des UVP-G2000 §§ 12 (4) Z. 3 und 17 Z. 1 lit. b) und c) verwiesen. Das UVG hat gem. § 12 (4) Z. 3 leg. cit. „Vorschläge für Maßnahmen gemäß § 1 (1) Z. 2 auch unter Berücksichtigung des ArbeitnehmerInnenschutzes zu machen. Monetäre Ausgleichsmaßnahmen erfüllen keinesfalls die Aufgabe, dass „schädliche, belästigende oder belastende Auswirkungen des Vorhabens auf die Umwelt verhindert oder verringert oder günstige Auswirkungen des Vorhabens vergrößert werden“ (nähere Ausführungen aus rechtlicher Sicht siehe hiezu beiliegender Schriftsatz von Rechtsanwalt Dr. Neger).
1.4 ad Teilraum Gemeinde Werndorf (Seite 14 Gutachten):

1.4.1 ad Planungsstand: 

Bezüglich des Planungsstandes wird von Seiten des Gutachters angemerkt, dass der auf Basis des ÖEK und des Flächenwidmungsplanes Nr. 4.00 erstellte Bebauungsplan für Allgemeines Wohngebiet beschlossen worden sei, jedoch die Verordnungsüberprüfung noch nicht vorläge. Diese wurde jedoch mittlerweile durch die FA 13 B an die Gemeinde übermittelt. Die rechtlichen Tatbestände sind für die Entscheidung nach § 17 UVP-G  zu ergänzen und in die gutachtlichen Schlussfolgerungen aufzunehmen (vgl. hiezu Verordnungsprüfung des Amtes der Stmk. Landesregierung vom 03.09.2004, GZ: FA13B - 10.10 W 23-04/43, Rechtskraft der Verordnung mit 03.01.2004 und 03.07.2004 (Nachtragsbeschluss)).


Die differenzierte Betrachtung einzelner Wirkbeziehungen durch den Gutachter zeigt für die Gemeinde Werndorf klar auf, dass für die gegenständliche Wohngebietswidmung ein Rechtstitel für eine etwaige Bebauung entsprechend den geltenden Bestimmungen des Stmk. ROG 1974 i.d.g.F. gegeben sei. Durch die mittlerweile vorliegende positive Verordnungsprüfung nach § 100 Gemeindeordnung werden sämtliche Festlegungen inhaltlich bestätigt, so auch die korrekte verfahrensrechtliche Abwicklung des Verfahrens. Das gegenständliche Baugebiet ist demgemäß nach den geltenden Bestimmungen des Stmk. Baugesetzes und ROG bebaubar. Es erhebt sich aus Sicht der Gemeinde Werndorf grundsätzlich die Frage, ob es legitim erscheint, aufgrund der räumlich-funktionellen Gegebenheiten des Siedlungsgebietes überhaupt gutachtlich von möglichen „alternativen Nutzungsmöglichkeiten“ zu sprechen – in diesem Zusammenhang verweist der Gutachter abermals auf die Bestimmungen des Starkstromwegegesetzes 1968 i.d.g.F. jedoch mit dem zusätzlichen Vermerk, dass sich der Funktionsverlust nicht auf den 30 m Schutzstreifen beschränken könnte (dh. offensichtlich, dass sich die Entschädigungszahlungen somit aus seiner Sicht auf einen größeren Bereich zu beziehen hätten). Diese Feststellungen widersprechen jedoch grundsätzlich den geltenden Bestimmungen des UVP-Gesetzes, im Zuge dieser Untersuchung wäre zu prüfen gewesen, ob die Überspannung eines „baureif gemachten“ Bebauungsplangebietes zulässig oder unzulässig sei (ist nunmehr die vorgegebene Überspannung eines solchen Gebietes umweltverträglich oder nicht umweltverträglich ?). Im Zuge der Ausarbeitung des gutachtlichen Beitrages hätte diese Fragestellung unter Einbeziehung des humanmedizinischen und lärmtechnischen Gutachtens einem interdisziplinären Abstimmungsprozess zugeführt werden müssen.

1.4.2
ad Querung Freizeiteinrichtungen (Fischteich) (S 15 des Gutachtens):

Bezüglich der Querung der Fischteiche wird von Seiten des Fachgutachters festgestellt, dass eine Herabsetzung des subjektiven Wohlbefindens der Nutzer nicht ausgeschlossen werden kann. Bezüglich der Prüfung auf Umweltverträglichkeit wird jedoch von Seiten des Gutachters auf das diesbezügliche Teilgutachten Freizeit, Erholung, Tourismus verwiesen.

Von Seiten der Einwendungsstellerin wird bemängelt, dass die Beurteilung der nachweislich im Gemeindegebiet gegebenen ortsgebundenen Freizeit- und Erholungseinrichtungen zur Gänze fehlt. Der Fachgutachter für den Fachbereich Raumordnung, Regionalentwicklung und Freizeit, Erholung, Tourismus spricht im Bezug auf die Beurteilung der gegebenen Freizeiteinrichtungen ausschließlich die „Funktionsbeeinträchtigung“ an (das ist ein völlig anderes Beurteilungskriterium !), es fehlt somit die Beurteilung der Umweltverträglichkeit im Hinblick auf die bereits festgestellte „Herabsetzung des subjektiven Wohlbefindens“. Das Gutachten ist nicht vollständig und nicht schlüssig (zwei Gutachter sprechen von unterschiedlichen Beurteilungskriterien). Von Seiten der Einwendungsstellerin wird beantragt, dass die Begutachtung der Erholungs- und Freizeiteinrichtungen nach den o.g. Beurteilungskriterien in nachvollziehbarer Form erfolgt.

1.4.3
ad Querung Betriebsflächen (Seite 15 Gutachten):


In diesem Zusammenhang weist der Fachgutachter darauf hin, dass mögliche Nutzungsbeschränkungen in den festgelegten Aufschließungsgebieten für Industrie- und Gewerbegebiet II im 30 m Schutzbereich der Leitung denkbar sind – nähere Beurteilungen werden hier nicht abgegeben. Ist die Leitungsführung aus Sicht des zu beurteilenden Schutzgutes nunmehr umweltverträglich oder nicht? In den festgelegten Industrie- und Gewerbegebieten befinden sich teilweise betriebszugehörige Wohnbauten. Wodurch sich die mögliche Nutzungsbeschränkung in diesen Aufschließungsgebieten ergibt, wird nur unzureichend Bezug genommen.
1.4.4
ad Qualität / Störung des Ortsbildes und Erlebbarkeit der Leitung (Seite 15 des Gutachtens):


Von Seiten des Gutachters wird die geplante 380 kV Leitung als visuelle Zusatzbelastung dargestellt, gleichzeitig die Erlebbarkeit durch den vorgelagerten Auwald und durch das östlich der Mur ansteigende Gelände jedoch relativiert. Dieselbe Beurteilung wird ebenso für die 110 kV Leitung zum Umspannwerk Neudorf/Werndorf abgegeben. Zusammenfassend wird sowohl die Sensibilität als auch die Wirkungsintensität im Teilraum Werndorf mit hoch beurteilt und die Eingriffserheblichkeit mit sehr hoch beurteilt. Der Gutachter verschärft somit die Beurteilung des Fachberichtserstellers. Eine gutachterliche Konsequenz wird jedoch aus der strengeren Beurteilung nicht gezogen! Die daraus resultierenden erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen, die sich aus der Einstufung der Erheblichkeit ergeben, sind unzureichend definiert/konkretisiert.
1.5 ad Ausgleichsmaßnahmen und Gesamtbelastung (Seite 16 des Gutachtens):


Von Seiten des Fachgutachters wird die Bündelung der 380 kV Leitung mit der bestehenden 110 kV Freileitung im Leitungsabschnitt Alt-Werndorf auf der geplanten 380 kV-Trasse empfohlen. Des weiteren wird die Demontage der 110 kV Leitung im visuell vorbelasteten Raum Alt-Werndorf empfohlen. 


Für die Entschärfung des Zielkonfliktes „Überspannung des Wohngebietes Polak“ werden von Seiten des Fachgutachters zwei Ansätze / Maßnahmenbündel zur Diskussion gestellt:

a) Neuerliche Prüfung einer südlicheren Querungsvariante unter Ausnutzung bestehender Industrie- und Gewerbegebiete und allfälliger Bündelungsmöglichkeiten mit bestehenden Freileitungen (Seite 16 des Gutachtens)

b) Abstimmung der Siedlungsentwicklung Werndorf im Bereich des betroffenen Bebauungsplangebietes „Polak“ unter Berücksichtigung der vor Ort gegebenen Lage – und vorbelastungsbedingten Standortvoraussetzungen (dh. wenngleich nicht direkt vom Fachgutachter ausgesprochen, wird offensichtlich die Umwidmung des gegenständlichen Gebietes in Gewerbegebiet bzw. das Anbieten von Ersatzflächen bei Rückführung gegenständlicher Potenziale in Freiland in Erwägung gezogen.) 

Im UVP-Verfahren ist es nicht zulässig im Zuge der Beurteilung von Auswirkungen des Vorhabens alternative Lösungsmöglichkeiten ins Auge zu fassen, vielmehr ist das vorliegende Vorhaben im Hinblick auf seine Umweltverträglichkeit zu prüfen, es sei denn, dass eine der beiden Varianten als Projektmodifikation angesehen wird - dies wird im gegenständlichen Fall tunlichst vermieden. Das Gutachten setzt keinen gutachterlichen Schlusspunkt. Es wird der Antrag gestellt, dass der Gutachter die angedachten Alternativen im Sinne der unter Punkt 6 des gegenständlichen Schriftsatzes aufgeführten Beurteilungssystematik in die gutachterliche Konsequenz der Benennung von „unbedingt erforderlichen“ bzw. „empfohlenen“ Maßnahmen aufnimmt.

1.6 ad Anhang A „Fachliche Auseinandersetzung mit vorgelegten Stellungnahmen (Seite 59 des Gutachtens) – Bezug Gemeinde Werndorf, Einwendungen Rechtsanwalt Dr. Neger/Büro Pumpernig:

1.6.1
Bezüglich des Vorschlages zur Demontage bestehender Leitungen im Sinne einer Entlastung visuell bereits besonders vorbelasteter Siedlungsräume (Ortschaften, Siedlungsränder) wird von Seiten des Gutachters diese als sinnvoll erachtet. „Notwendigkeit und Wirkung dieser Maßnahme wären in einer orts- und landschaftsbildlichen Gesamtbeurteilung abzuklären und mit anderen Ausgleichsmaßnahmen eventuell im Zuge einer landschaftspflegerischen Begleitplanung abzustimmen.“ (Originalzitat)- diesbezüglich wären Konkretisierungen dahingehend erforderlich, wo landschaftspflegerische Begleitplanungen jedenfalls durchzuführen wären bzw. nach welchen Kriterien diese zu erfolgen hätten. Gelten die Begleitplanungen als „unbedingt erforderliche“ oder als „empfohlene“ Maßnahmen ?

1.6.2
Bezüglich der Durchschneidung der siedlungsgliedernden Grünverbindungen wird von Seiten des Gutachters festgestellt, dass sich zwar Leitungsführung und Grünzug berühren, jedoch von einer Durchschneidung nicht gesprochen werden kann. Im Besonderen verweist der Fachgutachter auf das Fachgutachten „Landschaftsbild“ (FA 17 B, DI Kolb).


Zur Stellungnahme der Gemeinde Kalsdorf (Stellungnahme Dr. Neger und Büro DI Pumpernig) wird von Seiten des Gutachters wie folgt Stellung genommen:


Von Seiten des Fachgutachters wird bezüglich der von den Einwendungsstellern festgestellten Fehlens von Ausgleichsmaßnahmen in der UVE mitgeteilt, dass aufgrund der nur randlichen Berührung des Gemeindegebietes Kalsdorf das Fehlen dieser festzulegenden Ausgleichsmaßnahmen nachvollziehbar sei – Diese Meinung wird von Seiten der Standortgemeinden Werndorf und Kalsdorf nicht geteilt, die bloße randliche Berührung kann nicht dazu führen, dass keine Ausgleichsmaßnahmen definiert werden, wenn von Seiten des Gutachters ein Betrachtungsraum von 1.000 m beidseits der Leitungsachse herangezogen wird. Die Beurteilung ist als nicht schlüssig anzusehen.
2. ad Gutachten für den Fachbereich Raumordnung Themenbereich III „Landschaftsbild“, Verfasser: Amt der Stmk. Landesregierung, FA 17 B, Hochbau- und Baugestaltung Sachbearbeiter: DI Kolb (GZ: FA17B 98-107/03-9):

2.1 Methodik (Seite 13 ff. des Gutachtens): 


Von Seiten des Gutachters wird ein „gravierender Mangel“ der Methode aufgrund des Fehlens einer Grenzwertbildung festgestellt, es sei nicht definiert worden, ab wann ein negatives Ergebnis vorliege, bzw. ab wann erhebliche nachteilige Auswirkungen auf einen Teilraum zu erwarten sind – die zusammenfassende Stellungnahme des FBE sei unvollständig und nicht schlüssig, da durch Fehlen von ausreichenden quantifizierbaren Bewertungsgrundlagen eine Bestätigung für die Umweltverträglichkeit nicht gegeben werden kann. Diese gutachterliche Aussage wird von Seiten der Gemeinde vollinhaltlich bestätigt, findet jedoch in den gutachterlicher Schlussfolgerungen des Gesamtgutachtens keine Berücksichtigung.

Bezüglich des Landschaftsschutzgebiete LS Nr. 31 Murauen Graz-Werndorf bis Mellachberg wird von Seiten des Gutachters festgestellt: „Es ist aus der Sicht des Schutzes der bestehenden Landschaft völlig unverständlich warum die Trasse in Längsführung durch das Schutzgebiet geplant wurde, wenn wenige 100 m westlich und östlich kein Schutzgebiet ausgewiesen ist. Die Trassenführung durch den geschützten Bereich entspricht einer bewussten Zerstörung des Landschaftscharakters in diesem Teilbereich und führt zu einer gravierenden Verunstaltung des Landschaftsbildes, da der 70 m hohe Masten in einer im derzeitigen Bestand geschützten Aulandschaft völlig fremde Element darstellen, die aus weiten Bereichen der Ebene und der Diellachhöhe sichtbar sind“. Des weiteren stellt der Gutachter fest, dass eine Waldüberspannung einen äußerst landschaftsfremden Eingriff und eine sehr erhebliche Beeinträchtigung darstelle – in der Conclusio wird festgestellt, dass das geplante Bauvorhaben jedenfalls den Intentionen des § 2 (2) Stmk. Naturschutzgesetz widerspricht. Die Freileitung stellt, so der Gutachter, im Landschaftsschutzgebiet eine erhebliche Belastung mit erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die geschützte Landschaft dar. Demnach ist die Trasse in diesem Bereich nicht umweltverträglich (ein diesbezüglicher Querbezug im Gesamtgutachten fehlt zur Gänze). In der Zusammenfassung (Seite 23 des Gutachtens) wird festgestellt: „In diesem Bereich sind Möglichkeiten der Bündelung mit dem bestehenden ca. 1 km westlich liegenden Leitungen zu überlegen oder eine Trassenvariante, die das Landschaftsschutzgebiet im Südosten umgeht.“ .


Gegenständliches Gutachten fand in den rechtlich verpflichtenden Abstimmungsprozessen der Einzelgutachter keinen Niederschlag, das Einzelgutachten des gegenständlichen Fachbereiches ist als undokumentierte und isolierte Aussage anzusehen. Die Einwendungsstellerin stellt den Antrag, dass gegenständliches Gutachten nach den geltenden Bestimmungen des § 12 (1) UVP-G einer ensprechenden Würdigung durch die Behörde unterzogen wird.


Die fachbezogene Stellungnahme zu den Einwendungen fehlt im beigelegten Einzelgutachten zur Gänze – es wurden keine inhaltliche Auseinandersetzung mit den vorgebrachten Einwendungen der Gemeinde Werndorf geführt (Von Seiten der Gemeinde Werndorf wie auch der Gemeinde Kalsdorf wurden Einwendungen im Bezug auf die Führung der Trasse durch das LS Nr. 31 geführt). Des weiteren fällt auf, dass keine interdisziplinären Abstimmungen zwischen den Einzelgutachten geführt wurden. Die vom Gutachter für „Landschaftsbild festgestellte gravierende Verunstaltung des Landschaftsbildes“ wird in Bezugnahme auf die Erarbeitung von möglichen Ausgleichsmaßnahmen vom Fachgutachter für Siedlungsraum und Ortsbild“ (Eichberger) nicht aufgegriffen.

3. ad Fachgutachten für den Fachbereich Raumordnung, Regionalentwicklung und Freizeiterholung, Tourismus, Amt der Stmk. Landesregierung, Abteilung 16, DI Rainer Opl (GZ: A16 42.430-1/01-5):

3.1 ad Zielkonflikte im Bezug auf die rechtskräftigen Regionalen Entwicklungsprogramme:


Bezüglich der geltenden Bestimmungen des REPRO Graz/Graz-Umgebung werden von Seiten des Fachgutachters keine Widersprüche zu den Festlegungen im Regionalen Entwicklungsprogramm abgeleitet (Der Fachgutachter nimmt jedoch nur Bezug auf das geltende REPRO LGBl. Nr. 26/1996, jedoch nicht auf den beschlussreifen Entwurf des REPRO-Neu (vorläufige Rechtskraft mit Herbst/Winter 2004). Im letztgenannten REPRO-Entwurf, welcher im Juli von Seiten des Regionalen Planungsbeirates Graz/Graz-Umgebung beschlossen wurde, werden gegenständliche Landschaftsschutzgebiete als sogenannte „Grünzonen“ (§ 5 des Wortlautes) festgelegt. Hier ergeben sich sehr wohl kritischere Beurteilungsgrundlagen für eine mögliche Leitungsführung in solchen Vorrangzonen. Gemäß § 5 (2) des REPRO-Entwurfes gelten „Grünzonen“ als „Ruhegebiete“ gem. § 82 (1) des Mineralrohstoffgesetzes. Der Bereich der Murauen im Grazer Feld nimmt somit besondere Bedeutung ein. Neben ihrer ökologischen Bedeutung sind die Murauen ein Erholungsgebiet für die Bevölkerung des Grazer Raumes. Das gegenständliche Gutachten wird demnach von Seiten der Gemeinde Werndorf als nicht schlüssig und unvollständig bezeichnet, auf die besonderen überörtlichen Spezifikationen wurde von Seiten des Fachgutachters nicht eingegangen. Die Einwendungsstellerin stellt den Antrag, dass gegenständliches „Öffentliches Konzept“ im Hinblick auf die Fragestellung der Auswirkung auf das Beurteilungsergebnis für gegenständlichen Sachbereich durch die Behörde einer kritischen Würdigung unterzogen wird.

3.2 ad Freizeit, Erholung und Tourismus (Seite 9 des Gutachtens):


Die überspannten Teile der Siedlungsstruktur in der Gemeinde Werndorf werden von Seiten des Gutachters als eine „bestehende Siedlungsstruktur und Gemengelage von nur sehr geringer Qualität“ bezeichnet – es ist unverständlich und nicht nachvollziehbar wie eine derartige Klassifizierung von historisch tradierten Siedlungsräumen zustande kommen kann. Das Attribut „Schutzgut Mensch“ wird von Seiten des Gutachters herabgewürdigt.

3.3 ad Gutachten (Seite 14 ff.):


Laut Aussage des Gutachters werden die Freizeiteinrichtungen im Siedlungsgebiet von Werndorf durch das Vorhaben in ihrer „Funktion“ nicht beeinträchtigt (es wird nicht angeführt, welche Freizeiteinrichtungen hier gemeint sind, überdies fehlt eine genauere Betrachtung der sog. Fischteiche im Ortsverband, die Charakteristik der „Funktionalität von Freizeiteinrichtungen“ wird auch nicht näher erörtert). Von Seiten des Gutachters wird jedoch festgestellt, dass die Naherholungsfunktion des Landschaftsschutzgebietes der Murauen durch die Trassenführung beeinträchtigt wäre. Das Zulassen einer Beeinträchtigung widerspricht den überregionalen Intentionen des Landes Steiermark, da eben diese Bereiche im REPRO-Neu als „Vorrangzonen/Grünzonen“ gem. § 5 des Verordnungswortlautes definiert sind (vgl. 3.1 des gegenständlichen Schreibens).


In der zusammenfassenden Beurteilung (Seite 18 des Gutachtens) wird von Seiten des Gutachters im Hinblick auf die Wirkungsintensität des Fachbereiches Regionalentwicklung, Freizeit, Erholung und Tourismus gegenüber der Bewertung in der UVE nunmehr eine hohe statt mittlere festgestellt. Dieselbe Änderung ergibt sich für die festgestellte Eingriffserheblichkeit (hohe Beurteilung durch den UVP-Gutachter, mittlere Beurteilung durch den UVE-Berichtsersteller). 

In der zusammenfassenden Begutachtung wird von Seiten des Gutachters weiters festgestellt, dass durch die teilweise gegebenen Mängel im methodischen Teil eine „Tendenz der Durchschnittsbildung“ von Bewertungen ableitbar sei und somit räumlich differenziertere Betrachtungen nicht gegeben sind. Nicht verständlich scheint die Aussage des Gutachters, dass „viele Konflikte mit Siedlungsbeständen daher auch indirekt den Gemeinden durch eine verfehlte Örtliche Raumplanung in den letzten Jahrzehnten anzulasten sei“  - diese Aussage ist keinesfalls in Verbindung zu bringen mit den geltenden Bestimmungen des UVPG – überdies wird angemerkt, dass gegenständliche Abteilung einen Großteil der Entscheidungsverantwortung für gegenständliche Situation in Graz-Umgebung mitträgt (Hinweis: Flächenwidmungspläne können nur mit Genehmigungsvorbehalt des Landes in Rechtskraft erwachsen/§ 29 Stmk. ROG 1974 i.d.g.F.). 


In der Conclusio (Seite 21 des Gutachtens) wird von Seiten des Gutachters verlangt, dass für räumliche Teilbereiche die Notwendigkeit bestehe Maßnahmen im Sinne des § 17 (4) 2. Satz des UVPG im Zuge der Entscheidung zu prüfen, um zu einem hohen Schutzniveau für das Schutzgut dieses Teilgutachtens zu gelangen. Ist hier die Verlegung der Trasse gemeint oder sind andere Ausgleichsmaßnahmen zu setzen ? Dem Gutachten fehlt die wesentliche gutachterliche Aussage, nämlich die verpflichtende Auseinandersetzung mit Detailfragestellungen (Freizeit & Erholung, Interpretation von „öffentlichen Konzepten“ u.a.m.), eine Ausarbeitung von Vorschlägen für Maßnahmen gem. § 12 (4) Z. 3 UVP-G und fachliche Aussagen zu den zu erwartenden Auswirkungen des Vorhabens auf die Entwicklung des Raumes unter Berücksichtigung öffentlicher Konzepte (REPRO-Entwurf) und Pläne (Regionalplan) und im Hinblick auf eine nachhaltige Nutzung von Ressourcen (vgl. Ziele/Maßnahmen im REPRO-Neu zu Vorrangzone/Grünzonen). Des weiteren fehlt eine fachliche Auseinandersetzung mit den vorgelegten Stellungnahmen der Gemeinde Werndorf, in diesen wird insbesondere auf o. g. Umstand der Nichtberücksichtigung vorliegender öffentlicher Konzepte hingewiesen. Das Gutachten ist weder vollständig noch schlüssig.

4. ad SCHALLTECHNISCHES GUTACHTEN, Amt der Stmk. Landesregierung, FA 17 C, Technische Umweltkontrolle und Sicherheitswesen, Schall-, Erschütterungs- und Lärmschutztechnik, DI Franz Reichl (GZ: FA17C 76.017/02):

Die geplante Freileitung kreuzt im gegenständlichen Gemeindegebiet der Gemeinde Werndorf das Landschaftsschutzgebiet LS Nr. 31, welches gem. Regionalem Entwicklungsprogramm Neu als „Vorrangzone/Grünzone“ (somit Ruhegebiet) festgelegt ist. Wie bereits vom Fachgutachter der Überörtlichen Raumplanung festgestellt (vgl. Punkt 3 des gegenständlichen Schreibens), wird die Naherholungsfunktion des Landschaftsschutzgebietes der Murauen durch die bloße Leitungsführung beeinträchtigt. Des weiteren führt gegenständliche Leitung am Naturschutzgebiet Nr. 73 C vorbei, kreuzt Gewerbegebiete und das Allgemeine Wohngebiet „Polak“ (nähere Ausführungen hiezu vgl. Punkt 1 des gegenständlichen Schreibens).

Gem. Punkt 2.3.4 „Einstufung der Siedlungsgebiet nach deren Empfindlichkeit gegenüber Lärm“ sind diese Gebiete somit wie folgt einzustufen:

Landschaftsschutzgebiet (Naherholungsgebiet), Naturschutzgebiet sowie ortsgebundene Freizeit- und Erholungseinrichtungen (Fischteiche) als Gebiete „mittlerer Sensibilität“ bzw. das Allgemeine Wohngebiet, welches im Ortszentrum der Gemeinde Werndorf gelegen ist, als Bereich „hoher Sensibilität“.

Zu den Inhalten im Einzelnen:

4.1 ad Schalltechnisches Untersuchungsgebiet / Ist-Zustand (Kapitel 2.3, Seite 4 des Gutachtens):


Aus den vorgelegten Unterlagen lässt sich nicht erkennen, ob für das bestehende Wohngebiet, welches nach den geltenden Bestimmungen des UVP-G (Öffentliche Konzepte) jedenfalls mitzuberücksichtigen ist, ein entsprechender Messpunkt gewählt wurde (Seite 6 des Gutachtens). Von Seiten des Lärmgutachters werden diesbezüglich den Wohnsiedlungen, dörflichen Siedlungsgebieten, Schulen, Ortszentren, hohe Sensibilitäten zugeordnet. Eine Begutachtung dieses Wohngebietes der Gemeinde Werndorf fehlt zur Gänze. Bezüglich des bestehenden Objektes auf Grdst. Nr. 576/2, KG Werndorf (Einstufung als Gebiet mittlerer Sensibilität) im Abstand von 89,0 m im Gemeindegebiet Werndorf (Bezug: Humanmedizinisches Gutachten, Dr. Guschlbauer, Seite 24 des Fachgutachtens), fehlt zur Gänze eine schallschutztechnische Beurteilung (Bezug: Seite 8 des Gutachtens, DI Reichl). 

4.2 ad zu erwartende Schallimmissionen (Seite 8 des Gutachtens):

Hinweis: Aus Sicht der Örtlichen Raumplanung sind die Schallimmissionen statt Schallemissionen von Relevanz, da diese auf das zu betrachtende Gebiet wirken.


Es fehlt eine Betrachtung der zu erwartenden Schallimmissionen auf dieses o.a. Wohnobjekt bzw. auf das festgelegte Allgemeine Wohngebiet, welches unmittelbar von der Überspannung betroffen ist (keine Aussagen auf Seite 17 des Gutachtens). Demnach fehlen in der zusammenfassenden Beurteilung (Seite 25 des Fachgutachtens) detaillierte Aussagen bezüglich der gegebenen und der zu erwartenden Immissionen in der Gemeinde Werndorf. In der Zwischenzeit wurde gegenständliches Gebiet schalltechnisch untersucht (Gutachten Dr. Michael Vatter), durch geeignete aktive Lärmschutzmaßnahmen sind im gegenständlichen Wohngebiet die für die Örtliche/Überörtliche Raumplanung maßgebenden Immissionsrichtwerte von 55 dB tags/45 dB nachts erreichbar. Wie wirkt sich das mögliche Korona-Geräusch der Leitungsführung auf das Wohngebiet aus, das gegenständliche Gebiet würde nach baurechtlicher Umsetzung und nach Erfüllung der schallschutztechnischen Rahmenbedingungen einer neuerlichen Lärmquelle ausgesetzt sein, für die es keine aktiven Schutzmaßnahmen gäbe - ist nunmehr die Überspannung eines Wohngebietes im Hinblick auf die zu erwartenden Schallimmissionen umweltverträglich oder nicht ? Im Zuge der mündlichen Verhandlung wurde diese Fragestellung damit abgetan, als die Ortsüblichkeit ins Treffen geführt wurde – diese Betrachtung stimmt im gegenständlichen Fall nicht, da dieses Gebiet bereits durch Maßnahmen immissionsfrei gestellt wird !
4.3 ad Einwendungsbehandlung (Seite 26 des Fachgutachtens):
Für die unter der laufenden Nr. 5, 377, 408, 409, und 410 bezeichneten Einwendungen (Büro Pumpernig, Dr. Neger) wird auf die Beilage 2 (Seite 20 Anhang) verwiesen, in dieser findet sich ein Verweis wiederum auf das Gutachten – im Gutachten selbst (sh. obige Ausführungen) werden jedoch keine Detailaussagen bezüglich des im humanmedizinischen Gutachten aufgeführten Wohnobjektes und des Bebauungsplangebietes „Polak“ geführt. Gegenständliches Gutachten ist demnach nicht vollständig nicht schlüssig und nicht nachvollziehbar. Es wurden offensichtlich keine interdisziplinären Abstimmungen geführt bzw. der Leser gegenständlichen Gutachtens irre geführt.

5. ad Fachbereich Humanmedizin, Gutachter: Dr. Reinhard Guschlbauer, Univ.-Prof. Dr. Manfred Neuberger:

5.1
ad Teil 2 „Elektromagnetische Felder“:

Auf Seite 2-4/Tabelle 1 (Grundlage: Gutachten Prof. Leitgeb) findet sich eine Zusammenstellung der „zu erwartenden magnetischen Induktionen in den Wohnobjekten mit einem Abstand bis zu 100 m Entfernung von der Steiermarkleitung beim thermischen Strom und beim max. Dauerstrom“. Für ein Wohnobjekt auf Grdst. Nr. 576/2, KG Werndorf, wurde eine diesbezügliche Beurteilung durchgeführt. Das bestehende Planungsgebiet „Polak“, welches nach den geltenden Bestimmungen des Stmk. ROG 1974 und jenen des BauG 1995 jederzeit bebaubar und i.S. des UVP-G miteinzubeziehen wäre (vgl. hiezu Klarlegung Rechtstatbestände unter Pkt. 1 des gegenständlichen Schriftsatzes), wird in diese Betrachtungen nicht einbezogen – dieses Gebiet wird jedoch durch die geplante 380 kV Leitung überspannt (zu beurteilende Entfernung demnach 0,0 m). Die Einwendungsstellerin stellt den Antrag, dass gegenständliche Baulandkategorie in die Begutachtung taxativ aufgenommen wird.

Dazu sei aus fachsachlicher Sicht angemerkt: 

Von den Fachgutachtern der Humanmedizin wird unter Teil 2/Kapitel 2, Seite 22 bezüglich der Einhaltung der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen festgehalten: „An sog. Orten mit empfindlicher Nutzung müssen Hochspannungsfreileitungen im maßgebenden Betriebszustand zu dem die in Anhang 1, Zif. 1 NISV festgelegten vorsorglichen Emissionsbegrenzungen einhalten. Diese vorsorglichen Anforderungen sind für Neuanlagen strenger als für alte……

Bei den Orten mit empfindlicher Nutzung (OMEN) handelt es sich (Art. 3 NISV):

· um Räume in Gebäuden, in denen sich Personen regelmäßig während längerer Zeit aufhalten. Dazu gehören insbesondere Wohnräume, Schulräume, Patientenzimmer in Spitälern und Altersheimen sowie Arbeitsplätze, an denen sich die Arbeitnehmer vorwiegend aufhalten wie zB Büros.

· um raumplanungsrechtlich festgesetzte Kinderspielplätze und um diejenigen Flächen von unüberbauten Grundstücken, auf denen die vorstehend erwähnten Nutzungen zugelassen sind.

Der Anlagegrenzwert für Hochspannungsleitungen beträgt:

· 1 Mikroteslar für den Effektivwert der magnetischen Flussdichte

· bei maßgebendem Betriebszustand.

Conclusio aus Sicht der Einwendungsstellerin:

Gegenständliches Wohngebiet, welches derzeit unbebaut ist, weist sämtliche raumplanungsrechtliche Voraussetzungen für o. genannten Nutzungsrahmen auf - hiefür müssten demnach die Anlagegrenzwerte für Hochspannungsleitungen von 1 Mikroteslar gelten (vgl. hiezu Ausführungen der Gutachter Kapitel 2-16 „Beurteilungsstrategie in Wohnbereichen“).

Von Seiten der Einwendungsstellerin ist nicht nachvollziehbar, aus welchen Gründen o. genanntes Gebiet keiner näheren Betrachtung unterzogen wurde - das Gutachten ist weder vollständig, schlüssig noch nachvollziehbar.

Des weiteren fehlen gutachtliche Äußerungen über die im Gemeindegebiet nachweislich gegebenen betriebszugehörigen Wohnungen in den festgelegten Gewerbegebieten - auch hier wären für die Dauerbewohnbarkeit die medizinischen Beurteilungen durchzuführen.

5.2 ad Teil 4 „Lärm und Vibration“:


Von Seiten der Humanmedizin werden die vom schalltechnischen Fachgutachter ermittelten Werte einer humanmedizinischen Beurteilung unterzogen und im Hinblick auf eine gewählte Sensibilitätsklassifizierung zugeordnet, demnach werden Gebiete für Wohnsiedlungen, dörfliche Siedlungsgebiete, Schulen, Ortszentren als Gebiete einer hohen Sensibilität zugeordnet. Im gegenständlichen Abschnitt des Gutachtens wird weder das Grdst. Nr. 576/2 noch das überspannte Wohngebiet im Ortsverband der Gemeinde Werndorf angeführt. Das Gutachten ist unvollständig.

5.3 ad Stellungnahmen zu vorgebrachten Einwendungen:


Die Beantwortung der Einwendungen erfolgt themenbezogen, unterteilt in elektromagnetische Felder, Luftschadstoffe, Wasser, Lärm. Von Seiten der Fachgutachter werden die lfden. Nr. der Einwendungen fachgebietsbezogen in der Präambel des jeweiligen Fachgebietes aufgeführt. Die Einwendungen des Herrn Dr. Neger/Büro DI Pumpernig sind mit den lfde. Nr. 5, 377, 408, 409 und 410 geführt. Wenngleich in der Einwendung unter Kapitel H des Herrn Dr. Neger Ausführungen zu Elektrosmog gegeben werden, findet sich in den Beantwortungen diese Einwendung nicht wieder – offensichtlich wurde von Seiten der Humanmedizin diese Einwendung nicht gelesen/nicht beurteilt. Das Gutachten ist i. S. der geltenden Bestimmungen des § 12 (4) Z. 2 UVP-G als unvollständig zu bezeichnen.

Bezüglich des Fachgebietes „Lärm“ (Seite 14 des Fachgutachtens) treffen dieselben Aussagen wie unter 5.3 zu. Es wird auf die Einwendungen 5, 377, 408, 409 und 410 nicht eingegangen (vgl. Kapitel I der Einwendung Dr. Neger). 

6 Zusammenfassende Stellungnahme zum vorliegenden Umweltverträglichkeitsgutachten gem. § 12 UVP-G 2000 (Gesamtgutachten):

6.1 Zum Aufbau des Gesamtgutachtens:

Von Seiten des Verfassers des Gesamtgutachtens wäre unter Heranziehung der Bestimmungen des § 12 (4) Z. 1 UVP-G 2000 eine umfassende und zusammenfassende Gesamtschau unter Berücksichtigung der Genehmigungskriterien des § 17 UVP-G 2000 darzulegen gewesen. Des weiteren wären nach § 12 (1) UVP-G 2000 im Umweltverträglichkeitsgutachten auch abweichende Auffassungen von mitwirkenden Sachverständigen festzuhalten gewesen. Um diese Aufgabenstellungen erfüllen zu können, bedingt dies nachfolgenden Stufenbau in der Ausarbeitung des Umweltverträglichkeitsgutachtens:

a) Definition des Untersuchungsrahmens, dieser legt den Prüfumfang für das UVG fest und beinhaltet im Wesentlichen die Auswahl der relevanten Fachbereiche und der relevanten Fragen gem. Prüfbuch und die Zusammenstellung des entsprechenden Sachverständigenteams gem. den Anforderungen aus dem Prüfbuch.

b) Festlegung des Untersuchungsraumes - gem. den Anforderungen aus den behandelnden Fachgebieten wird der zu betrachtende Untersuchungsraum an die Forderungen der einzelnen Schutzgüter angepasst.

c) Heranziehung eines Prüfbuches, welches die Basis für das zu erstellende UVG darstellt und als Grundlage für die Arbeit der Sachverständigen dient - dies zum Controlling der lückenlosen Aufarbeitung von Fragestellungen - das offensichtlich nicht vorhandene Prüfbuch hätte dazu geführt, dass von vornherein Festlegungen getroffen worden wären, die das koordinierte Zusammenarbeiten mehrerer Sachverständige unterschiedlicher Fragenbereiche sicherstellen würde. Die Fragestellungen im Prüfbuch wären in wesentliche Hauptfragenbereiche zu untergliedern gewesen:

· Fragenbereich Alternative Nullvariante

· Fragenbereich Umweltauswirkungen, Maßnahmen, Begleitende Kontrolle

· Auswirkungen auf die Entwicklung des Raumes/Raumordnung

· Auseinandersetzung mit Stellungnahmen zum Verfahren

d) Festlegung von Kriterien für die Beurteilung der Erheblichkeit des Vorhabens - im Gesamtgutachten sind unterschiedliche Aussagequalitäten der Einzelgutachter erkennbar, es gibt keine einheitliche Bewertung der möglichen Erheblichkeit der Auswirkungen. So wäre eine Abstufung der Beurteilung in mehrere Kategorien zwingend erforderlich gewesen. Die Bewertung der umweltrelevanten Auswirkungen des geplanten Vorhabens wäre jeweils unter Berücksichtigung der zu setzenden/vorzuschreibenden Maßnahmen erfolgt.

· Keine oder nicht relevante Auswirkungen

· geringfügige Auswirkungen

· wesentliche Auswirkungen

· untragbare Auswirkungen

Es findet sich keine einheitliche, durchgängige Bewertung nach standardisierten Vorgaben

Die in den Umweltfachberichten der UVEs formulierten Maßnahmen sollten als Basis für die Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens in den Teilgutachten gelten - die jeweils beigezogenen Sachverständigen (UVG-Gutachter) müssten diese verifizieren und hätte unseres Erachtens zusätzlich folgende Differenzierung durchführen müssen:

· unbedingt erforderliche Maßnahmen: die Umsetzung dieser Maßnahmen werden aus Sicht der Sachverständigen als Voraussetzung für die Bestätigung der Umweltverträglichkeit gefordert (diese werden auch der fachspezifischen Bewertung zugrunde gelegt) - in diesem Zusammenhang wäre die immer wieder durchgeführte Nennung von Ausgleichsmaßnahmen nach Starkstromwegerecht als rechtlich nicht zutreffend erkannt worden
· empfohlene Maßnahmen: die Umsetzung dieser Maßnahmen wäre sinnvoll und führt zu einer Verbesserung der Umwelt- und Vorhabenssituation über das unbedingt erforderliche Ausmaß hinaus - Beispiel hiefür: die von Seiten des Gutachters Raumplanung und Ortsbild genannte landschaftspflegerische Begleitplanung.

Da o. genannter Stufenbau im Gesamtgutachten keinesfalls erkennbar ist, kann die nachfolgende fachliche Kritik als kursorische, jedoch keinesfalls vollständige verstanden werden, gibt jedoch Einblick in die nicht gegebene Vollständigkeit, nicht gegebene Nachvollziehbarkeit und auch nicht gegebene Schlüssigkeit.

6.2 zu Kapitel 4.4.2:

Der Gutachter stellt fest, dass das Vorhaben weder in der Bauphase noch in der Betriebsphase nachhaltige Eingriffe auf den Schutzzweck und die Schutzzweckziele des Landschaftsschutzgebietes erwarten lässt. Diese Aussage findet sich im Einzelgutachten keinesfalls, ganz im Gegenteil. Der beauftragte Einzelgutachter (Themenbereich III Landschaftsbild) bezeichnet gegenständliches Vorhaben als nicht umweltverträglich, der Fachgutachter des Fachbereiches Raumordnung/Regionalentwicklung/Freizeit, Erholung und Tourismus nimmt überhaupt keinen Bezug auf diesen regional bedeutsamen Lebensraum (vgl. Vorrangzonen/Grünzonen gem. § 5 des REPROs-Neu).
6.3 zu Kapitel 4.9.2:

Es fehlt hier der gänzliche Querbezug zum Einzelgutachten des Themenbereiches III Landschaftsbild, das Gutachten ist nicht nur als unvollständig zu bezeichnen, sondern die Inhalte werden verfälscht und verharmlost.

6.4 zu Kapitel 5.2.1.1 Auswirkungen durch elektromagnetische Felder:

Es werden in Abhängigkeit von der Größe des Magnetfeldes 3 Bereiche festgelegt, die für den Fall des größten Magnetfeldes gültig sind - der zitierte Bereich von 0 -90 m mit dem max. auftretenden Magnetfeld von 21 µT wird kommentarlos übernommen, gleichzeitig wird in ausführlicher Art und Weise der Vorsorgewert der Schweiz von 1 µT zitiert und als Beurteilungsgrundlage herangezogen - in den Schlussfolgerungen des Gesamtgutachtens fehlen jedoch Aussagen des verwendeten strengsten medizinischen Vorsorgewertes aus der Schweiz in Verbindung mit der vorgesehenen Überspannung eines Wohngebietes, welches im Sinne der geltenden Bestimmungen des Stmk. ROG 1974 und BauG 1995 einer Bebauung zugeführt werden kann. 

6.5 zu Kapitel 5.7 Themenbereich Landschaft, 5.7.2 Steiermark:

Bezüglich der fachlichen Auseinandersetzung mit jenen Stellungnahmen, welche den Themenbereich Landschaft ansprechen, sind im Rahmen des Kapitel 4.9.2 des vorliegenden Umweltverträglichkeitsgutachtens wiedergegeben. Im Kapitel 4.9.2 (Auswirkungen des Vorhabens auf die Landschaft) sind keine konkreten Auseinandersetzungen mit den vorgebrachten Stellungnahmen geführt. Es erfolgt somit ein Verweis von einem Kapitel auf das andere, ohne reelle Auseinandersetzung mit der Sachproblematik.

6.6 zu Kapitel 5.9.3 Örtliche Raumplanung:

Vom Gesamtgutachter wird festgestellt, dass für jene Bereiche, die „hohe Belastungen“ aufweisen, jedenfalls Ausgleichsmaßnahmen formuliert werden (dies trifft für die Gemeinde Werndorf zu). Ausgleichsmaßnahmen wären somit aus Sicht der Teilgutachter für unterschiedliche Fachgebiete erforderlich - bei näherer Betrachtung des Kapitels 6 „Vorschläge für Maßnahmen“ fällt auf, dass für das Gemeindegebiet Werndorf weder für den Bereich Humanmedizin, noch für den Themenbereich Schalltechnik, noch für den Bereich Örtliche Raumplanung unbedingt erforderliche Maßnahmen definiert werden - dies erklärt sich dadurch, dass durch den Gesamtgutachter mangels eines Prüfbuches auch nicht aufgefallen sein kann, dass die Einzelgutachten zum Teil unvollständig, nicht schlüssig und nicht nachvollziehbar sind. In einem Gesamtgutachten Überlegungen zur „Leitungsoptimierung im Teilraum Werndorf“ zu führen und dies überdies ohne konkrete Handlungsanweisungen kann nicht im Sinne der Bestimmungen des UVP-G 2000 sein - der auf Seite 217 unter lit. b) geführte Maßnahmenvorschlag „Abstimmung der Siedlungsentwicklung Werndorf“ im Vorhaben 380 kV-Leitung Steiermark im Bereich des betroffenen Bebauungsplangebietes Polak „unter Berücksichtigung der hier gegebenen lage- und vorbelastungsbedingten Standortvoraussetzungen“ bedeutet nichts anderes, als die rechtens zustande gekommene Widmung eines Wohngebietes in ein anderes abzuändern - Aufgabe des Umweltverträglichkeitsgutachtens wäre es jedoch gewesen, sich eben mit jener Rechtsgegebenheit auseinanderzusetzen und fachliche Aussagen darüber zu treffen, welche Auswirkungen durch das Vorhaben auf die Entwicklung des Raumes zu erwarten sind. Gegenständliche Rechtstatbestandssituation ist gem. § 12 (4) Z. 5 leg. cit. nicht als öffentliches Konzept/Plan zu werten, sondern ein verordnungsgeprüfter Rechtstatbestand, welcher schlichtweg unberücksichtigt bleibt - die Gemeinde Werndorf fordert eine gutachtliche Aussage dahingehend, ob die Überspannung einer 380 kV-Leitung als umweltverträglich angesehen werden kann oder nicht. 

6.7 Bezüglich des Kaptitels 9 „Vorschläge zur Beweissicherung“ fehlen im Kapitel 9.2 Humanmedizin gutachtliche Aussagen zu jenem Bereich, wo die 380 kV-Leitung über das Wohngebiet geführt werden soll, dies ebenso für das Kapitel Lärm (diese Sachproblematik wird im gegenständlichen Kapitel überhaupt nicht angeführt. 

Im gegenständlichen Kapitel müsste bei entsprechender Auseinandersetzung mit den gutachtlichen Aussagen der Einzelgutachter das Erfordernis der landschaftspflegerischen Begleitplanung enthalten sein - wer prüft diese, welche Kriterien umfasst diese, wie kommt die Standortgemeinde Werndorf zur Rechtssicherheit einer empfohlenen Maßnahme ?

Die vom Einzelgutachter Raumplanung, Freizeit, Erholung, Tourismus geführte Fragestellung „der Notwendigkeit Maßnahmen im Sinne des § 17 (4) 2. Satz des UVP-G im Zuge der Entscheidung zu prüfen“, geht im Gesamtgutachten gänzlich verloren. Zusammenfassend kann sohin festgestellt werden, dass die Unvollständigkeit, nicht gegebene Schlüssigkeit und Nachvollziehbarkeit der Einzelgutachten in potenzierter Form ins Gesamtgutachten getragen wurde, da diesem (offensichtlich aus Zeitmangel) kein klares Konzept unterlegt wurde (siehe oben dargestellter unbedingt erforderlicher Strukturaufbau eines Gesamtgutachtens).


Hochachtungsvoll


DI Maximilian Pumpernig


i.A. DI Andreas Ankowitsch

124. Einwendung von Frau Elisabeth Polterauer, 8081 Kocheregg 81:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 17) wird mündlich vorgetragen.

(Elisabeth Polterauer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Dr. Rath)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.

125.  Einwendung von Bürgerinitiative St. Margarethen/Raab, vertreten durch Elfriede Hierzer und Mag. Karin Erhart-Auner, 8321 St. Margarethen/Raab 137:
Die schriftlich vorgelegte Einwendung (Seiten 4) wird mündlich vorgetragen.

(Elfriede Hierzer)

Die Übernahme der Einwendung wird bestätigt:

(Mag. Scherbler)

Schriftlich eingegangenes Originaldokument kann als pdf-file geöffnet werden.
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